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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ANTI-SCHLACHTHOF-WIETZE-AKTION/030: Fronten und Ereignisse - zugunsten des Tierschutzes und der Mitarbeiter ... (Gemeinsam gegen die Tierindustrie)


Bündnis Gemeinsam gegen die Tierindustrie - Pressemitteilung vom 26. Mai
2020

Corona und Arbeitsbedingungen in Schlachthöfen: 

Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie" kündigt Aktionstage an



Unter dem Motto "Solidarität mit den Arbeiter*innen in der Tierindustrie"
ruft ein bewegungsübergreifendes Bündnis zu bundesweiten Aktionstagen vom
28. bis 31. Mai auf. Die Tierindustrie müsse zum Infektionsschutz sofort
heruntergefahren, die Arbeiter*innen finanziell abgesichert werden. In
mehreren Bundesländern sind Kundgebungen und kreative Aktionen geplant.

Das Bündnis rechnet damit, dass 10-15 Gruppen in Baden-Württemberg, Bayern,
Brandenburg, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen sich an
den Aktionstagen beteiligen werden. Bereits öffentlich angekündigt sind
einige Kundgebungen vor Schlachthöfen und in Innenstädten sowie
Flyeraktionen. Dabei soll der Infektionsschutz gewährleistet werden. Zum
Auftakt findet am Donnerstagabend ein Online-Podiumsgespräch zum Thema
Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie mit Vertreter*innen von
Gewerkschaften und Arbeitsrechtsinitiativen statt.

Das Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie", dem vor allem Gruppen aus
der Klimagerechtigkeits- und der Tierrechtsbewegung angehören, kritisiert
die Situation der Arbeiter*innen in Schlachthöfen und fleischverarbeitenden
Betrieben sowie den Umgang mit der Corona-Krise von Seiten der
Tierindustrie.

"In den letzten Wochen haben sich Schlachthöfe bundesweit als
Corona-Infektionsherde erwiesen. Dabei wurden auch die ausbeuterischen
Arbeitsbedingungen in der Tierindustrie in die Öffentlichkeit gerückt",
sagt Konrad Eckstein vom Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie".
"Trotzdem laufen die Schlachtfabriken auf Hochtouren - das ist ein Skandal!
Mit unseren Aktionstagen setzen wir ein Zeichen der Solidarität mit den
Schlachtfabrikarbeiter*innen, aber auch allen anderen Arbeiter*innen, die
für die Gewinne einiger weniger unter widrigsten Umständen arbeiten
müssen."

Die Ankündigungen der Regierung, Werkverträge und Leiharbeit in der
Fleischindustrie zu unterbinden, hält das Bündnis für bloße
Absichtserklärungen, die auch bei Realisierung nicht ausreichend seien.

"In Anbetracht der politischen Einflussmacht der Fleischindustrie darf
bezweifelt werden, ob die Maßnahmen so eins zu eins umgesetzt werden", so
Eckstein. "Unabhängig davon müssen die Schlachthöfe sofort geschlossen und
die Arbeiter*innen geschützt und abgesichert werden. Wir fordern auch, dass
Wohnraum bereitgestellt wird, der eine würdige und den Erfordernissen der
Corona-Situation genügende Unterbringung ermöglicht. Daneben brauchen wir
dringend einen grundlegenden Wandel im Agrar- und Ernährungssystem, den wir
jetzt einleiten müssen. Die Tierindustrie befeuert die Klimakrise, fügt
Tieren gigantisches Leid zu und beutet Menschen aus. Wir fordern ihre
Abschaffung."


Über das Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie?:

Das Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie" ist ein
bewegungsübergreifendes, überregionales Bündnis, das sich im Rahmen einer
Aktionskonferenz im Juli 2019 gegründet hat. Ein geplantes Aktionscamp
gegen die PHW-Gruppe im Juni 2020 in Niedersachsen musste aufgrund der
Corona-Situation verschoben werden. Das Bündnis fordert die Abschaffung der
Tierindustrie und eine Agrarwende hin zu einer solidarischen und
ökologischen Produktions- und Organisationsweise, die nicht auf Kosten
anderer erfolgt und nicht am Gewinn orientiert ist.


Die bereits feststehenden Veranstaltungen:

Eine stetig aktualisierte Liste der angekündigten Aktionen finden Sie
unter:

https://gemeinsam-gegen-die-tierindustrie.org/aktionsankuendigungen/

Links:

https://gemeinsam-gegen-die-tierindustrie.org/

https://todon.nl/@GemeinsamGegenDieTierindustrie

https://twitter.com/GGTierindustrie

https://facebook.com/GemeinsamGegenDieTierindustrie/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Bündnis Gemeinsam gegen die Tierindustrie

E-Mail: presse@gemeinsam-gegen-die-tierindustrie.org

Internet: https://gemeinsam-gegen-die-tierindustrie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 27. Mai 2020 
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ATOM/264: Strahlende Wege - die Uhr tickt stur ... (BBU)


Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Mitglied im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung, 25.05.2020

Protest gegen Uranmüllexporte 

NRW-Landesregierung soll Uranmüllproduktion in Gronau beenden



Bonn, Gronau - Am Montag, 25.5.2020, wurde mit einer
Mahnwache auf der Brücke vor der bundesweit einzigen
Urananreicherungsanlage (UAA) in Gronau (NRW) gegen Uranmüllexporte von
Gronau nach Russland demonstriert. Veranstalter war der Arbeitskreis
Umwelt (AKU) Gronau, der im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz
(BBU) organisiert ist. Der BBU (mit Sitz in Bonn) bekräftigte inzwischen
seine Forderung, dass die zuständige NRW-Landesregierung die Gronauer
Uranfabrik sofort und dauerhaft schließen und damit die
Uranmüllproduktion beenden soll.

"Die Mahnwache in Gronau wurde wie geplant durchgeführt, die
Bahnwaggons, die schon länger auf dem Gelände der Uranfabrik stehen,
haben das Werksgelände aber noch nicht verlassen. Weitere
Protestaktionen an der Bahnstrecke von Gronau bis Amsterdam, die bereits
geplant waren, wurden verschoben. Die Anti-Atomkraft-Bewegung wird auf
jeden Fall weiterhin aufmerksam bleiben und weitere Proteste
vorbereiten", erklärte das Gronauer BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Der AKU Gronau befürchtete, dass heute Vormittag wieder ein Sonderzug mit
Uranmüll von Gronau über Münster Richtung Amsterdam (Hafen) starten
könnte. Entsprechende Transporte erfolgten in der jüngeren Vergangenheit
wiederholt alle drei bis vier Wochen an Montagen. So verließ auch am 4.
Mai 2020 unter Protest um 11.13 Uhr ein Sonderzug mit Uranmüll mit
vermutlich 600 Tonnen abgereichertem Uranhexafluorid (UF6) die
Urananreicherungsanlage Gronau. Erstes Fahrtziel war der Hafen
von Amsterdam, von wo der Uranmüll per Schiff nach Russland transportiert
wurde.

"Bei einem Transportunfall mit Uranhexafluorid-Freisetzungen müsste die
Bevölkerung weiträumig evakuiert werden. Das ist unter normalen
Umständen kaum machbar. In Corona-Zeiten müsste solch eine Katastrophe
unbedingt verhindert werden. Letztlich ist die sofortige Stilllegung der
Gronauer Uranfabrik unser Ziel", betont Udo Buchholz, Gronauer
Vorstandsmitglied des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).

Die Route der Uranmüllzüge, die häufiger fahren, führt von Gronau über
Burgsteinfurt, Münster, Drensteinfurt, Hamm, den Kreis Unna, das
Ruhrgebiet, Duisburg, Viersen, Mönchengladbach, Venlo und viele
niederländische Orte bis zum Hafen Amsterdam. Nach der Verschiffung nach
St. Petersburg geht es per Bahn weiter zum Zielort Novouralsk bei
Ekaterinburg. Dort wird der Uranmüll, ebenso wie in Gronau, unter freiem
Himmel für unbestimmte Zeit gelagert.

Gegen den Uranmüllexport von Gronau nach Russland wurde bereits vielfach
in Gronau und Münster, sowie in anderen Orten an der Strecke,
protestiert. Anfang April hatte sich die Stadt Münster beim
Urenco-Konzern gegen die Urantransporte durch Münster ausgesprochen.

Hauptziel des AKU Gronau, des Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen, des BBU und anderer Organisationen ist die Stilllegung der
Gronauer Urananreicherungsanlage. Noch bis Ende Mai kann im Internet
eine Petition gegen Urananreicherung, Atomwaffen und Uranmüllexporte
unterschrieben werden:

www.ostermarsch-gronau.de


Hintergründe:

Die Urananreicherungsanlage in Gronau wird vom Urenco-Konzern betrieben.
Sie gehört zu je einem Drittel dem niederländischen und britischen Staat
- das deutsche Drittel teilen sich RWE und EON zu gleichen Teilen. Die
Bundesregierung und die NRW-Landesregierung üben die fachliche und
politische Atomaufsicht über die Urananreicherung in Gronau aus. Beide
Regierungen lehnen eine Stilllegung der Urananreicherungsanlage im
Rahmen des deutschen Atomausstiegs bislang ab. Dagegen gab es in den
letzten Jahren immer wieder Proteste von Anti-Atomkraft-Initiativen und
Umweltverbänden. Im Januar hatten die russischen Umweltorganisationen
Greenpeace und Ecodefense im Bundesumweltministerium 70 000
Unterschriften aus Russland gegen die Uranmüllexporte überreicht.

Weitere
Informationen zum Themenkomplex Urenco und Urananreicherungsanlagen:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

http://urantransport.de

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

https://www.ippnw.de

https://www.laka.org

http://www.wise-uranium.org

http://close-capenhurst.org.uk

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/723: Klimakampf und Kohlefront - Abbau konsequent und geregelt ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus e.V. - Pressemitteilung vom 26.05.2020

Ostdeutsche Tagebaue nicht energiepolitisch notwendig

 GRÜNE LIGA: Forderung der LEAG entbehrt jeder Logik



Cottbus - Die GRÜNE LIGA widerspricht vehement der Forderung des
Kohlekonzerns LEAG, die energiepolitischen Notwendigkeit ihrer ostdeutscher
Tagebaue im Kohleausstiegsgesetz explizit festzuhalten [1].

René Schuster von der Bundeskontaktstelle Braunkohle der GRÜNEN LIGA sagt
dazu:

"Die LEAG versucht dem Gesetzgeber, die Katze im Sack zu verkaufen. Das
Unternehmen hat angekündigt, seine Abbauplanung um etwa 340 Millionen
Tonnen reduzieren zu müssen [2], verrät aber noch nicht, wo diese Kohle im
Boden bleiben würde. Die LEAG verlangt jetzt offenbar vom Parlament, ein
Konzept für notwendig zu erklären, das sich das Unternehmen erst im
Anschluss aussuchen will. Ein solcher Blanko-Scheck wäre mit
rechtsstaatlichen Grundsätzen unvereinbar."

Schuster weiter: "Der einzige korrekte Weg ist, nach Verabschiedung des
Kohleausstiegsgesetzes die energiepolitisch notwendige Kohlemenge und die
entsprechenden Abbauplanung in transparenten rechtsstaatlichen Verfahren zu
ermitteln. Dazu gehören Variantenbetrachtungen, Beteiligung der
Öffentlichkeit und Prüfung der Auswirkungen auf Umwelt und Wasserhaushalt.
Für den Tagebau Nochten (Freistaat Sachsen) ist die Überarbeitung des
Braunkohlenplanes bereits eingeleitet, für den Tagebau Welzow-Süd
(Brandenburg) soll die nach Verabschiedung des Kohleausstiegsgesetzes
beginnen. Die aktuelle LEAG-Forderung zielt offensichtlich darauf ab, diese
Verfahren inhaltlich auszuhöhlen und die Rechte betroffener Anwohner und
Grundeigentümer auszuhebeln."


Anmerkung:

[1] "Die WELT" vom 25. Mai 2020: "Wirtschaft fühlt sich beim
Kohlekompromiss hintergangen"

https://www.welt.de/print/die_welt/wirtschaft/article208253069/Wirtschaft-fuehlt-sich-beim-Kohlekompromiss-hintergangen.html

[2] Auszug aus Pressemitteilung der LEAG vom 29. Januar 2020:

"Fest steht, dass das Lausitzer Energieunternehmen wegen der verkürzten
Kraftwerkslaufzeiten seine Kohlenförderung um zusätzlich etwa 340 Millionen
Tonnen reduzieren muss (...)"

https://www.leag.de/de/news/details/leag-traegt-den-kohleausstiegsplan-der-regierung-mit/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26.05.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/722: Klimakampf und Kohlefront - das Gegenteil vom politisch Erstrebenswerten ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Bootsblockade vor Kohlekraftwerk Reuter-West für sofortigen
Kohleausstieg +++ Ende Gelände: Vergoldung von Uralt-Kraftwerken ist
wahnwitzig



Berlin - Aktivist*innen von Ende Gelände und den Anti-Kohle-Kids
protestieren heute mit einer Bootsblockade am Berliner Steinkohlekraftwerk
Reuter-West für den sofortigen Kohleausstieg. Die Blockade findet
anlässlich der Anhörung im Wirtschaftsausschuss zum Kohleausstiegsgesetz
statt. Der Gesetzesentwurf sieht einen Kohleausstieg bis 2038 und
Entschädigungszahlungen für Kraftwerksbetreiber vor.

Ronja Weil, Pressesprecherin von Ende Gelände, zum Protest: "Wir kämpfen
heute gegen das Versagen der Bundesregierung beim Kohleausstieg. Der
Wahnsinn der Regierung vernichtet unsere Zukunft und zerstört
Lebensgrundlagen. Ob Corona oder Klimakrise: Eine Rückkehr zur alten
Normalität kann es nicht geben, wir müssen die Ursachen der Krisen
bekämpfen. Wir brauchen den sofortigen Kohleausstieg und ein System, das
nicht Profite, sondern Menschenleben schützt!"

Zu den Diskussionen über Entschädigungszahlungen erklärt Ronja Weil:
"Während Millionen Menschen gerade um ihre Existenzgrundlage fürchten,
sollen Uralt-Kraftwerke vergoldet werden. Entschädigungszahlungen für
Kohlekonzerne wirken in Corona-Zeiten genauso wahnwitzig wie 
Lufthansa-Rettung oder Abwrackprämie. Diese Ungerechtigkeit macht uns fassungslos. Es
darf kein Geld mehr für Klimazerstörung geben, wir fordern ein sofortiges
Ende von fossilen Industrien!"

Die Bootsblockade wird zusammen mit der Grünen Jugend, linksjugend ['solid]
und der BUND Jugend veranstaltet.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/721: Klimakampf und Kohlefront - Kompromiß umzureichend bis falsch ... (Antje Grothus)


Antje Grothus - Pressemitteilung vom 24. Mai 2020

Kohlegesetz ist eine Mogelpackung -

Gesetzesentwurf liest sich in Teilen wie Wunschzettel des Kohlekonzerns
RWE



Buir-Berlin, 24.05.2020. Anlässlich ihrer Einladung zur Anhörung als
Sachverständige in den Wirtschaftsausschuss der Bundesregierung am
25.05.2020 zieht das ehemalige Mitglied der Kohlekommission, Antje Grothus,
eine ernüchternde Bilanz zum vorliegenden Entwurf des Kohle-Gesetzes:

"Das Kohlegesetz ist eine Mogelpackung und bildet nicht den
gesellschaftlichen Minimalkompromiss zum Kohleausstieg ab, für den wir mit
den Empfehlungen in der Kohlekommission die Grundlagen gelegt haben. Der
Entwurf ist streckenweise das Gegenteil von dem, was die Kommission
empfohlen hat, und geht insbesondere zu Lasten des Klimaschutzes und der
Menschen in den bedrohten Dörfern. In Teilen liest sich der Gesetzentwurf
wie der Wunschzettel des Kohlekonzerns RWE.

Die Bestandssicherung des Tagebaus Garzweiler ist unnötig und skandalös.
Sie würde neues klima- und sozialpolitisches Unrecht schaffen. Wenn RWE den
Tagebau Garzweiler II unter Inanspruchnahme der Dörfer fortführt, wird
dadurch mehr Kohle gefördert als unter Klimaschutzaspekten zulässig ist.
Das ist klimapolitisch fatal und nicht kompatibel mit dem im Gesetzentwurf
verankerten Abschaltplan von Kohle-Kraftwerken. Im Tagebau Garzweiler II
liegt weit mehr Kohle, als noch verfeuert werden darf. Wenn die
Bundesregierung den RWE-Wunsch zur geplanten Weiterführung des Tagebaus
Garzweiler II erfüllt, drohen zusätzliche Mehremissionen von bis zu 360
Millionen Tonnen CO2.[1] Das entspricht ungefähr der viereinhalb-fachen
Menge der energiebedingten CO2-Jahresemissionen aus den 
RWE-Großkraftwerken in NRW.

Die Garzweiler-Klausel torpediert auch den Erhalt der fünf noch bedrohten
Dörfer. Statt alle Möglichkeiten der Kommissionsempfehlungen auszuschöpfen,
will die Bundesregierung, dass weitere Dörfer für den Kohleabbau zerstört
werden - in Zeiten, in denen der Kohleausstieg einen politischen Konsens
darstellt. Das ist absolut unverständlich, unnötig und ungerecht und das
Gegenteil von sozial verträglich. Das untermauern mittlerweile bereits drei
vorliegende Gutachten des Deutschen Institutes für Wirtschaftsforschung.[2]

Die Interessen der betroffenen Anwohner*innen in der Region müssen gewahrt
werden, kein weiteres Dorf darf mehr der Kohleförderung oder -verstromung
zum Opfer fallen. Auch der dauerhafte Bestand des Hambacher Waldes, der mit
keiner Silbe im Entwurf erwähnt wird, muss verbindlich festgeschrieben
werden. Wenn die Bundesregierung das nicht umsetzt, wird es keine
Befriedung im Kohlekonflikt geben und die Proteste werden wieder
eskalieren.

Problematisch sind auch die geplanten öffentlich-rechtlichen Verträge,
unter anderem weil sie den schwachen Ausstiegspfad zementieren. Damit nimmt
die Bundesregierung sich und kommenden Regierungen den notwendigen
Handlungsspielraum um angemessen auf vereinbarte Revisionsdaten reagieren
zu können. Die sich dynamisch entwickelnde Klimakrise erfordert Optionen
für Flexibilität statt einer starren, und auf Jahrzehnte manifestierten,
Tagebauplanung. Die Bundes- und Landesregierung muss sich alle
Möglichkeiten offen halten um in regelmäßigen Zeiträumen den Ausstiegspfad
nachschärfen zu können. Braunkohleabbaufelder müssen kleinstmöglich
dimensioniert werden und Genehmigungen für Vergrößerungen sorgfältig
geprüft und abgewogen werden. Anders sind auch die Pariser Klimaziele kaum
noch zu erreichen.

Indem die Bundesregierung die Empfehlungen der Kohlekommission so eindeutig
in Geist und Buchstaben ignoriert, delegitimiert sie demokratische
Beteiligungsprozesse in Kommissionen, die versuchen gesellschaftliche
Großkonflikte durch Kompromisslösungen unter den beteiligten Akteuren zu
lösen oder zu entschärfen. Damit schwächt sie das Vertrauen in die
Demokratie. So entsteht Politikverdrossenheit.


Meine schriftliche Stellungnahme finden Sie unter:

www.bundestag.de/resource/blob/697416/717d16f65a1aeeb2e0ceac57a918d0c6/sv-grothus-data.pdf

Anmerkungen:

[1] BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2020): "Welche Annahmen liegen der
Landesregierung bezüglich der Behauptung der Bundesregierung einer
energiewirtschaftlichen Notwendigkeit von Garzweiler II vor?" Kleine
Anfrage -
Landtag NRW. Drucksache 17/8880. S. 2. Verfügbar unter:

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-8880.pdf

[2] Die drei DIW-Gutachten finden Sie unter:

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.612926.de/diwkompakt_2019-132.pdf

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/kohle/kohle_ausstieg_diw-studie.pdf 

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/s02901_gp_tagebau_garzweiler_studie_05_2020.pdf

Mehr Infos:

https://hambachfrau.de/ag/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 24.05.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und

Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen

Braunkohlenrevier
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TREFF/1552: Hanau - Von Blues bis Kölle, "HanauDaheim Online-Festival" mit vielfältigem Programm ab 27.05.2020


Stadt Hanau

Von Blues bis Kölle

"HanauDaheim Online-Festival" mit vielfältigem Programm



Das Pfingstwochenende steht vor der Tür, und mit ihm kann sich die
stetig wachsende Fan-Gemeinde des "HanauDaheim Online-Festivals" auf
Musik und moderne Poesie freuen. Die Reihe präsentiert seit Mitte
April Konzerte, Theateraufführungen oder Comedy verschiedener
Künstlerinnen und Künstler live aus dem Comoedienhaus im Internet.
Den Anfang macht am Mittwoch, 27. Mai, um 19 Uhr "Legends in
concert", eine Auswahl von Hanauer Musikern, die dem Hanauer
Jazzkeller eng verbunden sind. Hinter diesen Legenden verbergen sich
unter anderem Künstler wie Ramblin Conrad, Baselmann und Matchbox
Blues. Freunde handgemachter Musik kommen also voll auf ihre Kosten.
Weiter geht es am Freitag, 29. Mai, und zwar mit Sprache und
Spontaneität: Ebenfalls um 19 Uhr beginnt der 74. Hanauer Poetry
Slam auf der Plattform. Moderiert wird der Dichterwettstreit von
Jan Cönig und Clemenz Lebemann, fünf namhafte Teilnehmer aus der
hessischen Szene messen sich an diesem Abend miteinander. Ein festes
Thema gibt es nicht, alles ist möglich von fröhlich bis nachdenklich,
und auch bei Form und Inhalt sind der Phantasie der Teilnehmer keine
Grenzen gesetzt - lediglich die Länge der Beiträge ist auf fünf bis
sieben Minuten begrenzt. Den wiederum musikalischen Schlusspunkt in
dieser Woche des "HanauDaheim Online-Festivals" setzt die Band "Hey
Kölle" am Samstag, 30. Mai, um 19 Uhr. Die Musiker haben sich der
Rock'n'Pop & Partymusik aus Köln verschrieben, primär den bekanntesten
Songs von BAP, Bläck Fööss, Höhner, Paveier und vielen mehr. Dabei
legen die Künstler großen Wert auf besondere Qualität und besondere
Arrangements. Das Publikum kann sich also auf ein musikalisch-kölsches
Feuerwerk freuen und im heimischen Wohnzimmer abtanzen.

Zu sehen sind die Veranstaltungen im Youtube- oder Facebook-Kanal von
"Hanau erleben" sowie unter der Internetadresse

www.hanaudaheim.de/onlinefestval.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 25.05.20

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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APPELL/189: Bundesregierung soll sich für mehr Rüstungskontrolle einsetzen (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

IPPNW ruft Bundesregierung auf, sich für mehr Rüstungskontrolle
einzusetzen 

USA wollen "Open Skies"-Abkommen kündigen



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW ruft die Bundesregierung auf, sich
aktiver für den Erhalt der Rüstungskontrolle einzusetzen. Angesichts der
Kündigung mehrerer Rüstungskontrollverträge wie dem INF-Vertrag, dem
Iran-Abkommen und jetzt neuerdings dem Vertrag zum offenen Himmel (Open
Skies Treaty), sollten Außenminister Heiko Maas und Bundeskanzlerin Angela
Merkel ihren Einfluss geltend machen, um vor allem die USA an den
Verhandlungstisch mit den jeweiligen Vertragspartnern zu holen. Laut
Medienberichten hat die US-Administration sogar erwogen, wieder Atomtests
aufzunehmen. Auch der bilaterale "New START"-Vertrag zur Reduzierung von
strategischen Atomwaffen droht, nächstes Jahr ohne Ersatz auszulaufen.

"Wir sehen eine dramatische Krise der Abrüstung und Rüstungskontrolle und
Deutschland schaut passiv zu, wie die europäische Sicherheitsarchitektur
Stück für Stück demontiert wird," sagt Xanthe Hall, Abrüstungsreferentin
der IPPNW. "Gleichzeitig hält die Bundesregierung an den US-Atomwaffen in
Deutschland fest und behauptet, dass diese ihr mehr Einfluss verleihen
würden. Wenn dem so ist, wäre es jetzt an der Zeit, diesen Einfluss geltend
zu machen."

Die IPPNW kritisiert die Zurückhaltung der Bundesregierung gegenüber den
USA, die einen Vertrag nach dem anderen kündigen. "Nach dem START-Vertrag
gibt es keine bilateralen Abrüstungsverträge mehr. Eine Wiederaufnahme der
Atomtests würde den noch nicht in Kraft getretenen Atomteststoppvertrag von
1996 endgültig ein Ende bereiten. Man fragt sich, ob Donald Trump vor dem
Atomwaffensperrvertrag Halt macht. Die Bundesregierung muss endlich aktiv
werden, um ihre Bevölkerung zu schützen," so Hall weiter.

Der Vertrag zum offenen Himmel aus dem Jahr 1992 regelt die Verifikation
mehrerer Rüstungskontrollverträge und erlaubt Überwachungsflüge über das
Territorium bestimmter Länder, um zu kontrollieren, ob diese gegen einen
Vertrag verstoßen. Die USA hat am 21. Mai 2020 angekündigt, dass sie aus
diesem Vertrag aussteigen werden.

Anschließend wurde bekannt, dass US-Beamte am 15. Mai 2020 über eine
Wiederaufnahme von Atomtests diskutiert haben. Zwar wurde zunächst
entschieden, keine Atomtests durchzuführen, aber alleine die Überlegung
unterminiert den Atomteststoppvertrag, der seit 24 Jahren nicht in Kraft
getreten ist. Die USA hat den Vertrag unterzeichnet, lehnt aber bisher eine
Ratifizierung ab.

Im Februar 2019 traten die USA mit einer sechsmonatigen Kündigungfrist aus
dem INF-Vertrag aus. Im Mai 2018 kündigten die USA das Atomabkommen mit dem
Iran. Nächstes Jahr wird der vom damaligen US-Präsidenten Barack Obama
verhandelte bilaterale Vertrag zur Reduzierung von strategischen Atomwaffen
"New START" auslaufen, wenn keine neuen Verhandlungen stattfinden. Die USA
hat Russland aufgefordert, China in dieVerhandlungen eines neuen Vertrages
einzubeziehen, sonst würden sie den Vertrag auslaufen lassen. Russland will
den Vertrag zunächst verlängern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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APPELL/188: PAX fordert die EU dazu auf, die israelische Annektierung von Teilen des Westjordanlands zu stoppen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

PAX fordert die EU dazu auf, die israelische Annektierung von 
Teilen des Westjordanlands zu stoppen

Von PAX, 24. Mai 2020



PAX fordert die europäischen Außenminister auf, konkreten
Maßnahmen zuzustimmen, um zu zeigen, dass die israelische Annektierung
von Teilen palästinensisch besetzten Gebietes Konsequenzen haben wird.
Die Europäische Union muss der israelischen Regierung klarmachen, dass
die EU handeln wird, wenn Israel seine Pläne zur Annektierung von
Teilen des Westjordanlands weiterverfolgen sollte.


Die EU äußert Besorgnis

Die europäischen Außenminister beraten über die drohende israelische
Annektierung von Teilen des Westjordanlands. Mehrere
EU-Mitgliedsstaaten, einschließlich Frankreich [1], sowie
EU-Außenbeauftragter Josep Borrell [2], haben bereits angedeutet, dass
eine solche Annektierung Konsequenzen haben wird.


Klarer Verstoß

Der neue israelische Koalitionsvertrag legt fest, dass die israelische
Regierung Teile des palästinensisch besetzten Gebietes nach dem 1.
Juli 2020 [3] annektieren kann. Das wäre ein klarer Verstoß gegen
internationales Recht und würde es den palästinensischen Bürgern
unmöglich machen, in Würde zu leben.

Die erzwungene Aneignung eines Gebietes ist streng durch
internationales Recht verboten. Der internationale Gerichtshof hat
dies wiederholt bestätigt. Dies ist auch klar in Artikel 2 (4) der
Charta der Vereinigten Nationen festgelegt. Der mögliche Anschluss des
Westjordanlands ist eine ernsthafte Verletzung der Selbstbestimmung
der Palästinenser. Andere Länder sind verpflichtet, in einer solch
illegalen Situation keine Hilfe oder Unterstützung zu leisten.


Der russische Präzedenzfall

Die Europäische Union muss Israel klarmachen, dass die Annektierung
von Teilen des Westjordanlands konkrete Konsequenzen nach sich ziehen
wird. Der jüngste Präzedenzfall sind die gegen Russland ergriffenen
Maßnahmen [4] als Antwort auf die Annektierung der Krim. Im Fall von
Israel könnten konkrete Maßnahmen die Aufhebung und/oder Einfrierung
des EU-israelischen Assoziierungsabkommens, Handelsrestriktionen,
Teilnahmeausschluss von europäischen Programmen wie "Horizont Europa"
und andere Maßnahmen wie Reisebeschränkungen und finanzielle
Beschränkungen sein.


Die EU hat eine Verpflichtung

Eine Annektierung ist eine ernsthafte Verletzung internationalen
Rechts, die mit mehr als Worten verurteilt werden sollte. Als Israels
Haupt-Handelspartner und Friedens- und Gerechtigkeitshüter, hat die EU
sowohl die Fähigkeit als auch die Pflicht, Einfluss zu nehmen, um die
Annektierung zu verhindern. Darüber hinaus muss die EU sicher stellen,
dass die Erweiterung des speziell ernannten E1-Gebietes in Jerusalem
nicht als Alternative zur Annektierung von Teilen des Westjordanlands
zur Diskussion gebracht wird. Daher ruft PAX die europäischen
Außenminister dazu auf, konkreten Maßnahmen zuzustimmen und der
israelischen Regierung deutlich zu machen, dass eine mögliche
Annektierung von Teilen des Westjordanlandes nicht ohne ernsthafte
Konsequenzen bleiben wird.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Imke Vogtherr
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Englischsprachiger Originalartikel:

https://www.paxforpeace.nl/stay-informed/news/pax-calls-for-eu-to-stop-israeli-annexation-of-parts-of-the-west-bank


Anmerkungen:

[1] https://onu.delegfrance.org/The-two-state-solution-is-the-only-way-to-bring-a-sustainable-peace-to-the

[2] https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage_en/77856/Israel:%20Statement%20by%20High%20Representative%20Josep%20Borrell

[3] https://www.timesofisrael.com/unity-deal-allows-netanyahu-to-begin-advancing-annexation-from-july-1/

[4] https://www.consilium.europa.eu/en/policies/sanctions/ukraine-crisis/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 27. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/470: Bedingungsloses Grundeinkommen - Mehr als nur eine Mindestsicherung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Bedingungsloses Grundeinkommen: Mehr als nur eine Mindestsicherung


Von Sasha Volkoff, 25. Mai 2020



Dieser Artikel eröffnet eine Reihe von Texten, die versuchen,
verschiedene Aspekte des Vorschlags eines Bedingungslosen
Grundeinkommens (BGE) zu erläutern.

Zunächst einmal ist es wichtig, den Unterschied zwischen
Bedingungslosem Grundeinkommen und Mindestsicherung zu erläutern. Eine
Mindestsicherung ist ein Geldbetrag, den der Staat an Personen oder
Gruppen auszahlt, die bestimmte Bedingungen erfüllen. Demnach könnte
man sie auch als "bedingte Unterstützung" bezeichnen. Viele dieser
Bedingungen spielen auf finanzielle Engpässe an, die Unterstützung ist
also "nur für Arme" gedacht, da man sie nicht erhält, wenn man nicht
"arm" ist.

Die Rechtfertigung solch einer "bedingten Unterstützung" begründet
sich darin, den "besonders Bedürftigen" zu helfen. Daher kann sie
keiner erhalten, der nicht "bedürftig" ist. Dies bringt jedoch einen
sehr unerfreulichen Nebeneffekt mit sich: Die Mindestsicherung
begünstigt keineswegs den vollständigen Ausweg aus der Armut, da man
in diesem Fall direkt den Anspruch auf die finanzielle Unterstützung
verlieren würde. Oder einfacher ausgedrückt: Wenn ich möchte, dass sie
mich weiterhin bezahlen, muss ich auch weiterhin arm bleiben.

Etwas sehr Ähnliches tritt in Zusammenhang mit dem Arbeitslosengeld
auf, da man ebenfalls den Anspruch darauf verliert, sobald man Arbeit
findet, wodurch der Anreiz eine Arbeit zu finden, relativ gering
bleibt - vor allem wenn das Geld, das für den Job gezahlt wird, kaum
den Betrag der Mindestsicherung überschreitet.

Damit der Staat diese Mindestsicherung zahlen kann, muss er eine
Bürokratie aufrechterhalten, die überprüft, ob die jeweiligen Personen
die Bedingungen erfüllen. Für die Personen, die finanzielle
Unterstützung beantragen, bedeutet das konkret, dass sie eine ganze
Reihe von bürokratischen Verfahren durchlaufen müssen, bis sie endlich
das erhalten, was ihnen zusteht.

Als Beispiel für eine gescheiterte Mindestsicherung kann man das
"garantierte Bürgereinkommen" (Renta garantizada a la ciudadanía)
nennen, das 2017 in Katalonien eingeführt wurde. Dort wurde die
Mehrheit der Anträge für eine Mindestsicherung abgelehnt, mit dem
Ergebnis, dass die Kosten für den Verwaltungsaufwand sehr hoch war und
gleichzeitig das angestrebte Ziele nicht erreicht werden konnte.

Das Bedingungslose Grundeinkommen hingegen ist - wie im Namen bereits
enthalten - nicht an Bedingungen geknüpft. Es steht demnach allen
Personen ungeachtet ihrer finanziellen Situation zu.

Es ist eine "Basis", von der aus man seine wirtschaftliche Situation
verbessern kann, wenn man dies wünscht. Selbstverständlich wird jede
Leistung, deren Betrag die Summe des BGE übersteigt, weiterhin ohne
Kürzung ausgezahlt.

Das BGE fördert die Arbeitssuche, da alles verdiente Geld zum
Grundbetrag addiert wird, ebenso wie das Studium, wodurch bessere Jobs
gefunden werden können. Außerdem können mit dessen Hilfe persönliche
Berufungen und Fähigkeiten entwickelt werden, die sonst aufgrund
fehlender Möglichkeiten häufig unentdeckt bleiben.

Abschließend ist es wichtig zu erwähnen, dass das Bedingungslose
Grundeinkommen auch das Selbstwertgefühl vieler Menschen verbessert,
da sie im Gegensatz zu Personen, die eine Mindestsicherung erhalten,
zufriedener mit sich selbst sind und so auch die Möglichkeit sozialer
Teilhabe wahrnehmen können.

Die Mindestsicherung stellte seinerzeit einen sozialen Fortschritt
dar, da sie vielen Menschen in schwierigen Situation geholfen hat.
Aber nun ist die Zeit gekommen, einen weiteren Schritt in Richtung
Verbesserung der Lebensqualität vieler Menschen zu machen.

Jetzt schlägt die Stunde des Bedingungslosen Grundeinkommens.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Luna Jakob vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.

Weitere Beiträge zum Thema Bedingungsloses Grundeinkommen:

https://www.pressenza.com/de/tag/bedingungsloses-grundeinkommen/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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TREFF/1324: Literaturhaus Frankfurt - "#zweiterfruehling" geht weiter im Juni und Juli 2020


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2020

"#zweiterfruehling" geht weiter im Juni und Juli



Das Literaturhaus wird auch im Juni und Juli nicht für den
Publikumsverkehr öffnen.

Nach Abwägen aller Umstände und nach vielen Gesprächen haben wir uns
schlussendlich dafür entschieden. Vielleicht werden Sie jetzt denken,
aber warum denn? Es wäre doch wichtig, schnell zur Normalität
zurückzukehren. Auch wir als Team hatten sehr auf den Juni gehofft.
Doch von insgesamt etwa einem Dutzend noch verbleibenden
Veranstaltungen vor der Sommerpause standen nur noch drei wirklich
zur Entscheidung. Für alle anderen Veranstaltungen waren uns die
Entscheidungen bereits abgenommen. Zumeist weil diese Veranstaltungen
im Rahmen von Reihen oder Kooperationen stehen, und es hier seitens
der Partner aus verschiedenen Gründen schon früh und obligatorisch
Entscheidungen zum Verschieben gab. Aber es kam auch zu
Konstellationen, in denen Gäste hätten nicht einreisen dürfen oder
danach in vierzehntägige Quarantäne gemusst hätten. Und für das
Programm des Jungen Literaturhauses heißt es erst einmal: kein
regulärer Schulbetrieb, keine Exkursionen, Lesungsausflüge oder
Workshops. Zu unserer Entscheidung hinzu kam außerdem der Umstand,
dass alles, was wir in Hessen heute im Zusammenhang mit den
Veranstaltungsbestimmungen wissen, vorerst nur bis zum 5. Juni gelten
soll.

Die beste Nachricht lautet, wir haben die Kampagne #zweiterfruehling -
 Bücher währen länger nicht nur mit dem Netzwerk der Literaturhäuser
ins Leben gerufen. Wir gehen da auch voran. Nur sehr wenige
Veranstaltungen entfallen, die meisten Verabredungen mit Ihnen und
unseren Autorinnen und Autoren verschieben wir, gestreckt bis in das
Frühjahr 2021, Doch nicht in allen Fällen können wir Ihnen heute
schon sagen, auf welches Datum.

Sicher ist, wir beabsichtigen, das Spätsommer- und Herbstprogramm am
Dienstag, den 1.9. zu starten. Sofern die Bedingungen es wie derzeit
grundsätzlich zulassen.

Besuchen Sie uns auf den Social Media-Kanälen! Facebook und
Instagram. Dort finden sie Büchertipps vom Team des Literaturhauses
oder erfahren wie stetig die Kampagne #zweiterfruehling wirkt.
Übrigens: Das Junge Literaturhaus ist mittlerweile auch auf
Instagram.

Ihr Hauke Hückstädt & das Team des Literaturhauses

 * 

Da sich unsere Spielpause aufgrund der aktuellen Lage bis 1.7.20
verlängert, haben wir schon jetzt Termine für den ZWEITERFRUEHLING im
Literaturhaus Frankfurt terminiert!

Lutz Seiler 1.9. + llija Trojanow 2.9. + Schöne Aussichten - Das
Frankfurter Literaturgespräch mit Jan Peter Bremer 8.9. + Benjamin
Quaderer 9.9. + OIL Live-Konzert 22.9. + Karosh Taha 30.9. + Anke
Kuhl 1.11. + Tonio Schachinger 11.11. + Nele Brönner 15.11. + Andreas
Platthaus 16.11. + Vom Unbehagen in der Fiktion mit Daniel Schreiber,
Angela Steidele und Jan Wilm 23.11. + Drei mal 30. Mit Esther Kinsky,
Volker Sielaff und Kerstin Preiwuß 24.11. + Gelebtes Leben. Denker
der Freiheit im Porträt: Theodor Heuss 30.11. + Monika Rinck 1.12. +
Bov Bjerg 10.2.

Alle Veranstaltungen sind Teil der Kampagne ZWEITERFRUEHLING, die vom
Netzwerk der Literaturhäuser ins Leben gerufen wurde: Veranstalter,
Verlage, Medien und Buchhandlungen schenken Büchern, die im von der
Corona-Krise bestimmten Frühjahr 2020 erschienen sind, weit über die
Saison hinaus ihre Aufmerksamkeit.

Bereits gekaufte Karten behalten ihre Gültigkeit. Karteninhaber
werden vom Ticket-Anbieter möglichst rasch zum weiteren Prozedere bei
abgesagten bzw. verschobenen Veranstaltungen kontaktiert oder können
sich an die betreffende Vorverkaufsstelle wenden.

Aktuelle Infos finden Sie immer unter: www.literaturhaus-frankfurt.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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AUSSICHTEN/8996: Und morgen, den 27. Mai 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 27.05.2020 bis zum 28.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8996 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]
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ITALIEN/330: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 26.5.2020 (SB)




Während der Corona-Epidemie wurde die Angelegenheit aufgeschoben, doch
nun soll mit der Aufhebung der Immunität des früheren Innenministers
und Vizepremiers (Juni 2018 bis August 2019), Lega-Chef Matteo
Salvini, der Weg freigemacht werden, um im Oktober gegen ihn das
Verfahren im sogenannten "Gregoretti-Prozess" zu eröffnen. Salvini
hatte im Juli vergangenen Jahres 131 Flüchtlingen, die das Schiff
"Gregoretti" der italienischen Küstenwache im Mittelmeer an Bord
genommen hatte, vier Tage lang die Anlandung in Augusta auf Sizilien
verweigert.

Unter den Flüchtlingen befanden sich Minderjährige, was
strafverschärfend wirken und zu einer Verurteilung von bis zu 15
Jahren Gefängnis führen könnte. Erst als andere EU-Staaten zugesagt
hatten, sich an der Aufnahme der Flüchtlinge zu beteiligen, wurde
diesen die Landung erlaubt. Ein weiterer Prozeß steht wegen des
Rettungsschiffs "Diciotti" mit 177 Migranten an Bord an, dem Salvini
mehrere Tage lang verboten hatte, in einen sizilianischen Hafen
einzulaufen.

In den Prozessen würden die unter der Regierung von Giuseppe Conte als
Ministerpräsident der Regierung aus Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) und
Lega von März 2018 bis August 2019 verabschiedeten sogenannten
Sicherheitsdekrete zur Sprache kommen, auf die sich die Verbote
Salvinis, die Flüchtlinge aufzunehmen, stützten. Mit diesen Dekreten
betrieb er als Innenminister nicht nur eine Politik der "geschlossenen
Häfen", sondern entfesselte eine regelrechte Hetzjagd gegen
Flüchtlinge und Seenotretter. Schiffen von Hilfsorganisationen wurde
verboten, Flüchtlinge im Mittelmeer vor dem Ertrinken zu retten, was
Anstiftung zu einer Straftat - der Unterlassung von Hilfeleistung -
ist.

Gegen Kapitäne oder Eigner von Reedereien, die ohne Erlaubnis des
Innenministers in italienische Gewässer oder Häfen einfuhren, wurden
Geldstrafen zwischen 10.000 und 50.000 Euro verhängt. Bei Verstößen
wurden Schiffe beschlagnahmt. Als die deutsche Hilfsorganisation
"Sea-Watch" trotz des Verbots Italien ansteuerte, wurde gegen die
Kapitänin Carola Rackete wegen Beihilfe zur illegalen Einwanderung
ermittelt. Die Vereinten Nationen hatten im Mai 2019 festgehalten,
dass die Dekrete mit internationalen Bestimmungen nicht vereinbar
seien und gegen die Menschenrechte verstießen.

Die Nachrichtenagentur ANSA zitiert Salvini mit den Worten: "Ich habe
das italienische Recht, die Souveränität, die Sicherheit, die Ehre und
die Würde mit Zustimmung der gesamten Regierung verteidigt. Ich bin
ruhig und würde alles wieder tun, nicht aus persönlichem Interesse,
sondern um mein Land zu schützen." In dem Prozeß werde er geltend
machen, daß Premier Conte und der damalige Fünf-Sterne-Chef Luigi Di
Maio als Vizepremier dem Dekret zugestimmt hatten.

Wie ANSA desweiteren am heutigen Dienstag berichtet, hat der Leiter
des Zivilschutzes die Absicht, 60.000 "Bürgerassistenten" zur
Unterstützung der Polizei bei der Einhaltung der Corona-Regeln, der
soziale Distanzierung an Stränden, Parks und Clubs usw. zu
rekrutieren, was auf scharfe Kritik stößt. Der Minister für regionale
Angelegenheiten erklärte zur Begründung, sie sollten denjenigen
helfen, die es alleine nicht schaffen können, auch in der
schwierigsten Notfallphase die soziale Distanzierung zu respektieren,
Masken zu verwenden und das Versammlungsverbot einzuhalten.

Laut ANSA verlautete aus dem Innenministerium, daß die Assistenten
Freiwillige seien, die keine Bezahlung erhielten und "nicht für den
öffentlichen Dienst zuständig" seien. "Ihre Aktivitäten hätten nichts
mit denen zu tun haben, die traditionell von der Polizei durchgeführt
werden." Der Vorsitzende des Verbandes der Bürgermeister (ANCI)
Antonio Decaro befürworte diese Initiative und erinnere an die
Freiwilligen, die in diesen Monaten die Bürgermeister an vorderster
Front unterstützten, und forderte "weniger Debatten und konkretere
Hilfe". Der Chef der Partei Italia Viva (IV) Matteo Renzi habe, so
ANSA, erklärt, "Bürgerassistenten sind ein Wahnsinn", stattdessen
müsse der "öffentliche Dienst verbessert werden".

26. Mai 2020
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WIRTSCHAFT/136: Kurzexpertise zum Merkel-Macron-Modell - Polen kann größter Nettozahler werden (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 25.05.2020

ZEW-Kurzexpertise zum Merkel-Macron-Modell: Polen kann größter
Nettozahler werden



Italien kann durch einen mit 500 Milliarden Euro dotierten Recovery Fund
mit Netto-Finanzhilfen in einer Größenordnung von allenfalls 26 Milliarden
Euro rechnen. Deutschlands Netto-Belastung könnten zwischen 23 und 38
Milliarden Euro betragen. Größter Nettozahler in Relation zur eigenen
Wirtschaftsleistung kann Polen mit einem Beitrag von 10,4 Milliarden Euro
werden. Dies sind die Ergebnisse einer Simulation des ZEW Mannheim zum
europäischen Recovery Fund, wie er von Angela Merkel und Emmanuel Macron
vorgeschlagen worden ist.

"Der Recovery Fund wird letztlich die dramatischen Finanzprobleme Italiens
und Griechenlands nicht lösen können", sagt Studienautor Prof. Dr.
Friedrich Heinemann, Forschungsbereichsleiter am ZEW. "Ökonomisch ist es
richtig, dass jetzt auch Gelder von Osteuropa nach Südeuropa fließen, weil
die Rezession im Süden besonders tief ist. Politisch wird das allerdings
für erheblichen Widerstand sorgen. Wenn der Recovery Fund einen Beitrag
zur Gesundung leisten soll, dann muss das Geld sehr rasch fließen und
zielgenau zur Konjunkturbelebung genutzt werden. Der langfristige Nutzen
des Fonds ist hingegen nicht erkennbar."

Die Kurzexpertise von Prof. Dr. Friedrich Heinemann berücksichtigt, dass
die Begünstigung durch den Fonds der ökonomischen Betroffenheit durch die
Krise entsprechen soll. Die Simulation unterstellt konkret, dass die
Verteilung des Geldes entweder proportional zum Wachstumsverlust im Jahr
2020 oder zusätzlich auch unter Berücksichtigung des Anstiegs der
Arbeitslosigkeit erfolgt. Für die Finanzierung gilt, dass der Fonds
schuldenfinanziert sein und die Tilgung erst nach 2027 über den
EU-Haushalt erfolgen soll. Dann kommen auf die Mitgliedstaaten höhere
Beitragszahlungen für die Tilgung zu, die sich nach dem Anteil an der
Wirtschaftsleistung bemessen. Die Berechnungen berücksichtigen daher, dass
die schneller wachsenden osteuropäischen Staaten in Zukunft auch einen
höheren Anteil zur Finanzierung des Haushaltes leisten werden als heute.

Bei einer Orientierung der Zahlungen nur am Wachstumsrückgang sind mit
Ausnahme Maltas alle südeuropäischen Mitgliedstaaten und Frankreich
Nettoempfänger. Am stärksten profitieren relativ zu ihrer
Wirtschaftsleistung Griechenland und Italien. "Die Logik des Fonds liegt
in der kurzfristigen Konjunkturstabilisierung. Und da ist es vernünftig,
den Ländern in der tiefsten Rezession am meisten Mittel zufließen zu
lassen", so Heinemann. Allerdings ist dieser Vorteil in seiner
makroökonomischen Größenordnung gering. Er liegt für Griechenland bei
lediglich 2,2 Prozent und für Italien nur bei 1,4 Prozent der
Wirtschaftsleistung.

Wird neben dem Wachstumsrückgang auch berücksichtigt, wie stark sich die
Arbeitslosigkeit ausweitet, dann würde dies den mittel- und
osteuropäischen Staaten helfen, höhere Anteile aus dem Recovery Fund zu
erhalten und die Begünstigung Südeuropas würden etwas fallen. Die Länder
Osteuropas haben in diesem Jahr mit einem vergleichsweise starken Anstieg
ihrer Arbeitslosigkeit zu rechnen.

Deutschland ist in jedem Szenario ein Nettozahler, die maximale Belastung
liegt diesen Simulationen zufolge bei 38 Milliarden Euro (1,1 Prozent der
Wirtschaftsleistung von 2019).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), 25.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WIRTSCHAFT/135: Milliarden gegen die Krise - Wie Staaten in Europa Existenzen sichern (idw)


Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik - 25.05.2020

Milliarden gegen die Krise: Wie Staaten in Europa Existenzen sichern



Ein Forscherteam um Prof. Ulrich Becker, Direktor am Max-Planck-Institut
für Sozialrecht und Sozialpolitik, hat die bis Ende April verabschiedeten
wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen sowie sozialrechtlichen Maßnahmen
der Krisenbekämpfung in fünf europäischen Ländern untersucht: Deutschland,
Italien, Großbritannien, Frankreich und Dänemark. "Die aktuelle Situation
hält dem Normalzustand den Spiegel vor, da bereits vorhandene Defizite
beim sozialen Schutz besonders sichtbar werden. Über den Vergleich der
Mittel zur Krisenbekämpfung hinaus kann unsere Studie auch dazu Anlass
geben, sozialstaatliche Grundsatzfragen wie die Verteilung von
Verantwortung zu diskutieren", resümiert Becker.

Die Corona-Pandemie stürzt die Wirtschaft weltweit in eine Krise. Für
Deutschland wird ein BIP-Rückgang um 6,3% erwartet. In Italien könnten es
nach Kommissionsprognosen gar 9,5% sein. Auch der Arbeitsmarkt gerät stark
unter Druck. Allein im April mussten sich nach Angaben der
Bundesarbeitsagentur als Folge der Corona-Krise 381.000 Menschen in
Deutschland arbeitslos melden. Um die Wirtschaft zu stabilisieren,
Arbeitsplätze zu erhalten und Existenzen zu sichern, greifen Regierungen
tief in die Tasche. Deutschland hat mit insgesamt 353,3 Milliarden Euro
das größte Hilfspaket in seiner Geschichte aufgelegt.

Der sozialpolitische Instrumentenbaukasten enthält verschiedene Mittel,
die sich in ähnlicher Form in allen untersuchten Ländern finden. Eines der
wichtigsten sind Kompensationen bei Kurzarbeit oder teilweiser
Arbeitslosigkeit, um Arbeitsplätze zu erhalten. Dänemark hat entsprechende
Leistungen sogar eigens neu geschaffen, und auch in England ist ein
spezielles Programm vorgesehen, um Entlassungen zu vermeiden. Das führt in
beiden Ländern nicht nur zu neuen Sozialleistungen, sondern auch zu einer
teilweisen Abkehr von der bislang betonten arbeitsmarktpolitischen
Flexibilität mit geringem Kündigungsschutz. Überall wird auch der Zugang
zu Leistungen bei Arbeitslosigkeit erleichtert. Aktivierungsmaßnahmen und
Sanktionen wurden in allen Vergleichsländern ganz oder weitestgehend
ausgesetzt. Sehr unterschiedlich gehen die Staaten hingegen bei der
arbeitsrechtlichen Flankierung des Arbeitsplatzschutzes vor: Während in
Deutschland und England darauf verzichtet wurde, haben Dänemark und
Frankreich spezielle Urlaubsregelungen und Italien einen
Sonderkündigungsschutz eingeführt.

Um die Wirtschaft zu stabilisieren, gewähren alle fünf Länder Unternehmen
Steuerer-leichterungen, Kredite zu günstigen Bedingungen und die
Möglichkeit, Sozialversiche-rungsbeiträge zu stunden. Selbständige und
kleinere Unternehmen erhalten zudem Geldleistungen, mit denen Schäden, die
durch die Krisenbekämpfung entstehen, ausge-glichen werden. Deren Höhe ist
von Land zu Land unterschiedlich; sie knüpfen an nicht gedeckte
Betriebskosten (Deutschland, Dänemark), an Gewinn oder Umsatzeinbußen
(England, Frankreich) bzw. dem Verdienstausfall (Italien) an. In der Sache
übernehmen die Staaten damit eine Verantwortung für die
Schadensverursachung. Damit bestätigt sich der Grundsatz, dass Zeiten von
Katastrophen Zeiten des sozialen Entschädigungs-rechts sind, in denen
andere wirtschaftspolitische Ziel zurückstehen.

Erleichterungen und zum Teil Verbesserungen gibt es auch beim Bezug von
Leistungen der Grundsicherung. Hier zeigen sich jedoch sozialpolitische
Widersprüche: Einerseits sollen die von der Rezession Betroffenen nach
Möglichkeit nicht auf diese Hilfe angewiesen sein, weshalb
Sonderleistungen eingeführt werden. Andererseits wird der Zugang zur
Grundsicherung erleichtert, womit deren Hauptmerkmal, Bedürftigkeit als
Leistungsvoraussetzung, vorübergehend wegfällt. Konsequent verfährt hier
am ehesten das Vereinigte Königreich, das die bestehenden Lücken im
sozialen Schutz durch eine wesentliche und allgemeine Aufstockung des
Universal Credit ausgleicht: Dessen Regelsatz für einen Alleinstehenden
beträgt seit dem 6. April knapp 460 Euro statt vormals 355 Euro.

Insgesamt zeigt sich in der Corona-Krise: Krisenzeiten decken
sozialpolitische Defizite auf. Weil sie zu einfachen und schnellen
Lösungen tendieren, sind sie wenig geeignet, um grundlegende
Entscheidungen zur besseren Ausrichtung und Abstimmung von
Sozialleistungen zu treffen. Krisen geben aber vielfältige Anstöße, um
nach ihrer Bewältigung Grundfragen der Sozialstaatlichkeit neu zu
diskutieren.


Originalpublikation:

Becker, Ulrich / He, Linxin / Hohnerlein, Eva Maria / Seemann, Anika /
Wilman, Nikola:

"Existenzsicherung in der Coronakrise: Sozialpolitische Maßnahmen zum
Erhalt von Arbeit, Wirtschaft und sozialem Schutz im Rechtsvergleich",

Working Papers Law, Band 6, 2020.


Weitere Informationen unter:

https://www.mpisoc.mpg.de/newsroom/meldungen/detail/announce/existenzsicherung-in-der-coronakrise-sozialpolitische-massnahmen-zum-erhalt-von-arbeit-wirtschaft-und-sozialem-schutz-im-rechtsvergleich/

https://www.mpisoc.mpg.de/sozialrecht/publikationen/working-papers-law/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2262

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik, 25.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DAS BLÄTTCHEN/1999: Notbremse


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 10 | 11. Mai 2020

Notbremse

von Jan Opal, Gniezno



Ein solches Spektakel hat das politische Polen lange nicht erlebt! Am Abend
des 6. Mai gaben zwei Sejm-Abgeordnete der staunenden Öffentlichkeit kund,
dass die für den 10. Mai festgesetzten Präsidentschaftswahlen nicht
stattfinden würden, dass auch zu einem anderen Termin im laufenden Monat
Mai keine Wahlen mehr stattfinden könnten. Jarosław Kaczyński und
Jaroslaw Gowin haben weder Regierungs- noch staatliche Funktion, beide sind
lediglich Parteivorsitzende - der eine führt eine größere und mächtige, der
andere eine kleinere und eher unscheinbare Gruppierung. Beide sahen sich
angesichts der zugespitzten Situation nun ermächtigt, kurzerhand über Dinge
zu entscheiden, die für das gesellschaftliche Leben der Menschen im Land
von entscheidender Bedeutung sein werden.

Am selben Abend, nur wenige Zeit zuvor, hatte sich Amtsinhaber Andrzej Duda
in einer vom Regierungsfernsehen übertragenen Live-Debatte mit den
Herausforderern argumentativ auseinanderzusetzen, meinte etwa pflichtgemäß,
dass die erste Auslandsreise nach der Vereidigung selbstverständlich nach
Rom führen werde. Nach der Debatte gab er dem Regierungsfernsehen noch ein
kurzes Interview, in dem er hervorhob, ein erfahrener Wahlkämpfer zu sein
und das Siegen nicht verlernt zu haben. Duda ging immer noch fest davon
aus, dass die Wahlen spätestens am 23. Mai stattfinden würden. Die noch
immer durchgeführten Umfragen weckten zudem wieder die Hoffnung, die Sache
bereits nach nur einem Wahlgang über die Runden zu bringen.

Dass Staatspräsident Duda von dem schrägen Vorhaben der beiden
nationalkonservativen Abgeordneten zum Zeitpunkt der Fernsehdebatte nichts
gewusst hatte, bewertete Aleksander Kwaśniewski, einer seiner
Amtsvorgänger, anderntags entsprechend: "Die Tatsache, dass der
Staatspräsident in der Wahldebatte auftritt, obwohl nur knapp eine Stunde
später die Entscheidung fällt, die Wahlen nicht am 10. Mai durchzuführen,
zeugt davon, welche Marionette in dem Spiel er leider ist." Zwar wird Duda
der Kandidat der regierenden Nationalkonservativen bleiben, aber nun ist
öffentlich vorgeführt, dass er nichts anderes als ein Funktionsträger in
dem von Kaczyński gesponnenen Netz ist. Ein Sportreporter würde jetzt
einwerfen, es sei eine Steilvorlage für die Opposition.

Die hatte bereits nach Ausbruch der Corona-Krise, die das öffentliche Leben
Polens für Wochen in eine Art Dornröschenschlaf versetzte, gefordert, den
Wahltermin zu verschieben. Kaczyński hingegen forderte von seinem
Lager strenge Linie, nur einer fiel aus der Reihe - eben besagter Gowin
(siehe Blättchen 8/2020 [1]). Auch der pochte nämlich darauf, dass
angesichts der epidemischen Situation an Wahlen im Mai nicht zu denken sei.
Bis zu diesem Augenblick war er als einflussreicher stellvertretender
Ministerpräsident einer der tragenden Säulen in der Regierung von
Ministerpräsident Mateusz Morawiecki. Er musste zurücktreten und suchte
sein Heil in der Flucht, nahm Kontakte auf zu konservativen und liberal-
konservativen Kreisen in der Opposition. In den Medien wurde Gowin
plötzlich als ein ernsthafter Kandidat gehandelt, um einer breit
abgestützten Übergangsregierung vorzustehen, vorausgesetzt, ihm folgten
weitere abtrünnige Abgeordnete aus dem Kaczyński-Lager.

Aus all diesen Plänen wurde nichts, das Regierungslager erwies sich als
festgefügt, holte schließlich auch den herumirrenden Sohn zurück. Die
Erklärung vom 6. Mai ist so gesehen ein Kompromiss, denn die Wahlen werden
nun nicht mehr im Mai durchgezogen, so, wie Gowin es gefordert hatte. Doch
Kaczyński bleibt in seinem Lager einstweilen der unbestrittene
Herrscher, auch das konnte er noch einmal demonstrieren. An diesem 6. Mai
mussten, bevor die Erklärung verabschiedet wurde, alle wichtigen Leute aus
dem Regierungslager in Kaczyńskis legendäres Parteibüro pilgern, ein
aus der Zeit gefallener Aufmarsch, denn solche Art demonstrativer Huldigung
ließe ein an moderne Zustände gewöhnter Beobachter wohl nur noch gekrönten
Häuptern durchgehen.

Kaczyński hatte versucht, im Schatten der Virus-Krise die heikle Frage
der Präsidentschaftswahlen in seinem Sinne ungeniert vom Tisch zu bekommen -
 die schnelle Bestätigung des ihm hörigen Amtsinhabers. Das gewählte Risiko
wurde nicht belohnt, im Gegenteil, er musste die Notbremse ziehen, was nun
wieder die Perspektive eines offenen Machtkampfes zwischen dem
nationalkonservativen Regierungslager und der demokratischen Opposition um
das höchste Staatsamt eröffnet. Sollte der Amtsinhaber dann die Nase vorne
haben, wäre es eine schlimme Niederlage für das demokratische Lager mit
womöglich schwerwiegenden Folgen. Die Schwierigkeit wird darin bestehen,
den Wahlkampf in der ersten Runde so zu gestalten, dass die einzelnen
unterschiedlichen Richtungen zwar kenntlich sind und sichtbar bleiben, aber
die gemeinsame Option für die Stichwahl nicht zugleich verschüttet wird.
Insgeheim rechnet Kaczyński fest damit, dass die parlamentarische
Opposition in der gespenstischen Corona-Zeit mindestens so viel Federn
lassen musste wie seine regierende Formation.


Anmerkung:

[1] https://das-blaettchen.de/2020/04/kleiner-machtkampf-in-krisenzeiten-52142.htm

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 10/2020 vom 11. Mai 2020, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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KAZ/327: Corona macht's möglich - Überfall auf das Arbeitszeitgesetz


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 371, April 2020

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Corona macht's möglich: Überfall auf das Arbeitszeitgesetz

von Ludwig Jost, 10.04.2020



Aufgrund des "Gesetzes für den erleichterten Zugang zu sozialer
Sicherung und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister
aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket)" hat der
Bundestag den §en 14 des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) geändert.

"§ 14 Außergewöhnliche Fälle"

Um zu verstehen, was bei dem Angriff auf die Arbeitszeitbestimmungen
passiert, ist es notwendig einen oder auch mehrere Blicke ins ArbZG zu
werfen. Dem aus drei Absätzen bestehenden Paragraphen 14 wird hierbei
der nachstehende, aus 3 Sätzen bestehende vierte Absatz angehängt. In
dem heißt es:

"(4) 1. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Gesundheit ohne Zustimmung des Bundesrates in außergewöhnlichen
Notfällen mit bundesweiten Auswirkungen, insbesondere in epidemischen
Lagen von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 des
Infektionsschutzgesetzes, für Tätigkeiten der Arbeitnehmer für einen
befristeten Zeitraum Ausnahmen zulassen, die über die in diesem Gesetz
und in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
sowie in Tarifverträgen vorgesehenen Ausnahmen hinausgehen.

2. Diese Tätigkeiten müssen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung, des Gesundheitswesens und der pflegerischen
Versorgung, der Daseinsvorsorge oder zur Versorgung der Bevölkerung
mit existenziellen Gütern notwendig sein.

3. In der Rechtsverordnung sind die notwendigen Bedingungen zum
Schutz der in Satz 1 genannten Arbeitnehmer zu bestimmen."

Damit wird die im ArbZG vorgesehene und im Grundgesetz Artikel 80
festgeschriebene Pflicht der Bundesregierung, nur mit Zustimmung des
Bundesrates Rechtsverordnungen zu erlassen, ausgehebelt ("§ 13
Ermächtigung, Anordnung, Bewilligung"). Über diese
Rechtsverordnungen entscheidet nun der Arbeitsminister, er wird dabei
ermächtigt im "Einvernehmen" mit dem Gesundheitsminister am Bundesrat
vorbei bereits im Gesetz aufgehobene Schranken, die Arbeitszeit für
bestimmte Personengruppen oder Betriebe betreffend, um ein weiteres
Stück anzuheben. Die dafür in Frage kommenden Paragraphen werden in
den dem Absatz 4 vorangehenden drei Absätzen aufgeführt. Mit der
erteilten "Ermächtigung" wird hierbei die Möglichkeit eröffnet, aus
dem bereits möglichen 10-Stunden-Tag z. B. einen zwölfstündigen zu
machen, die im Jahresdurchschnitt einzuhaltende 48-Stundenwoche
aufzuheben, die elfstündige Ruhezeit zwischen 2 Arbeitstagen und die
Ruhezeiten generell zu verkürzen und die Feier- und Sonntage als
Ruhetage zu streichen und als zusätzliche Arbeitstage in Reserve zu
halten usw. usf.

Das ist nicht nur der Eingriff in die Einzelarbeitsverträge, sondern
darüber hinaus in Betriebsvereinbarungen soweit sie gelten. Nach oben
zitierter Aussage in Abs. 4 betrifft das ebenso die in Tarifverträgen
genannten "Ausnahmen". Auf die IGM und andere Gewerkschaften bezogen
heißt das: Das Bundesarbeitsministerium, der Arbeitsminister ist
berechtigt, die in der Regel in Manteltarifverträgen festgelegten
Arbeitszeitbestimmungen nach "Ausnahmen" zu durchsuchen. Davon
betroffen sind häufig Kolleginnen und Kollegen, die als Pförtner, in
Sicherheits- oder sonstigen Werkdiensten arbeiten oder Rufbereitschaft
haben. Das könnte allerdings auch für diejenigen gelten, die als
Ausnahme von der 35- die 40-Stundenwoche vereinbart haben. Die
35-Stunden-Woche würde damit über die bisherigen Attacken hinaus
zusätzlich angegriffen. Mit diesem Katalog an möglichen Maßnahmen
werden dem Kapital langjährige, evtl. noch nicht durchgesetzte
Arbeitszeit-Flexibilisierungs-Forderungen auf dem Silbertablett
serviert. Mit der Formulierung "... für Tätigkeiten der
Arbeitnehmer für einen befristeten Zeitraum Ausnahmen zulassen"
wird dabei die oben angesprochene Beschränkung auf bestimmte Berufe
und Betriebe ebenfalls außer Kraft gesetzt. Dem Minister wird damit
freie Hand gelassen, zu bestimmen, welchen "Arbeitnehmer"-Gruppen er
die dann neue Arbeitszeit verordnet oder ob er sie gleich der ganzen
Gesellschaft, allen Lohnabhängigen einschließlich der aus 2
Weltkriegen bekannten "Dienstverpflichtung" als "notwendigen
Solidarakt" überstülpt. Was hierbei als Krieg gegen Corona verkauft
wird, bietet sich für den Ernstfall dann als bereits erprobtes
"Arbeitszeitmodell" an. Als Blaupause, die man nur noch aus der
Schublade holen muss, wenn der deutsche Imperialismus sich stark genug
fühlt und gezwungen sieht, Absatzmärkte und Rohstoffquellen mit dem
erneuten Überfall auf internationale Konkurrenten und andere Völker
für sich zu sichern. Im Kriegsfall - im Gesetz natürlich
Verteidigungsfall - wird der Kriegsminister wie oben Arbeits- und
Gesundheitsminister "ermächtigt". Mit "§ 15 Bewilligung,
Ermächtigung" Absatz 3 ist dafür im ArbZG ebenfalls bereits
vorgesorgt. Dort heißt es: "Das Bundesministerium für Verteidigung
kann in seinem Geschäftsbereich durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales aus zwingenden Gründen
der Verteidigung Arbeitnehmer verpflichten, über die in diesem Gesetz
und in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und
Tarifverträgen festgelegten Arbeitszeitgrenzen und -beschränkungen
hinaus Arbeit zu leisten."

Sollte es den linken und demokratischen Kräften mit Hilfe des
Widerstands größerer Kreise aus der Bevölkerung nicht gelingen, diesen
Fall zu verhindern, wird voraussichtlich die ganze BRD
"Geschäftsbereich" des Kriegsministeriums. Dabei landet dann der
kriegswichtigste Teil der Lohnabhängigen unter sein direktes Kommando.

 * 

Quelle:

KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 371, April 2020, S. 11
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2491: Die Rettung der Alten Eiche von Castrop-Rauxel


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2020

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Rettung der Alten Eiche von Castrop-Rauxel

Schutz des Biotops vor dem Bebauungsplan wichtig

von Ulrich Häpke



BaumschützerInnen haben in Castrop-Rauxel eine 250 Jahre alte Eiche
vorerst vor der Rodung bewahrt. Sie sollte als einer von 300 Bäumen
für ein neues Baugebiet geopfert werden. Unter anderem durch die
fünfmonatige Besetzung durch den Aktivisten "Hambi Potter" ist "die
Alte Eiche" nun auch überregional bekannt.


Die Geschichte begann vor 25 Jahren, als die Internationale
Bauausstellung Emscher-Park das Ruhrgebiet sozial und ökologisch
erneuern wollte. Ein Ost-West-Grünzug entlang des Rhein-Herne-Kanals
und der ökologisch umzubauenden Emscher sollte die Lebensqualität der
Bevölkerung verbessern und die Nord-Süd-Grünzüge miteinander
verbinden, die der Regionalverband Ruhr seit 1920 zwischen den
Großstädten einigermaßen freigehalten hatte.

Castrop-Rauxel hingegen, die längst ergraute "Europastadt im Grünen",
will den neuen Grünzug durch ein Wohngebiet unterbrechen. Die
schrumpfende Mittelstadt humpelt längst zerplatzten Großstadtträumen
hinterher: "Wohnen am Wasser".

Inzwischen fließt in der Emscher zwar kaum noch ungeklärtes Abwasser,
aber die Gewässersohle und die Böschungen haben über hundert Jahre
lang Fäkalien und Industriegifte aufgesogen. Sie werden noch lange
ekelhafte Gerüche absondern und die Wasserqualität belasten. Lauschige
Stunden am Emscherstrand sind nicht in Sicht.


Altlasten

Seit 2001 versucht die Stadt einen Bebauungsplan für eine freie Fläche
an der Emscher aufzustellen, obwohl es laut einem Bodengutachten dazu
völlig ungeeignet ist. Durch die Bergsenkungen fließt die Emscher
heute tiefer, durch organische Ablagerungen und Torflinsen ist der
Boden "sehr nachgiebig" und "nicht tragfähig". Häuser brauchen eine
"Gründungsplatte" aus Stahlbeton, und die Anschlüsse für Gas, Wasser,
Elektrizität drohen, bei den "auf jeden Fall" auftretenden Setzungen
zu brechen.

Der Boden ist mit sieben Schwermetallen belastet, sowie mit anderen
Schadstoffen. Derzeit kann das Gelände nicht entwässert werden. Es
muss durch Aufschüttungen etwa einen Meter angehoben werden. Wieviele
Bodenmassen und Lkw-Ladungen dafür nötig sind, wird nirgendwo gesagt,
diese dürfen allerdings "Bauschutt" und "industrielle Nebenprodukte"
enthalten. Ist das geplante Wohngebiet eine Deponie für Bauschutt und
industrielle Nebenprodukte? Da Deponieraum knapp ist, kann der
Investor zusätzliche Profite erzielen.

Hinzu kommen Emissionen von außen: Der Lärm der Autobahn A2 und der
Wartburgstraße übertrifft den Grenzwert für Wohnen tagsüber und nachts
deutlich. Zudem verursacht die 220-kV-Höchstspannungsleitung
erhebliche magnetische Wechselfelder, in einer möglicherweise
krebserregenden Größenordnung. Der Landesentwicklungsplan NRW fordert
einen Abstand von 400 Metern zwischen Höchstspannungsfreileitungen und
neuen Baugebieten, das interessiert aber die Stadt Castrop-Rauxel
nicht.


Die Stadt und ihr Investor

Im September 2018 präsentierte die Stadt die Firma "Dreigrund" als
neuen Investor, dahinter stehen die Heitkamp-Unternehmensgruppe in
Herne und die Stricker-Gruppe in Dortmund, die lukrative Bauaufträge
erwarten, ohne Haftung. Zugleich wurde ein neuer Bebauungsplan
vorgelegt, in dem zum ersten Mal die alte Eiche weg sollte.

Der Protest begann, als Ende 2017 die im heutigen Baugebiet
gepachteten Gärten gekündigt wurden. In Rats- und Ausschusssitzungen
zeigten die AnwohnerInnen die Defizite der Planung auf.

Als in der Öffentlichkeit bekannt wurde, dass eine 250 Jahre alte
Eiche abgeholzt werden soll, ging eine Welle der Empörung durch
Castrop-Rauxel: es gab Leserbriefe und Zeitungsartikel, an der Eiche
fanden Picknicks statt, und binnen weniger Wochen wurden 5000
Unterschriften gesammelt.

Und es geht nicht nur um diese alte Eiche mit ihrer Schönheit und
250jährigen Geschichte, sondern auch um ein Biotop von 43.000
Quadratmeter Größe: ein Lebensraum von 5 Arten Fledermäusen, 35 Arten
Vögeln sowie Erdkröten, Molchen, Rehen und Eichhörnchen und
vielfältigen Insekten.

Dennoch setzten SPD, CDU und FDP am 4.4.2019 im Stadtrat den
Bebauungsplan Nr.245 durch, der erst drei Monate später im Amtsblatt
veröffentlicht und rechtskräftig wurde. Der Protest ging weiter, u.a.
gründete man den Verein "Rettet die alte Eiche" mit dem Ziel, die
Fläche unter der Eiche zu kaufen und eine private Einigung mit dem
Investor zu erreichen.

Zugleich startete ein Bürgerbegehren, nicht gegen den Bebauungsplan
(was laut Gemeindeordnung unzulässig wäre), sondern für einen Antrag
der Stadt, die Alte Eiche als Naturdenkmal zu schützen. 3.702
Unterschriften waren nötig, fast 7.000 wurden in den Sommerferien
gesammelt - das sind mehr als 10 Prozent aller Wahlberechtigten!

Ende September erklärte der Stadtrat das Bürgerbegehren für
unzulässig: das Thema "Naturdenkmal Eiche" sei von der Unteren
Naturschutzbehörde längst negativ entschieden worden. Doch diese war
gar nicht zuständig, die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens muss jetzt
vor Gericht durchgesetzt werden, das umgehend verlangt hat, dass eine
"Beseitigung der streitgegenständlichen Eiche nicht vor Abschluss
dieses Eilverfahrens erfolgen" sollte.

Schon im Sommer hatte die Stadt dem Investor genehmigt, die Alte Eiche
nach der Vegetationszeit zu fällen. Die Beschwerde des BUND NRW wurde
am 1.10.19 um 6.46 Uhr zurückgewiesen. Daraufhin reichte der BUND
Klage ein gegen die Fällgenehmigung der Eiche wie auch gegen den
Bebauungsplan (Normenkontrollverfahren).

Kurz nach 7 Uhr morgens am 1.10. rückten die Arbeiter mit ihren
Motorsägen an. Doch in der Nacht zuvor war Johannes, auch als "Hambi
Potter" bekannt, auf die Alte Eiche geklettert und hatte diese
besetzt. Es wird vermutet: ein SPD-Ratsherr in der Nachbarschaft
alarmierte die Polizei, die rückte kurz nach Mitternacht samt
Feuerwehr und Krankenwagen an. Umsonst. Johannes, der seit Jahren das
Leben im Freien gewohnt ist, konnte nicht aus der Eiche geholt werden
und die Baumfäller mussten unverrichteter Dinge wieder gehen - denn:
Eine bewohnte Eiche darf nicht gefällt werden.

Seitdem wurden die Eiche und Johannes rund um die Uhr von
EichenfreundInnen bewacht und von Medien begleitet - Fernsehen (u.a.
WDR, SAT1), die lokalen Ruhr-Nachrichten, überregionale
Zeitungen (bis hin zur Süddeutschen Zeitung), flankiert von
zahllosen Leserbriefen. Dazu verfolgten Tausende Menschen das
Geschehen in den "sozialen Medien".

Mitte Oktober verschärfte sich die Lage: Kurz nach einem Gespräch
zwischen dem Bürgermeister und dem Vereinsvorstand, der das
Kaufangebot für das Eichengrundstück bekräftigte, fanden Anwohner
Drohbriefe im Briefkasten. Die Anwältin des Investors drohte mit
Anzeigen wegen Hausfriedensbruchs.

Einige Tage später, nach einem Demozug in der Nähe der Eiche, ließ der
Investor nach anwältlichem Besuch einen Zaun um das gesamte Gebiet
errichten. Die Polizei erklärte die Versammlung der EichenfreundInnen
zum Schutz der Eiche für illegal und löste sie auf. Das Pfadfinderzelt
für die Mahnwachen musste abgebaut werden. Die EichenretterInnen
wachten von nun an in einem der benachbarten Gärten.

Kurz vor Ende der Fällsaison wurde es nochmal brenzlig, doch dann kam
die erlösende Nachricht: Am 20.2.2020 lehnte das Verwaltungsgericht in
Gelsenkirchen den Eilantrag des Investors "Dreigrund" ab, die Eiche
umgehend also noch kurz vor Beginn der Schutzfrist (1. März) zu
fällen: "Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung... ist rechtswidrig,
weil sich der Bebauungsplan Nr.245 als unwirksam erweist."

Am 1. März gab es dann eine kleine Feier mit fast 50 Unterstützern zum
Überstehen der fünf Monate langen Fällsaison und dem Beginn der
Vogelschutzzeit - mindestens bis zum 1. Oktober ist die Eiche vor
einer legalen Fällung sicher.

Seitdem sind in der Lokalpolitik in Castrop-Rauxel die Reaktionen auf
das Urteil des Verwaltungsgerichts bemerkenswert: Denn nun - übrigens
vor der Kommunalwahl am 13.9.20 - sind plötzlich alle für den Erhalt
dieses Baums, sogar die bisher erbittertsten Befürworter der Fällung
versuchen, sich als die alleinigen Retter der Eiche aufzuspielen. Aber
den meisten Baumfreunden geht es um den Erhalt des gesamten Biotops.

Es gab inzwischen sogar ein erstes Treffen mit der technischen
Beigeordneten der Stadt und dem Geschäftsführer von "Dreigrund", der
vor dem Urteil jegliche Kontaktversuche abgelehnt hatte. Die
Verhandlungen kreisen nun um die Frage, ob auf dem Grundstück
überhaupt gebaut werden kann und darf und wenn ja, wie und in welchem
Ausmaß.

Der Baumbesetzer Johannes, auch "Hambi Potter" genannt, ist Teil des
gemeinsamen Projekts zur Rettung der Eiche und Verhinderung dieses
Bebauungsplans. Die Medien berichteten: Auf der Eiche hat er unter
anderem Gitarre spielen gelernt, Social Medias betreut und immer seine
Bibel dabei. Diese wörtlich nehmend verweist er auf Stellen wie: "Dem
Gerechten ist es eine Freude zu tun, was recht ist, aber dem Übeltäter
ist es ein Schrecken" (Spr. 21,15).


Ulrich Häpke lebt in Castrop-Rauxel und gehört zu den
BaumschützerInnen. Dieser Text aus der Zeitschrift Amos,
Nr. 4, 2019, wurde für diese SoZ im Gespräch mit Johannes
aktualisiert.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4, 35. Jg., April 2020, S. 7
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VORWÄRTS/1582: Manolis Glezos - Ein Leben für den Widerstand


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 24. April 2020

Ein Leben für den Widerstand

von Florian Sieber



1941 holte Manolis Glezos mit einem Genossen die Hakenkreuzfahne
von der Akropolis. Den damals 19-jährigen Jugendlichen kannte noch
niemand. Heute aber trauert ein ganzes Land um ihn: Im Alter von 97
Jahren starb der Kämpfer am 30. März an Herzversagen. Ein Nachruf.


 Als die Wehrmacht am 6. April 1941 die Grenzen zu Jugoslawien
überschritt, sollten damit zwei Aufgaben erledigt werden: Zum einen
sollten auf dem Gebiet des jugoslawischen Staates den
Hitlerfaschist*innen freundlich gesinnte Kräfte an die Macht gebracht
werden. Zum anderen sollte Mussolini unter die Arme gegriffen werden,
der nach einem gescheiterten Angriff auf Griechenland bis ins
italienisch gehaltene Albanien zurückgetrieben worden war. Sowohl die
jugoslawische Armee als auch das griechische Heer kapitulierten
innerhalb von drei Wochen. Wieder hatte die Kriegsmaschinerie der
Achsenmächte zwei Nationen überrollt. Dass aber die schwierigste
Herausforderung in Sachen Griechenland und Jugoslawien noch vor den
Soldaten der Wehrmacht und ihren Verbündeten stand, dachte wohl im
Oberkommando des Heeres des Hitlerregimes niemand. In den vier
Kriegsjahren nach dem Balkanfeldzug entstanden in Jugoslawien unter
Tito und in Griechenland unter der kommunistischen Befreiungsarmee
ELAS Widerstandsbewegungen, die den Besatzern das Leben zur Hölle
machten. Das Rückgrat dieser Bewegungen stellten Hunderttausende, vor
allem junge Frauen* und Männer*, die ihr Leben aufs Spiel setzten, um
mit der Waffe in der Hand gegen die faschistischen Besatzer*innen zu
kämpfen. Einer von ihnen: Der 19-jährige Manolis Glezos.


Zwei Männer und die Akropolis

Geboren wurde Glezos 1922 auf der Kykladeninsel Naxos. Doch als er 13
war, verliessen er und seine Familie die Ägäis in Richtung Athen.
Schon bevor die Wehrmacht einmarschierte, engagierte sich Glezos als
17-jähriger gegen die Diktatur des griechischen Faschisten Metaxas,
der 1936 an die Macht gekommen war. Und er hörte nicht auf, gegen die
Rechten zu kämpfen. Als die deutschen Faschist*innen am 27. April 1941
in Athen ankamen, hissten sie noch am selben Tag die Hakenkreuzflagge.
Laut mündlicher Überlieferung der Fakten soll sich der Evzone - der
griechische Gardesoldat, der aufgefordert wurde, die griechische Fahne
einzuholen und die Hakenkreuzfahne aufzuziehen - mit der griechischen
Fahne von dem über der Stadt thronenden Akropolisfelsen gestürzt
haben.

Ob die Geschichte vom Evzonen stimmt, der sich lieber umbrachte, als
eine Swastika über Athen zu hissen, ist sehr zweifelhaft. Doch die
Geschichte zeigt, dass die Menschen in Athen nach einem
Widerstandssymbol lechzten. Am 30. Mai bekamen sie es dann endlich:
Manolis Glezos und sein Genosse Apostolos Santas erklommen die
Felswände der Akropolis und entfernten die Hakenkreuzflagge, die dort
wehte. Für die Bevölkerung wurden die beiden damit zu Helden, für die
Besatzer*innen zur Bedrohung: Beide wurden in Abwesenheit zum Tode
verurteilt. Für Glezos sollte dies nur das erste von insgesamt drei
Todesurteilen werden. Er kämpfte während des Krieges weiter im
Widerstand und wurde sowohl von den Deutschen, wie den Italiener*innen
(Griechenland war während der Besatzung in italienische, deutsche und
bulgarische Zonen geteilt) verhaftet und gefoltert. Sein Bruder wurde
von den Faschist*innen hingerichtet.


Der Sache treu geblieben

Für Glezos hörte mit der Niederlage des Hitlerfaschismus gegen die
Rote Armee der Kampf nicht auf. Im Jahr 1945 übernahm er die
Chefredaktion der kommunistischen Zeitung Rizospastis (Revolution). In
Griechenland brodelte es nach dem Krieg. In den Staaten des Balkans,
vor allem in Jugoslawien, gingen die kommunistischen
Widerstandsbewegungen als effektivste und starke politische Kraft im
Kampf gegen die faschistischen Invasor*innen hervor. Auch in
Griechenland standen fast alle Städte (ausser Athen) im Herbst 1944
unter Kontrolle der ELAS. Zwischen dem griechischen Bürgertum und der
Arbeiter*innenbewegung war ein Konflikt in dieser Situation nicht mehr
zu vermeiden. Dennoch setzte Moskau darauf, dass die griechischen
Kommunist*innen die Füsse still halten. Denn im Falle eines
Bürgerkrieges würde es von der Sowjetunion keine Unterstützung geben.
Doch die bürgerliche Regierung versuchte, die linken Partisan*innen
noch 1944 zu entwaffnen. Proteste dagegen wurden mit Hilfe der
britischen Armee blutig niedergeschlagen. Ein Bürgerkrieg war nicht
mehr zu vermeiden. Prominente Linke wurden verhaftet. Unter ihnen auch
Glezos. Wegen Pressedelikten wurde ihm der Prozess gemacht. Am 3. März
1948 verurteilte man ihn ein zweites Mal zum Tode. Jedoch verhinderten
internationale Proteste die Vollstreckung des Urteils.


Von Altersmilde keine Spur

Der Mann von der Akropolis ging in seinem Leben politisch mehr Risiken
als Kompromisse ein. Drei Jahre nach dem Urteil noch immer in Haft,
wurde Glezos für die linke EDA in das griechische Parlament gewählt,
um die Freilassung anderer Abgeordneter zu erreichen. Seine Strategie
ging auf und sieben Abgeordnete wurden entlassen. 1954 kam Glezos
frei, wurde jedoch vier Jahre später wieder eingesperrt. 1961 wählte
man ihn erneut in das Parlament und 1962 wurde er endlich wieder
freigelassen. 1967 folgte nochmals eine Haftstrafe, 1971 die
Freilassung, dieses Mal als Folge der Generalamnestie nach Ende der
Militärdiktatur.

In seinem Leben wurde Glezos insgesamt 28 Mal wegen seiner politischen
Aktivitäten verurteilt. Während den 1980er-Jahren schloss er sich der
sozialdemokratischen PASOK an, verliess diese jedoch wieder 1989.
Später nahm er am Aufbau der eurokommunistischen Synaspismos teil, aus
der später die Syriza werden sollte. Glezos kämpfte während der
Finanzkrise anfänglich für eine Regierung der Syriza unter Alexis
Tsipras und wurde für die Partei 2014 in das Europaparlament gewählt.
Im Alter von 87 Jahren wurde er bei Demonstrationen gegen die
Spardiktate der EU mit einer Tränengaskartusche von der griechischen
Polizei am Kopf getroffen und musste verletzt davon gebracht werden.
Ein letztes Mal verhaftet wurde er 2012 im Alter von 89 Jahren.
Manolis Glezos, der fast alles erreicht hatte, was man als einzelner
Linker so erreichen konnte, der wegen seiner Rolle im Widerstand ein
semi-legendärer Volksheld gewesen war, der einst als ältester
Abgeordneter im Europaparlament sass, die Rizospastis geleitet hatte
und der EDA vorgestanden war, wandte sich im Alter noch einmal einem
neuen politischen Projekt zu.


Das OXI-Referendum

Der Bruch mit Syriza kam, als Tsipras die Massen verriet: Am 5. Juli
2015 lehnten 61,31 Prozent der Griech*innen beim OXI-Referendum das
Spardiktat der sogenannten Troika (Europäische Kommission,
Internationaler Währungsfonds und Europäische Zentralbank) ab. Tsipras
und seine Partei setzten das Sparprogramm trotzdem um. Glezos verliess
die Partei und trat in die linke Laeki Enotita ein, um gegen die
Austeritätslinie von Tsipras zu kämpfen. Denn das war es, was Manolis
Glezos bis zu seinem Ende nicht lassen konnte: Den Kampf gegen die
Ungerechtigkeit.

 * 
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FILM/1731: Das Erste - Das freiwillige Jahr, 27.5.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. April
2020

Der Film Mittwoch im Ersten

Das freiwillige Jahr

Mit Maj-Britt Klenke, Sebastian Rudolph, Thomas Schubert, Katrin
Röver, Daniel Nocke, Stefan Stern, Margarita Breitkreiz, Hussein
Eliraqui

Drehbuch und Regie: Ulrich Köhler und Henner Winckler
Kostüm: Birgit Kilian
Szenenbild: Pelin Gebhard und Ivana Vukovic
Kamera: Patrick Orth
Ton: Johannes Grehl
Produzent: Ingmar Trost
Koproduktion: Katrin Schlösser
27.05.2020, 20.15 Uhr, Das Erste



Der alleinerziehende Arzt Urs (Sebastian Rudolph) ist ein engagierter
Mensch: Er kümmert sich um seinen alkoholkranken Bruder Falk (Stefan
Stern) und hilft im nahegelegen Flüchtlingsheim. Seine 19-jährige
Tochter Jette (Maj-Britt Klenke) drängt er zu einem Freiwilligen
Sozialen Jahr in Südamerika. So will er mit allen Mitteln verhindern,
dass Jette wie er in der Provinz hängen bleibt. Sie soll ein freies,
selbstbestimmtes Leben führen. Doch Jette ist zerrissen zwischen ihrer
Jugendliebe Mario (Thomas Schubert) und dem Wunsch, den Erwartungen
ihres Vaters gerecht zu werden. Mit liebevollem Blick begleitet der
Film die beiden Protagonisten an drei Tagen, an denen ihre Beziehung
eine entscheidende Wendung nimmt. Jette ist schon am Flughafen, als
sie sich entscheidet, doch nicht in den Flieger nach Costa Rica zu
steigen. Stattdessen versteckt sie sich vor ihrem Vater. Als Urs sie
findet, muss er auf schmerzhafte Weise erkennen, dass er das Glück der
anderen genauso wenig erzwingen kann wie das eigene. Wird sich Jette
dem Konflikt stellen und ihren eigenen Weg gehen?

Gedreht wurde vom 17. Oktober bis 17. November 2018 in Detmold und
Umgebung. "Das freiwillige Jahr" ist eine Sutor Kolonko Filmproduktion
im Auftrag des Westdeutschen Rundfunks Köln für Das Erste.

Redaktion WDR: Corinna Liedtke


Vorwort von WDR-Redakteurin Corinna Liedtke

Ein Freiwilliges Soziales Jahr ist ein aufregender Schritt für junge
Erwachsene - ein Abenteuer jenseits des bekannten Alltags, ein erstes
Ausprobieren von Selbstständigkeit und das bewusste Loslösen vom
Elternhaus. Für Urs und seine Tochter ist Jettes bevorstehende Abreise
nach Costa Rica jedoch der Auslöser für die Zuspitzung eines schon
länger schwelenden Konflikts. Kurzerhand haut Jette mit ihrem Freund
Mario vom Flughafen ab und verpasst ihren Flug. Während Urs einerseits
fassungslos und doch stoisch dabei ist, einen neuen Flug zu buchen,
bleibt der Film zugleich auch bei Jette und ihrem emotionalen Dilemma.
Zerrissen zwischen ihrer ersten großen Liebe und den Wünschen ihres
Vaters scheint Jette nicht zu wissen, was sie selbst möchte.

Zu den intensivsten zwischenmenschlichen Erfahrungen gehören die
Beziehungen zu unseren Eltern, unseren Kindern, aber auch zur ersten
großen Liebe. Der Film thematisiert genau dieses Spannungsverhältnis.
Urs möchte nur das Beste für seine Tochter. Während er seine
ungelebten Träume auf sie projiziert, ist sie nicht fähig, eigene
Entscheidungen zu fällen und sich gegen die Erwartungen des Vaters
aufzulehnen.

Der Universalität der erzählten Emotionen kann man sich nicht
entziehen. Wieviel Einfluss können und sollen Eltern auf den Lebensweg
ihrer Kinder nehmen? Wie können junge Erwachsene herausfinden, was sie
selbst wollen, wenn sie gefangen in permanenten Erwartungen anderer
sind? Herausragend ist die darstellerische Leistung von Maj-Britt
Klenke, die in ihrer ersten großen Fernsehrolle Jette spielt. Ihre
große, aber gänzlich unaufdringliche Präsenz trägt den Film und lässt
sie zum vielschichtigen Spiegel der Gefühle ihrer Generation werden.
Eine Generation, die entgegen ihrem Ruf doch genaue Vorstellungen
davon hat, wie sie sich von ihren Eltern löst und dies auch tut - in
ihrem eigenen Tempo.

Der Film nimmt sich immer wieder die notwendige Zeit, Momente
nachklingen zu lassen. Dieser alltagsnahe und genaue Blick bei der
Inszenierung ist auch für den Mittwochsfilm eine Besonderheit. Ulrich
Köhler und Henner Winkler schaffen es, in ihrem leisen Drama nicht zu
werten. Aber als Zuschauer*in ertappt man sich dabei, genau dies zu
tun.

Es ist nicht nur der erste gemeinsam geschriebene und inszenierte Film
von Ulrich Köhler und Henner Winkler, sondern auch der erste
Fernsehfilm der Beiden. Ein außerordentlicher Erfolg war die Teilnahme
des Fernsehfilms am Filmfestival von Locarno. Dort wurde die Idee
konkret, den Film auch ins Kino zu bringen. So kommt er auf vielen
Wegen zu seinen Zuschauer*innen - seit Anfang des Jahres war "Das
freiwillige Jahr" im Kino und ist nun im Ersten zur besten Sendezeit
sowie in der Mediathek zu sehen.

Die Besetzung:

Jette - Maj-Britt Klenke

Urs - Sebastian Rudolph

Mario - Thomas Schubert

Nicole - Katrin Röver

Henning - Daniel Nocke

Falk - Stefan Stern

Pia - Margarita Breitkreiz

Murat - Hussein Eliraqui

 * 
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FEATURE/1472: Deutschlandfunk Kultur - AD(H)S bei Erwachsenen, 28.5.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ohne Filter

AD(H)S bei Erwachsenen

Von Andrea und Justin Westhoff

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 28. Mai 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Bei Erwachsenen zeigt sich die Erkrankung an der
Aufmerksamkeitsdefizit-(Hyperaktivitäts)störung vor allem in Form
einer permanenten inneren Anspannung, die sie chaotisch-sprunghaft,
vergesslich, extrem impulsiv und reizbar macht. Die Folgen sind
Beziehungsstörungen, Probleme im Berufsleben, aber auch Depressionen,
Süchte und Erschöpfungszustände. Erst eine sichere Diagnose macht den
Weg frei für medikamentöse und psychotherapeutische Behandlungen und
lässt viele Betroffene auch die andere Seite der AD(H)S erleben: ihre
größere Sensibilität, Kreativität und Fähigkeit, unkonventionell zu
denken und zu handeln.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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TALK/1726: Deutschlandfunk - Was bleibt, wenn ich nicht mehr bin?, 28.5.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Was bleibt, wenn ich nicht mehr bin?

Das eigene Erbe stiften

Am Mikrofon: Armin Himmelrath

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 28. Mai 2020, 10.08 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Knapp ein Drittel der Deutschen kann sich vorstellen, mit dem eigenen
Nachlass Gutes zu tun und einen gemeinnützigen Zweck zu unterstützen.
Doch wie funktioniert das, wenn man sein Erbe etwa einer Stiftung
zukommen lassen will? Was kann, was muss ich im Vorfeld klären, damit
später tatsächlich so geholfen wird, wie ich mir das zu Lebzeiten
vorgestellt habe? Und wann lohnt es sich vielleicht sogar, über eine
eigene Stiftung nachzudenken?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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GENETIK/568: "Schlankmacher"-Gen heizt Fettverbrennung an (idw)


IMBA - Institut für Molekulare Biotechnologie der Österreichischen Akademie der Wissenschaften GmbH - 21.05.2020

"Schlankmacher"-Gen heizt Fettverbrennung an



Ein internationales ForscherInnenteam unter Beteiligung des IMBA -
Institut für Molekulare Biotechnologie der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften - konnte nachweisen, dass Mutationen eines bestimmten Gens
mit erhöhter Fettverbrennung und Glukosetoleranz in Verbindung stehen und
zu einer genetisch determinierten schlanken Linie führen. Das berichten
die WissenschaftlerInnen in der aktuellen Ausgabe der renommierten
Fachzeitschrift Cell.

Die Zeit der Corona-Quarantäne hat wohl vielen unter uns auf die Figur
geschlagen. Eingeschränkte Aktivität und mangelnder Sport bei
gleichbleibenden oder gar verstärkten Ernährungsgewohnheiten führten
verständlicherweise zu dem einen oder anderen Extrakilo. Dennoch gibt es
Menschen, die es ganz ohne Gewichtszunahme durch diese Zeit geschafft
haben. Denn neben Faktoren wie Bewegung und Ernährung sind diese
individuellen Unterschiede in der Gewichtszunahme auch genetisch
festgelegt.

Bisherige Studien konzentrierten sich in erster Linie auf Gene, die mit
Adipositas in Verbindung stehen. Denn aus medizinischer und
wirtschaftlicher Sicht ist krankhaftes Übergewicht ein großes Problem für
unsere Gesellschaft: ein stark erhöhter Body Mass Index (BMI) ist ein
Risikofaktor für sämtliche Erkrankungen des Stoffwechsels (vor allem
Diabetes mellitus Typ 2), Herz-Kreislauf-Erkrankungen, aber auch Krebs.
Nun konnte ein internationales ForscherInnenteam um IMBAs
Gründungsdirektor Josef Penninger ein "Schlankmacher"-Gen identifizieren.
Die ForscherInnen konnten dabei durch Daten einer Estnischen Biobank und
Studien an Fliegen und Mäusen herausfinden, dass Mutationen des Gens ALK,
das für das Protein Anaplastic Lymphoma Kinase kodiert, mit gesteigerter
Fettverbrennung, verbesserter Glukosetoleranz und einem sehr schlanken
Äußeren in Verbindung stehen.

Wie bleiben Fliegen, Mäuse und Menschen dünn?

ALK ist ein Zellrezeptor und gehört zur Familie der Insulin-Rezeptoren.
Bisher war bekannt, dass Mutationen in ALK häufig in unterschiedlichen
Krebsarten, wie etwa Lungenkrebs und Neuroblastom, auftreten. Allerdings
war wenig über die physiologische Funktion des nicht mutierten Gens
bekannt. In der nun veröffentlichten Studie wurden die genetischen Profile
von 47,102 sehr schlanken und normalgewichtigen Menschen aus der
Estnischen Biobank analysiert. Dabei fanden die ForscherInnen bei der
dünnen Gruppe 2 genetische Varianten im ALK Gen. In der Fruchtfliege
Drosophila konnte man zeigen, dass ein Herunterregeln des ALK orthologen
Gens bei den Tieren trotz zuckerreicher Ernährung zu weniger Fettanhäufung
führt.

Michael Orthofer, Postdoktorand in der Gruppe von Josef Penninger am IMBA,
arbeitete jahrelang an mehreren Mausmodellen, bei denen das Alk Gen in
unterschiedlichen Geweben, die am Stoffwechsel beteiligt sind,
ausgeschalten wurde. Wurde ALK im ganzen Körper deaktiviert, zeigten diese
Tiere ein niedrigeres Körpergewicht. Dieser niedrigere Fettgehalt wurde
verstärkt, wenn man den Tieren fettreiche Nahrung verabreichte: Obwohl sie
gleich viel Nahrung zu sich nahmen und sich gleich viel bewegten wie
normale Mäuse. Dabei wurde schon nach wenigen Wochen auf dieser Diät ein
Unterschied von 50% Körperfett beobachtet. Auffallend war, dass Mäuse ohne
Alk Gen einen deutlich erhöhten täglichen Energieverbrauch zusammen mit
einer verbesserten Glukosetoleranz aufwiesen. Die ForscherInnen nahmen
anschließend die Fettverbrennung, bei der Triglyceride in freie Fettsäuren
und Glycerol aufgespalten werden, genauer unter die Lupe. Denn obwohl
Mäuse ohne das Alk Gen viel weniger Körperfett hatten, zeigten sie einen
Anstieg freier Fettsäuren im Blutplasma - ein Indikator für verstärkte
Fettverbrennung. In Tieren mit deaktiviertem Alk Gen wurde schließlich
eine erhöhte Aktivität der hormonsensitiven Lipase, ein Schlüsselenzym in
der Fettverbrennung, festgestellt.

Fettverbrennung beginnt im Kopf

Wenn die ForscherInnen ALK in den Muskeln, im Fettgewebe, in der Leber
oder im Immunsystem deaktivierten, konnte bei den Mäusen keine
Gewichtsveränderung festgestellt werden. "Als wir jedoch ALK spezifisch in
der Gehirnregion des Hypothalamus deaktivierten, konnten wir dieselbe
Gewichtsreduktion wie in Tieren beobachten, bei denen ALK im ganzen Körper
ausgeschalten wurde. Das ist insofern interessant, weil der Hypothalamus
eine zentrale Koordinationsstelle für den Stoffwechsel ist und via
Noradrenalin die Fettverbrennung reguliert. In der Folge konnten wir dann
zeigen, dass Mäuse mit einem inaktiven Alk Gen einen höheren
Noradrenalinspiegel im Fettgewebe aufweisen. Eine Blockierung des Alk Gens
in den Nerven, die aus dem Hypothalamus hervorgehen, heizt daher die
Fettverbrennung an. Deswegen bleiben die Tiere dünner, selbst bei
fettreicher Ernährung", so Orthofer, der Erstautor der aktuellen
Publikation.

"Mit unserer Arbeit konnten wir nachweisen, dass ALK eine vollkommen neue
und wesentliche Schnittstelle im Gehirn ist, die Nahrungsverwertung und
Energiekreislauf steuert. Ein nächster wichtiger Schritt wäre es jetzt zu
erforschen, wie die Neuronen im Hypothalamus, in denen ALK aktiv ist,
diese Stoffwechselkontrolle beeinflussen," so IMBAs Gründungsdirektor
Josef Penninger, der jetzt Direktor des Life Sciences Institutes der
University of British Columbia ist. "Eine Hemmung des Gens ALK könnte
womöglich eine neue Therapiemöglichkeit sein, um Übergewicht vorzubeugen."


Originalpublikation:

"Identification of ALK in thinness", Orthofer et al, Cell, 2020

doi:10.1016/j.cell.2020.04.034
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NEUROLOGIE/2065: Kein Zusammenhang zwischen Migräne und Demenz (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 20.05.2020

Kein Zusammenhang zwischen Migräne und Demenz



Migräne kann in bestimmten Fällen mit einem erhöhten Schlaganfallrisiko
einhergehen und außerdem zu Veränderungen im Hirngewebe führen. Ob Migräne
aber direkt auch das Demenzrisiko erhöht, wurde nun erstmals an einer
großen Kohorte prospektiv untersucht [1]. Das beruhigende Ergebnis: Es
besteht kein Zusammenhang zwischen Migräne und Demenz.

Die Migräne ist eine komplexe neurologische Erkrankung mit vaskulären und
neuronalen Komponenten. Die Ursachen und Entstehungsmechanismen sind bis
heute nicht vollständig geklärt. Aufgrund der Beteiligung der Hirngefäße
an der Migränesymptomatik wird seit längerer Zeit untersucht, ob es
Zusammenhänge zwischen der Kopfschmerzerkrankung und dem Auftreten von
Gefäßerkrankungen/Schlaganfällen oder dem Verlust kognitiver Fähigkeiten
bzw. einer Demenz gibt. Es zeigte sich, dass insbesondere
Migräneerkrankungen mit Aura (d. h. mit vorangehenden Sehstörungen wie
Flimmern oder Lichtblitzen oder auch neurologischen Symptomen) mit einem
leicht erhöhten Schlaganfallrisiko einhergehen (bei Frauen mit
Migräne-Aura ist das Risiko 2,1-fach erhöht, bei Männern 1,4-fach [2]). In der
ARIC-Studie ("Atherosclerosis Risk in Communities") fand sich darüber
hinaus eine Assoziation zwischen Migräneanamnese und Veränderungen der
weißen Hirnsubstanz (sogenannte Hyperintensitäten im MRT [3, 4]),
schlaganfallähnlichen Läsionen ("stumme Infarkte") sowie
Gehirnvolumenänderungen [5] in der zerebralen Bildgebung. Solche
Auffälligkeiten im Hirngewebe sind wiederum mit einem erhöhten Risiko
kognitiver Störungen assoziiert, woraus sich die Frage ergibt, ob eine
Migräne selbst auch einen Risikofaktor für die Entwicklung einer
Demenzerkrankung darstellt. Nur wenige Studien haben dies bisher
untersucht; meist waren es kleine, retrospektive Studien oder Analysen mit
kurzem Follow-up. Nun wurde die erste prospektive Studie zur Frage der
Assoziation von Migräne und Demenz anhand einer großen U.S.-amerikanischen
Kohorte publiziert.

Die Migräneanamnese wurde in der Studie mit einem Fragebogen erhoben
(Symptome entsprechend den Kriterien der "International Headache
Society"), Patienten mit vorbestehender Demenz oder Schlaganfällen wurden
ausgeschlossen. Die Diagnose Demenz wurde anhand von kognitiven Tests,
neuropsychologischen Untersuchungen und der klinischen Beurteilung von
Verdachtsfällen gestellt. Die Inzidenzberechnung beruht auf den
bestätigten Fällen, telefonischen Verlaufskontrollen und der Erfassung von
Klinikdiagnosen und Todesursachen. Es wurden 12.495 Teilnehmer, darunter
1.397 Migränepatientinnen und -patienten, im Alter zwischen 51-70 Jahren
analysiert, die mediane Nachbeobachtungszeit betrug 21 Jahre.

Im Ergebnis errechnete sich bei den Teilnehmern ohne Migräne eine
Demenz-Prävalenz von 18,5% (1821/9955), von 16,7% (233/1397) bei
Migränepatienten, und von 15,8% (196/1243) bei schweren
Nicht-Migräne-Kopfschmerzen in der Anamnese. Insgesamt gab es statistisch keine
Assoziation zwischen Migräne und der Demenz-Inzidenz [HR 1,04]. Es wurden
außerdem Kovariablen erfasst und überprüft, die einen Einfluss auf die
Ergebnisse haben könnten (z. B. Alter, Geschlecht, Abstammung,
Bildungsstatus, Einkommen, Nikotin- und Alkoholkonsum, Bluthochdruck, BMI,
Diabetes mellitus, koronare Herzerkrankung, Cholesterin). Es fand sich
auch keine statistisch bedeutsame Interaktion zwischen Migräne, Demenz und
den einzelnen Kovariablen. Allerdings könne anhand der Studiendaten, so
die Autoren, nicht differenziert werden, ob möglicherweise weitere
Charakteristika wie das Patientenalter zu Migränebeginn oder die Anzahl
und der Schweregrad der Migräneanfälle mit einer Demenzentstehung
assoziiert sind, dazu müssten noch größere Patientenzahlen analysiert
werden.

"Trotz der Tatsache, dass Migränepatienten in seltenen Fällen
Veränderungen im Hirngewebe aufweisen, haben die Betroffenen kein höheres
Risiko, eine Demenz zu entwickeln", so Professor Dr. med. Hans-Christoph
Diener, Essen, Pressesprecher der DGN. "Zum jetzigen Zeitpunkt gibt es
keine Hinweise darauf, dass die bei Migränepatienten auftretenden
Veränderungen in der weißen Substanz eine klinische Bedeutung oder einen
Krankheitswert haben." Allerdings weist der Experte darauf hin, dass die
Betroffenen, vor allem Frauen, die an einer Migräne mit Aura leiden,
hinsichtlich ihres Schlaganfallrisikos überwacht und zusätzliche
Gefäßrisiken (z. B. Rauchen und Hormonbehandlungen) nach Möglichkeit
vermeiden sollten.
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FORSCHUNG/4187: Interaktion von Immunsystem und Gehirn (idw)


Technische Universität Braunschweig - 20.05.2020

Interaktion von Immunsystem und Gehirn



Forschende der TU Braunschweig zeigen, dass das Immunsystem Einfluss auf
Lernvermögen haben kann. Interferon ist ein wichtiger Botenstoff des
Immunsystems, der bei der Bekämpfung von Krankheitserregern wie
Grippeviren und vermutlich auch SARS-CoV-2 unterstützt. Interferon könnte
aber auch unabhängig von einer Infektion an der Interaktion von
Immunsystem und Gehirn beteiligt sein und Einfluss auf das Lernvermögen
haben. Darauf deutet eine Studie mit Mäusen der Technischen Universität
Braunschweig hin, die gestern in der Fachzeitschrift Cell Reports
veröffentlicht wurde. Mit daran beteiligt sind das Helmholtz-Zentrum für
Infektionsforschung (HZI) in Braunschweig und das TWINCORE in Hannover.

In einer früheren Studie zeigten die Braunschweiger Forscherinnen und
Forscher bereits, dass die Reaktion des Immunsystems bei einer Erkrankung
mit einem Grippevirus einen längerfristigen negativen Effekt im Gehirn
haben kann. "Wir wissen, dass es im Krankheitsfall Signalsysteme gibt, die
vom Immunsystem auf das Nervensystem wirken und umgekehrt. Diese haben vor
allem negative Konsequenzen für beide Organsysteme des Körpers. Jetzt
haben wir untersucht, ob die Signalsysteme auch unabhängig von einer
Infektion auf das Nervensystem wirken und diese Wechselwirkungen auch
positive Effekte haben können, zum Beispiel auf unser Lernvermögen", sagt
Professor Martin Korte, Neurobiologe am Institut für Zoologie der TU
Braunschweig und Leiter der Arbeitsgruppe "Neuroinflammation und
Neurodegeneration" am HZI.

Helfer bei der Interaktion

Im Fokus der Forschenden stand das Typ I Interferon, das als ein
antiviraler Botenstoff nach Virusinfektionen überwiegend im Blut zu finden
ist. Interferone können aber auch im Gehirn gebildet werden und neben
ihrer antiviralen Wirkung auch bei Autoimmunerkrankungen eine Rolle
spielen. Untersuchungen haben gezeigt, dass geringe Mengen an Typ I
Interferon auch ausgeschüttet werden, wenn keine Infektion vorhanden ist.
Hier setzt das Forschungsteam an: Um mehr darüber herauszufinden, wie das
Interferon mit dem Gehirn interagiert und sich darauf auswirkt, hat Dr.
Shirin Hosseini von der Abteilung für Zelluläre Neurobiologie der TU
Braunschweig die Gehirnstrukturen sowie das Lern- und Erinnerungsvermögen
von Mäusen untersucht, in deren Nerven- und Gliazellen keine Rezeptoren
für Interferon vorhanden waren.

Einschränkungen im Lernvermögen

Professor Ulrich Kalinke und seine Arbeitsgruppe am Helmholtz-Zentrum für
Infektionsforschung (HZI) bzw. TWINCORE in Hannover haben dafür so
genannte Knockout-Mäuse gezüchtet, bei denen die Rezeptoren für Typ I
Interferon auf bestimmten Zelltypen fehlten. Die Forscherinnen und
Forscher der TU Braunschweig untersuchten mithilfe von Gehirnschnitten
dieser Mäuse den Hippocampus, also die Hirnregion, die für biographische
Erinnerungen und Lernprozesse zuständig ist. Außerdem betrachteten sie das
Erinnerungsvermögen der Tiere. Die Nagetiere mussten zum Beispiel nach ein
paar Trainingseinheiten eine mit Wasser bedeckte Plattform wieder finden.
"Wir haben festgestellt, dass es negative Auswirkungen auf die Physiologie
des Gehirns hat, besonders auf Lernprozesse, wenn der Interferon-Rezeptor
selektiv nur auf Astrozyten, einer Art der Gliazellen, fehlt", fasst Dr.
Shirin Hosseini die Ergebnisse zusammen. "Nachdem die Mäuse in dem Versuch
gelernt hatten, wo sich die Plattform im Wasser befindet, haben sie diese
innerhalb weniger Sekunden wieder gefunden. Ohne die Interferon-Rezeptoren
auf den Astrozyten brauchten sie dafür deutlich länger."

Wie aber beeinflusst das Interferon das Lern- und Erinnerungsvermögen der
Mäuse? Im Hippocampus wird bei Gedächtnisprozessen der Neurotransmitter
Glutamat ausgeschüttet, der als Botenstoff die Erregung von einer
Nervenzelle auf eine andere überträgt. Die Astrozyten pumpen das Glutamat
weg, damit ein nächster Impuls eine neue Wirkung auf die Rezeptoren haben
kann. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben mithilfe der
Mausmodelle herausgefunden, dass der Interferon-Rezeptor auf den
Astrozyten wichtig ist, um den Abtransport des Glutamats zu beeinflussen.
Das Typ I Interferon bestimmt nämlich, wie schnell das Glutamat
abtransportiert wird. Wird es beispielsweise langsamer weggepumpt, hat es
eine längere und damit stärkere Wirkung. Dadurch können sich
Lernereignisse besser manifestieren. Fehlen die Interferon-Rezeptoren,
fehlt die Regulation des Glutamatabtransportes und Gedächtnisprozesse
kommen aus dem Gleichgewicht.

Hohe Spezifität der Ergebnisse

Die Studie des Teams um Professor Korte und Dr. Hosseini bestätigt, dass
das Immunsystem auch unabhängig von einer Infektion das Nervensystem und
speziell das Lernvermögen beeinflusst. "Das Besondere an unseren
Ergebnissen ist die hohe Spezifität, mit der wir die molekulare
Interaktion zwischen Immunsystem und Gehirn beschreiben können. Wir können
genau sagen, welcher Rezeptor an welchen Synapsen Lernereignisse
moduliert", so Korte. Die Ergebnisse der Studie tragen zum
Forschungsschwerpunkt "Infektionen und Wirkstoffe" der TU Braunschweig
bei. Darauf aufbauend soll weiter geforscht werden, wie Korte sagt:
"Unsere Studie zeigt, dass Moleküle des Immunsystems im Gehirn zum Einsatz
kommen und in physiologischen, nur leicht erhöhten Konzentrationen sogar
gut für Gedächtnisprozesse sind. Das legt die Frage nahe, ob auch eine
Impfung, mit einer leichten Stimulation des Immunsystems, das Gehirn in
seiner Leistungsfähigkeit fördern könnte, während eine starke Infektion
das Gehirn dauerhaft schwächen kann. Das wollen wir als nächstes
untersuchen."

Angaben zur Studie

Für die Untersuchungen wurde mit 200 Mäusen gearbeitet. Alle Mäuse wurden
im gleichen Alter untersucht, um die Vergleichbarkeit herstellen zu
können. Die Tiere wurden am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung
(HZI) und am TWINCORE Hannover gezüchtet. Die Tierversuche fanden an der
TU Braunschweig und am HZI statt. Die Studie wurde unter strengen
Sicherheits- und Tierschutzauflagen durchgeführt und von der
Helmholtz-Gemeinschaft und der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) finanziell
unterstützt.


Originalpublikation:

Shirin Hosseini, Kristin Michaelsen-Preusse, Gayane Grigoryan, Chintan
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Type I interferon receptor
signaling of astrocytes regulates hippocampal synaptic plasticity and
cognitive function of the healthy CNS.
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FORSCHUNG/4186: Analysemethoden nehmen Einfluss auf das Ergebnis (idw)


Universität Innsbruck - 20.05.2020

Analysemethoden nehmen Einfluss auf das Ergebnis

Neurowissenschaften: 70 Forschungsteams kommen bei der Analyse der
gleichen MRT-Daten zu sehr unterschiedlichen Erkenntnissen



Ein von Ökonomen der Universität Innsbruck mitinitiiertes, weltweites
Forschungsprojekt zeigt auf, dass die wissenschaftliche Analyse von
komplexen Forschungsdaten im Bereich der Neurowissenschaften zu
unterschiedlichen Ergebnissen führen kann. In der Fachzeitschrift Nature
appellieren die Forscher deshalb an die wissenschaftliche Gemeinschaft,
Forschungsprozesse möglichst transparent zu gestalten und Forschungsdaten
miteinander zu teilen.

Was passiert, wenn 70 Forschungsteams aus aller Welt unabhängig
voneinander denselben Datensatz analysieren, um dieselben Hypothesen zu
prüfen? Diese Frage beantwortet erstmals eine internationale Studie, die
von den Ökonomen Michael Kirchler, Jürgen Huber und Felix Holzmeister vom
Institut für Banken und Finanzen der Universität Innsbruck mitinitiiert
wurde. Gemeinsam mit Forschern des California Institute of Technology, der
Stanford University, der Stockholm School of Economics und der Universität
Tel Aviv haben sie rund 200 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
eingeladen, den gleichen MRT-Datensatz zu analysieren und neun
Forschungshypothesen zu überprüfen. Die Daten stammen aus einem Experiment
in Tel Aviv, bei dem die Hirntätigkeit von 108 Probanden mit Hilfe von
Funktioneller Magnetresonanztomographie aufgezeichnet wurde, während sie
ökonomische Entscheidungen trafen. Das Verfahren zeigt mit hoher
räumlicher Auflösung jene Hirnareale an, die während der Messung aktiv
sind. Die neurowissenschaftlichen Forschungsteams wurden gebeten, diese
Daten mit ihren etablierten Analyseverfahren dahingehend zu untersuchen,
ob es Hinweise für einen Zusammenhang zwischen der Aktivität von Teilen
des Gehirns und bestimmten Aspekten ökonomischer Entscheidungssituationen
gibt.

Transparent und offen

Die Forschungsteams hatten drei Monate Zeit, um die Daten zu analysieren
und den Studienautoren ihre Ergebnisse sowie detaillierte Informationen
über ihre Methoden zukommen zu lassen. Für fünf der Hypothesen wichen die
Schlussfolgerungen der Teams erheblich voneinander ab, für die restlichen
vier herrschte tendenziell Übereinstimmung. "Interessanterweise zeigen die
den Analysen zugrundeliegenden von den Teams aufbereiteten Datensätze noch
eine relativ große Übereinstimmung zwischen allen Teams", erläutert Felix
Holzmeister. "Die ähnlichen Zwischenergebnisse führten aber am Ende zu zum
Teil sehr unterschiedlichen Resultaten." Eine Metaanalyse auf Basis der
Zwischenergebnisse der verschiedenen Teams erbrachte hingegen ein
einheitlicheres Bild. Dabei ließ sich zeigen, dass manche Aspekte der
Datenanalyse einen gewichtigeren Einfluss auf das Ergebnis haben als
andere, und eher zu positiven Ergebnissen führen. "Hier deuten sich
bereits Wege an, wie der Forschungsprozess in solch komplexen
Fragestellungen weiter verbessert werden kann: Forschungsprozesse sollten
möglichst transparent gehalten und Daten und Methoden gemeinsam geteilt
werden", betont Michael Kirchler. Sein Kollege Jürgen Huber ergänzt:
"Diese internationale Studie unterstreicht auch, wie wichtig es ist, dass
wir Wissenschaftler uns dieser möglichen Diskrepanzen bei komplexen
Fragestellungen immer bewusst sind."

Zu optimistisch

Gemeinsam mit einem Team um Anna Dreber und Magnus Johannesson von der
Stockholm School of Economics sowie Colin Camerer vom California Institute
of Technology führten die Innsbrucker Ökonomen Prognosemärkte mit
Expertinnen und Experten aus dem Gebiet der Neurowissenschaften durch, um
deren persönliche Erwartungen hinsichtlich der Ergebnisse herauszufinden.
Die Wissenschaftler erhielten Geld, das sie auf unterschiedliche Resultate
zu den untersuchten Thesen setzen konnten. "Dabei zeigte sich, dass die
Marktteilnehmer überoptimistisch hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit von
signifikanten Ergebnissen waren, selbst dann, wenn sie die Daten zuvor
selbst analysiert haben", erläutert Felix Holzmeister.

"Die Tatsache, dass hier fast 200 Forscher bereit waren, Dutzende von
Stunden in eine solche kritische Selbstüberprüfung zu investieren,
unterstreicht die große Bereitschaft der Wissenschaftler in diesem Gebiet,
die Qualität ihrer Datenanalysen weiter zu verbessern. Dieser Prozess der
Selbstreflexion und der kontinuierlichen Verbesserung der eigenen Methoden
ist einzigartig und zeichnet die Wissenschaft aus", betonen Michael
Kirchler und Jürgen Huber. Die Studie NARPS (Neuroimaging Analysis,
Replication and Prediction Study) wurde unter anderem vom österreichischen
Wissenschaftsfonds FWF (SFB F63) finanziell gefördert und ihre Ergebnisse
sind nun in der Fachzeitschrift Nature erschienen.


Originalpublikation:

Variability in the analysis of a single neuroimaging dataset by many
teams. 

Rotem Botvinik-Nezer, et.al. 

Nature 2020 

DOI: 10.1038/s41586-020-2314-9

https://www.nature.com/articles/s41586-020-2314-9 [bioRxiv:

https://www.bioRxiv.org/content/10.1101/843193v1]
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MELDUNG/1042: Aus Taiwan gespendete Mund-Nasen-Masken werden an Privatärzte verteilt (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 5/2020

Masken für Privatärzte

von Stephan Göhrmann



Die Tzu Chi Foundation, eine im taiwanesischen Gesundheitssektor
engagierte Stiftung, hat der Ärztekammer Schleswig-Holstein rund 6.000
einfache Mund-Nase-Masken gespendet. Der Kontakt zwischen beiden
Institutionen wurde über das Hamburger Büro der Taipeh-Vertretung in
Deutschland hergestellt.

Die Ärztekammer wird die Masken an rein privatärztlich niedergelassene
Ärzte in Schleswig-Holstein verteilen, die Bedarf angemeldet haben.
Ein erster Versuch Anfang April, für diese in der Versorgung
engagierte Ärztegruppe Schutzmaterial zu organisieren, war ergebnislos
verlaufen.

Wie berichtet haben sich Ärztekammer-Präsident Dr. Henrik Herrmann und
Taipeh Vertretung Generaldirektor Mei-Shun Lo schon zuvor über die
Erfahrungen Taiwans im Umgang mit Epidemien ausgetauscht.

"Die aktuelle Pandemie zeigt, dass wir alle betroffen sind. Es ist
eine internationale Krise, die nur unter gemeinsamen Anstrengungen
gelöst werden kann. Diese Geste der Taipeh Vertretung in Hamburg
stellt Taiwans internationales Engagement unter Beweis", sagte Dr.
Henrik Herrmann bei der Übergabe der Mund-Nase-Masken. Die Masken
werden nun an die Privatärzte in Schleswig-Holstein verteilt. 


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202005/h20054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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MELDUNG/1041: Corona-Krise - Pflegeberufekammer SH mahnt besseren Schutz des Gesundheitspersonals an (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 5/2020

Besserer Schutz des Gesundheitspersonals

von PM/Red



Die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein mahnt intensivere Maßnahmen
zum Schutz der Beschäftigten im Gesundheitswesen in der aktuellen
Corona-Krise an. Nach Beobachtung der Kammer besteht an vielen Stellen
noch kein Zugang zu angemessener Schutzausrüstung. Häufig müssten
Beschäftigte in der Pflege private Initiative zeigen, um an
Schutzausrüstung zu gelangen.

Die Pflegeberufekammer sorgt sich außerdem um ihre Mitglieder, weil
die Zahl der an SARS-CoV-2 erkrankten Beschäftigten im
schleswig-holsteinischen Gesundheitswesen nicht bekannt ist. Patricia
Drube, Präsidentin der Pflegeberufekammer, mahnte eine landesweite,
zentrale Erfassung an - nicht nur nach Berufsgruppen, sondern auch
nach Kliniken, Pflegeeinrichtungen und ambulanter Pflege
aufgeschlüsselt.

Von der Erfassung verspricht sich die Kammer, dass die
Erkrankungsraten des Gesundheitspersonals mit der der Bevölkerung
verglichen werden kann. Daraus könnten dann Rückschlüsse gezogen
werden, welche Schutzmaßnahmen in welchen Settings erforderlich seien
- was im Moment nicht möglich sei. "Weder Applaus, Lobeshymnen noch
Einmalzahlungen können den Schaden ausgleichen, der entsteht, wenn
Pflegende durch den Mangel an Schutzausrüstung selbst gefährdet
werden", sagte Drube. 


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202005/h20054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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RECHT/658: Statement - Gesundheit bleibt Privatsache ... Öffentliches Fiebermessen ist unzulässig (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 20.05.2020

STATEMENT: 

Gesundheit bleibt Privatsache: Öffentliches Fiebermessen ist unzulässig

Prof. Dr. Wedde von der Frankfurt UAS nimmt Stellung zur aktuellen
Diskussion um die Erhebung der Körpertemperatur von Kundschaft und
Beschäftigten



Der Schutz vor Neuinfektionen durch das Covid-19-Virus ist nach der
Lockerung der staatlich verfügten Einschränkungen eine wichtige Aufgabe.
Das rechtfertigt aber nicht jedes Mittel. Umstritten ist derzeit das
standardmäßige Fiebermessen an den Eingängen von Geschäften oder
Betrieben. So soll etwa an den Türen der wiedereröffneten Apple-Stores die
Körpertemperatur der Kundschaft gemessen werden. In der Arbeitswelt denken
Unternehmen darüber nach, an den Werkstoren Wärmebildkameras für
automatische Temperaturmessungen ihrer Beschäftigten einzusetzen. Wer
durch überhöhte Körpertemperatur auffällt, muss draußen bleiben. Was in
diesem Kontext rechtlich zulässig ist, erläutert der Arbeitsrechtler und
Datenschutzexperte Prof. Dr. Peter Wedde von der Frankfurt University of
Applied Sciences (Frankfurt UAS).

"Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist die individuelle Körpertemperatur
ein herausragend geschütztes Gesundheitsdatum, dessen Verarbeitung nach
Art. 9 Abs. 1 der Europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)
grundsätzlich untersagt ist", stellt Wedde klar. Zur unzulässigen
Verarbeitung gehört auch schon die Erhebung von Gesundheitsinformationen.
"Damit wäre es ein Datenschutzverstoß, wenn Mitarbeitende eines Geschäfts
am Eingang per 'Fiebermesspistole' die Körpertemperatur der Kundschaft
ermitteln oder wenn dies automatisiert mittels einer Wärmebildkamera
geschieht", so Wedde. Zwar kann dieses gesetzliche Verarbeitungsverbot
durch eine ausdrückliche Einwilligung der Betroffenen aufgehoben werden.
Diese muss aber freiwillig sein und kann jederzeit widerrufen werden.
Wedde: "Wer ohne ein 'Ja zum Fiebermessen' riskiert, an der Ladentür
abgewiesen zu werden, der handelt nicht freiwillig, sondern unter Zwang."

Auch die in der DSGVO genannten Ausnahmetatbestände - für Zwecke der
Gesundheitsvorsorge, der Arbeitsmedizin oder zur Beurteilung der
Arbeitsfähigkeit des Beschäftigten - rechtfertigen das Fiebermessen vor
Geschäften oder Betrieben nicht. Eine Verarbeitung für diese Zwecke
außerhalb einer Arztpraxis setzt eine gesetzliche Regelung voraus. Eine
einschlägige Erlaubnis für "Vorratsfiebermessungen" von Bürgerinnen und
Bürgern sowie Beschäftigten gibt es in Deutschland nicht. "Zudem setzen
diese Erhebungen die Verarbeitung unter Verantwortung von medizinischem
Fachpersonal voraus, zu denen beispielsweise Verkäuferinnen und Verkäufer
oder Beschäftigte von Sicherheitsdiensten nicht gehören", so Wedde.
"Gleiches gilt für ein öffentliches Interesses im Bereich der Gesundheit,
das die DSGVO als weiteren Ausnahmefall nennt. Dies würde aber ebenfalls
eine einschlägige Erlaubnis voraussetzen, beispielsweise im Rahmen des
Infektionsschutzrechts."

Bei der Diskussion darüber, ob eine standardmäßige Erhebung der
Körpertemperatur zulässig ist, muss laut Wedde bedacht werden, dass eine
Infektion mit dem Corona-Virus auch durch symptomfreie Personen ausgelöst
werden kann. "Fiebermessen nützt dann gar nichts." Zudem gebe es wirksame
Schutzmaßnahmen wie die Verpflichtung zum Tragen von Gesichtsmasken oder
Handschuhen sowie das ausreichende Angebot an Waschgelegenheiten oder
Desinfektionsmitteln. "Die anlasslose Messung der Körpertemperatur
scheidet angesichts dieser Alternativen als unverhältnismäßig aus."

Dies gilt auch für die Arbeitswelt. Allerdings gibt es dort
datenschutzrechtliche Besonderheiten, festgelegt im
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG). Nach § 26 Abs. 2 BDSG sind individuelle
Einwilligungen nur wirksam, wenn sie schriftlich und freiwillig erfolgt
sind. Bedeutsam ist, dass für die Freiwilligkeit einer Einwilligung von
Beschäftigten wegen des Abhängigkeitsverhältnisses erhöhte Anforderungen
gelten. "Freiwilligkeit setzt die Erlangung eines wirtschaftlichen oder
rechtlichen Vorteils oder gleichgelagerte Interessen von Beschäftigten und
Arbeitgebern voraus", erläutert der Jurist.

Gesundheitsdaten von Beschäftigten zu verarbeiten, gestattet das BDSG zur
Erfüllung von rechtlichen Pflichten wie dem Arbeits- und
Gesundheitsschutz. "Allerdings muss eine solche Verarbeitung
verhältnismäßig sein. Dies setzt voraus, dass Arbeitgebern keine
Alternative zur Verfügung steht, die weniger weit in die schutzwürdigen
Interessen der Beschäftigten eingreift", macht Wedde deutlich. "Lassen
sich Ansteckungen auch durch individuelle Schutzmaßnahmen wie das Tragen
von Gesichtsmasken oder durch organisatorische Maßnahmen wie die
Entzerrung von Schichten oder Arbeitsprozessen erreichen, müssen
Temperaturmessungen unterbleiben. Gegen das Fiebermessen spricht zudem,
dass eine ansteckende Erkrankung nicht zwingend mit erhöhter
Körpertemperatur einhergeht."

Sollen in Betrieben nach Abwägung der Verhältnismäßigkeit dennoch
automatisierte Fiebermessungen durchgeführt werden, müssen die
Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte beachtet werden. Diese bestehen laut
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) unter anderem für betriebliche
Regelungen zum Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften
und Unfallverhütungsvorschriften. Beim Abschluss betrieblicher
Vereinbarungen zum Thema "Fiebermessungen" müssen Arbeitgeber und
Betriebsrat die freie Entfaltung der Persönlichkeit der im Betrieb
beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer schützen und fördern. Der
Arbeitsrechtler betont: "Dieses allgemeine kollektivrechtliche Schutzziel
steht der pauschalen Erhebung von Gesundheitsdaten trotz vorhandener
Alternativen grundsätzlich entgegen."


Zur Person:

Prof. Dr. Peter Wedde ist Professor für Arbeitsrecht und Recht der
Informationsgesellschaft an der Frankfurt University of Applied Sciences
(Frankfurt UAS). Zu seinen Forschungsschwerpunkten gehört das individuelle
und kollektive Arbeitsrecht sowie Daten- und Beschäftigtendatenschutz. Er
ist Herausgeber von juristischen Fachkommentaren zum gesamten
Individualarbeitsrecht, zum Betriebsverfassungs- und zum Datenschutzrecht
sowie Autor zahlreicher Buch- und Zeitschriftenbeiträge und
Onlinepublikationen. Als Referent vertritt er seine Schwerpunktthemen
regelmäßig auf Fachkonferenzen und in Praxisforen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.frankfurt-university.de/fb2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution295
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences - 20.05.2020

WWW: http://idw-online.de
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STUDIE/088: International - Dynamische Massnahmen gegen das Coronavirus untersucht (idw)


Universität Bern - 20.05.2020

Dynamische Massnahmen gegen das Coronavirus untersucht



Ein sich abwechselnder Zyklus von Eindämmungs- und Lockerungsmassnahmen
könnte insbesondere in Entwicklungsländern eine pragmatische Lösung
bieten, um eine Überlastung der Gesundheitssysteme zu verhindern, und
gleichzeitig die Wirtschaft und Gesellschaft nicht zu stark zu belasten.
Dies zeigt eine internationale Studie mit massgeblicher Beteiligung des
Instituts für Sozial- und Präventivmedizin (ISPM) der Universität Bern.

Die Coronavirus-Pandemie hat die globalen Gesundheitssysteme, die
Bevölkerung zahlreicher Länder und ihre Regierungen vor eine beispiellose
Herausforderung gestellt. SARS-CoV-2, welches die Krankheit COVID-19
verursacht, wurde mit 4,8 Millionen bestätigten Fällen und mehr als
300'000 Todesopfern in beinahe jedem Land der Erde nachgewiesen. Da es
derzeit weder wirksame Behandlungen noch einen Impfstoff gegen COVID-19
gibt, konzentrieren sich die Strategien zur globalen Bekämpfung der
Pandemie auf Interventionen, welche die Übertragung des Virus mit teils
drastischen Massnahmen des Social Distancing bis hin zum Lockdown
reduzieren.

Während solche Massnahmen eine Überlastung der Gesundheitssysteme
verhindern können, führen diese in vielen Ländern auch zu erheblichen
wirtschaftlichen Kosten, finanzieller Unsicherheit und sozialen Problemen.
Daher wächst die Sorge, dass langanhaltende Interventionen insbesondere in
Entwicklungsländern nicht nachhaltig sein werden. Ein alternativer Ansatz
könnte darin bestehen, verstärkte Massnahmen mit Intervallen einer
Lockerung abzuwechseln.

Es bleibt jedoch unklar, wie solche Intervalle aussehen müssten, um die
Gesundheitssysteme unterschiedlicher Länder nicht zu überlasten. Um diese
Frage anzugehen, modellierte ein internationales Forscherteam, darunter
Forschende der Universität Bern vom Institut für Sozial- und
Präventivmedizin ISPM und vom Center for Space and Habitability (CSH),
drei Szenarien für 16 Länder - von Indien bis Kolumbien - die sich
bezüglich der Kapazitäten ihrer Gesundheitssysteme und ihrer Bevölkerung
unterscheiden. Ihre Ergebnisse werden heute im European Journal of
Epidemiology veröffentlicht.

Diverse Szenarien berechnet

Im ersten Szenario werden keinerlei Massnahmen umgesetzt. Wie erwartet,
würde die Anzahl der Patientinnen und Patienten, die eine
intensivmedizinische Betreuung benötigen, die verfügbare Kapazität in
jedem Land schnell massiv überschreiten. Die Epidemie würde sich in den
meisten der berücksichtigten Länder über fast 200 Tage hinziehen, und zu
einer hohen Anzahl von Todesfällen führen. Das zweite Szenario
berücksichtigt einen alternierenden Zyklus von 50-tägigen
Abschwächungsmassnahmen, gefolgt von einer 30-tägigen Lockerung. Unter den
berücksichtigten Parametern für die Reproduktionszahl R (die
durchschnittliche Anzahl der Personen, welche eine infizierte Person
ansteckt) würde auch diese Strategie nicht ausreichen, um eine Überlastung
der Intensivstationen in den Spitälern zu verhindern. Denn nach der ersten
Lockerung wären die Kapazitäten schnell wieder überschritten. In diesem
Szenario würde die Pandemie in Ländern mit hohem Einkommen ungefähr 12
Monate, und in Ländern mit tieferem Einkommen ungefähr 18 Monate oder
länger dauern.

Als letztes Szenario modellierten die Forschenden einen fortlaufenden
Zyklus von starken Eindämmungsmassnahmen während 50 Tagen, gefolgt von
einer wiederum 30-tägigen Lockerung. Mit einer solchen Strategie blieben
die benötigten Plätze auf Intensivstationen in allen Ländern innerhalb der
nationalen Kapazitäten. Obwohl dieser Ansatz die Dauer der Epidemie über
18 Monate hinweg verlängert, würde eine wesentlich geringere Anzahl
Menschen an COVID-19 sterben.

Oscar Franco, Professor für Epidemiologie am Institut für Sozial- und
Präventivmedizin (ISPM) der Universität Bern, fasst zusammen: «Unsere
Studie zeigt Strategien auf, wie gewisse Länder einen zu starken Anstieg
von COVID-19 und die daraus resultierende Überlastung ihrer
Gesundheitssysteme längerfristig verhindern können.»

Massnahmen unter Berücksichtigung von Wirtschaft und Gesellschaft

Die Forschenden weisen drauf hin, dass ihre Studie nur ein illustrativer
Vergleich von verschiedenen Interventionsstrategien bietet. Die
Unsicherheiten, inwiefern welche Massnahmenpakete zu einem Rückgang oder
Anstieg der Neuinfektionen führen, sind nach wie vor gross. Deshalb
betonen die Autorinnen und Autoren, dass die spezifische Dauer der
Interventionen von Ländern entsprechend ihren Bedürfnissen und lokalen
Begebenheiten festgelegt werden müsste. Der Schlüssel bestehe darin, ein
Muster zu finden, welches es ermöglicht, die Bevölkerung nicht nur vor
COVID-19, sondern auch vor den wirtschaftlichen Schwierigkeiten und
psychischen Gesundheitsproblemen zu schützen.

«Eine abwechselnder Zyklus aus striktem Social Distancing und einer
Lockerungsphase würde es der Bevölkerung und der Wirtschaft erlauben
aufzuatmen, was insbesondere in ressourcenarmen Regionen nachhaltiger sein
könnte», sagt Rajiv Chowdhury, Epidemiologe für Global Health an der
Universität Cambridge und Hauptautor der Studie.

Interfakultäre Zusammenarbeit an der Universität Bern

Das interdisziplinäre Forschungsprojekt ist auch das Resultat einer neu
begonnenen Zusammenarbeit zwischen dem ISPM und dem Center for Space and
Habitability (CSH) der Universität Bern. «Diese Studie entstand aus einem
Prozess, welcher vor einigen Monaten begann: Trotz der starken
thematischen Unterschiede zwischen der Epidemiologie und der Astrophysik
wenden beide Disziplinen ähnliche Methoden der numerischen Modellierung
und Statistik an», sagt Kevin Heng, Professor für Astrophysik am CSH.
«Unser Ziel ist es, eine interfakultäre Plattform zwischen den
Naturwissenschaften und der Medizin auf der Grundlage solcher Methoden
aufzubauen. Dies wird es ermöglichen, die Synergien zwischen dem ISPM und
dem CSH fortlaufend zu nutzen.»

Derzeit keine Option für die Schweiz

Eine Reihe europäischer Länder befindet sich derzeit in der Phase der
ersten Lockerungen nach dem Lockdown, so auch die Schweiz. Es wird nun
versucht, mit einer breiten Testung und einem intensivierten Contact
Tracing einen erneuten Anstieg der Infektionen trotz Lockerung der
bisherigen Einschränkungen zu verhindern.

«Idealerweise werden es diese zusätzlichen Massnahmen ermöglichen, die
Lockerungen langfristig zu kompensieren, sodass die Anzahl der
COVID-19-Infektionen durchgehend auf einem tiefen Niveau bleiben, ohne
dabei grössere wirtschaftliche und gesellschaftliche Einbussen in Kauf zu
nehme», sagt Christian Althaus, Forschungsgruppenleiter am ISPM und
Ko-Autor der Studie. «Deshalb sind zyklische Interventionsstrategien für die
Schweiz derzeit kein Thema.» Ob dies in allen Ländern der Welt jedoch
möglich sein wird, bleibt abzuwarten. Bis dahin könnten die in der Studie
beschriebenen zyklischen Strategien insbesondere für Entwicklungsländer
eine vorerst pragmatische Lösung bieten.

Das Projekt wurde durch Horizon 2020, das Programm für Forschung und
Innovation der Europäischen Union, unterstützt.


Originalpublikation:

Chowdhury R, et al.: Dynamic interventions to control COVID-19 pandemic: a
multivariate prediction modelling study comparing 16 worldwide countries.
Eur J Epidemiol 2020.

https://link.springer.com/article/10.1007/s10654-020-00649-w

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79964

PDF als Medienmitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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Universität Bern - 20.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 27. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





INFEKTION/1869: Wie das Coronavirus die Lunge schädigt (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 22.05.2020

Wie das Coronavirus die Lunge schädigt

Internationales Team um MHH-Forschungsgruppe weist Veränderungen im
Lungengewebe durch SARS-CoV-2 nach / Veröffentlichung im New England
Journal of Medicine



Eine Infektion mit dem Coronavirus kann ebenso wie eine schwere Grippe die
Atemwege massiv schädigen und zu einem tödlichen Lungenversagen führen.
Welche molekularen Veränderungen SARS-CoV-2 im Lungengewebe von
Patientinnen und Patienten genau auslöst und wie sich diese von den
Schäden durch das Influenzavirus unterscheiden, ist bislang jedoch kaum
bekannt. Um die Krankheitsprozesse besser zu verstehen, hat jetzt ein
internationales Forschungsteam aus Deutschland, den USA, Belgien und der
Schweiz unter der Leitung von Professor Dr. Danny Jonigk, Lungenspezialist
am Institut für Pathologie der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH),
Lungen von an COVID-19 Verstorbenen untersucht und mit denen von an Grippe
(Influenza) Verstorbenen verglichen. "Die Studie verbessert unser
Verständnis, warum die Lungenfunktion bei SARS-CoV-2-Infizierten mit
schweren Krankheitsverläufen so stark beeinträchtigt ist", betont
Professor Jonigk. Die Ergebnisse der Untersuchung mit dem Titel "Pulmonary
Vascular Endothelialitis, Thrombosis and Angiogenesis in COVID-19" hat
jetzt die renommierten Fachzeitschrift "New England Journal of Medicine"
veröffentlicht.

Mikrothromben verstopfen die feinsten Gefäße

"Wir haben die Gewebeproben erstmals synergistisch mit einem sehr breiten
Methodenspektrum von Mikro-Computertomografie, 3D-Elektronenmikroskopen
und verschiedenen molekularbiologischen Methoden untersucht, um die Wege
von SARS-CoV-2 aufzuspüren", sagt Professor Jonigk. Dabei konnten die
Wissenschaftler zunächst das bereits bekannte akute Schadensmuster in der
Lunge von COVID-19- Patienten nachweisen, den sogenannten diffusen
Alveolarschaden. Dieser liegt vor, wenn sich die Wände der Lungenbläschen
entzünden, flächenhaft von Eiweißablagerungen bedeckt werden und so die
Sauerstoffzufuhr in das Blut erschweren. "Wir haben außerdem eine massive
Anzahl von Blutgerinnseln in allen Abschnitten der Blutgefäße in der Lunge
gefunden, vor allem aber in den feinsten Gefäßen, den Kapillaren", sagt
der Pathologe. "Diese Mikrothromben verstopfen die feinen Lungengefäße und
vergrößern so zusätzlich die Atemnot des Patienten." Das Phänomen gebe es
zwar auch in schwer geschädigten Lungen nach Influenza-Infektionen, aber
die Anzahl dieser kleinen Verstopfungen sei bei Grippetoten wesentlich
geringer.

Besonders auffällig ist zudem ein Befund, den Mediziner ansonsten
vorrangig nur von Tumorerkrankungen, Autoimmunkrankheiten oder
Vernarbungsprozessen kennen: SARS-CoV-2 löst offenbar eine besondere Form
von Gefäßneubildungen in der Lunge aus. "Diese sogenannte intussuszeptive
Neoangiogenese ist bisher im Rahmen des diffusen Alveolarschadens noch
nicht beschrieben worden und unterscheidet COVID-19 grundlegend von
vergleichbar schweren Lungeninfektionen durch Influenzaviren", betont
Professor Jonigk und fasst zusammen: "Die drei in unserer Studie erstmals
umfassend beschriebenen Veränderungen innerhalb der Lunge bei
SARS-CoV-2-Infektionen sind die massive Blutgefäßschädigung, die überschießende
Blutgerinnung mit Verstopfung der feinsten Lungengefäße und die für
COVID-19 charakteristische Gefäßneubildung."

Die Ergebnisse der Studie bewertet der Pathologe als weiteres Puzzleteil
zu einer Entschlüsselung von COVID-19. Gelöst sei das Rätsel um das
Coronavirus aber noch lange nicht. Weitere Studien seien erforderlich, um
die Mechanismen der Gefäßveränderungen zu verstehen und letztlich in
therapeutische Ansätze umzumünzen.


Originalpublikation:

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa2015432

Weitere Informationen finden Sie unter

https://corona.mhh.de/

(Hier finden Sie ein Video-Interview)

http://www.intussusception.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121
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FORSCHUNG/1435: Neue Details der Immunantwort bei Covid-19 (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 22.05.2020

Neue Details der Immunantwort bei Covid-19



Forschungsteams der Ruhr-Universität Bochum (RUB) und des
Universitätsklinikums Essen haben herausgefunden, auf welche Teile des
Sars-Cov-2-Virus das menschliche Immunsystem reagiert: Neben dem bisher
fokussierten Spike-Protein können auch zwei weitere Proteine eine starke
Immunantwort auslösen. Diese Entdeckung ist bedeutend sowohl für die
Entwicklung diagnostischer Tests als auch von Impfstoffen. "Wir sollten
uns dabei nicht ausschließlich auf das Spike-Protein konzentrieren", sagt
Studienleiterin Prof. Dr. Nina Babel vom Centrum für Translationale
Medizin des Marien-Hospitals Herne, Universitätsklinikum der RUB.

Die Arbeit, die derzeit durch unabhängige Experten begutachtet wird, ist
auf einem Preprint-Server online.

Ansätze basieren auf Erfahrungen mit Sars und Mers

Unser Immunsystem kann gegen Bestandteile von Viren reagieren, indem es
entweder Antikörper oder spezifische Immunzellen bildet. "Die
Identifikation dieser Bestandteile ist daher sowohl für den Nachweis einer
Immunität als auch für die Impfstoffentwicklung von großer Bedeutung",
sagt Prof. Dr. Oliver Witzke von der Medizinischen Fakultät der
Universität Duisburg-Essen am Universitätsklinikum Essen. Bisher
fokussierten sich diesbezügliche Untersuchungen auf das sogenannte
Spike-Protein, ein Eiweiß, das für den Eintritt des Sars-Cov-2-Virus in die
Zellen eines Erkrankten von Bedeutung ist. Dieser Ansatz basiert auf
Erkenntnissen der früheren Coronavirus-Epidemien von 2002/2003 und 2012,
Sars und Mers.

Sehr verschiedene Immunantworten sind möglich

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der beiden
Ruhrgebietsuniversitäten konnten jedoch zeigen, dass auch zwei weitere
Strukturproteine des Virus, das sogenannte Membran- und das
Nukleokapsid-Protein, eine starke Immunantwort auslösen können. Eine Untersuchung an
über 30 an Covid-19 erkrankten Patientinnen und Patienten zeigt, dass sich
sehr verschiedene Immunantworten entwickeln können. "Während einige
Patienten tatsächlich vornehmlich eine Immunantwort gegen das
Spike-Protein entwickelten, spielte dies bei anderen nur eine untergeordnete
Rolle", berichtet Prof. Dr. Ulf Dittmer, Direktor des Instituts für
Virologie des Universitätsklinikums Essen. "Die im Durchschnitt stärkste
Immunantwort löste interessanterweise nicht das Spike- sondern das
Membran-Protein aus", so Prof. Dr. Timm Westhoff vom Marienhospital Herne.

"Obwohl der abschließende Nachweis der anti-viralen Wirkung der
identifizierten Immunzellen noch aussteht, weist die detaillierte
Charakterisierung auf deren schützendes Potenzial hin", so Nina Babel.
"Wir sollten uns daher bei der Entwicklung von Tests und Impfstoffen nicht
wie bisher auf das Spike-Protein alleine konzentrieren".


Originalveröffentlichung

Constantin J. Thieme et al.: The SARS-CoV-2 T-cell immunity is directed
against the spike, membrane, and nucleocapsid protein and associated with
COVID 19 severity, Preprint-Server medRxiv, 2020

DOI: 10.1101/2020.05.13.20100636

https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3606763
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FORSCHUNG/1434: "Wir attackieren Coronaviren über den Wirt" (idw)


Philipps-Universität Marburg - 22.05.2020

"Wir attackieren Coronaviren über den Wirt"

Hemmung eines zelleigenen Enzyms als Strategie für die Entwicklung
antiviraler Breitbandwirkstoffe



Gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 gibt es bisher keine wirksamen
Medikamente - der Virus-Typ war Forscherinnen und Forschern bis zum Beginn
der aktuellen Pandemie nicht bekannt, ist aber eng verwandt mit dem
SARS-Coronavirus, das im Jahr 2003 eine Epidemie ausgelöst hatte. Wie kann man
solche neu auftretenden Erreger dennoch wirksam bekämpfen? Auf diese Frage
sucht ein Forschungsteam aus Mittelhessen im neuen Projekt HELIATAR eine
Antwort. Ihr Ansatz: Die Entwicklung eines Breitband-Wirkstoffes, der
gegen eine möglichst große Anzahl verschiedener Viren wirkt. Aber nicht,
indem dieser die Angreifer selbst attackiert - stattdessen richtet sich
der Wirkstoff gegen ein zelluläres Enzym im menschlichen Körper, welches
für die Vermehrung unterschiedlicher Viren benötigt wird. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert das Vorhaben
für zwei Jahre mit rund einer Million Euro.

"Die Entwicklung antiviraler Breitband-Medikamente, die gegen körpereigene
Enzyme gerichtet sind, ist eine vielversprechende Strategie, um Epidemien
frühzeitig unter Kontrolle zu bringen. Im Prinzip hemmen wir über den Wirt
die Vermehrung von Viren in unseren Zellen", sagt Projektkoordinator Prof.
Dr. Arnold Grünweller vom Institut für Pharmazeutische Chemie
(Arbeitsgruppe Prof. Dr. Roland K. Hartmann) am Fachbereich Pharmazie der
Philipps-Universität Marburg. "Wir könnten so auch bei bisher unbekannten
Erregern handlungsfähig bleiben. Virusresistenzen sind unwahrscheinlicher
und zudem fallen Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Medikamenten
während der Behandlung von Co-Infektionen weg."

Was genau steckt nun hinter der Vorgehensweise des mittelhessischen
Forschungsverbundes? Viren haben keinen eigenen Stoffwechsel, sie haben
keine Möglichkeit zur Energiegewinnung oder zur Proteinsynthese. Um sich
zu vermehren, nutzen einige Viren, darunter auch Corona-, Ebola-, Lassa-
oder Zika-Viren, das körpereigene Enzym eIF4A. Dieses Enzym soll im
Projekt "Validierung der RNA-Helikase eIF4A als antivirales
Breitband-Target" (HELIATAR) genauer erforscht werden. Denn wird eIF4A gehemmt,
können viele Viren ihre Virusproteine nicht mehr mit Hilfe unserer Zellen
herstellen lassen, und damit wird auch die Virusanzahl in den infizierten
Zellen effizient verringert - das zeigen mehrere Forschungsarbeiten. Für
die Hemmung wird der Wirkstoff Silvestrol genutzt, der aus asiatischen
Mahagonigewächsen gewonnen wird bzw. ein synthetisches Derivat des
Silvestrols mit dem Namen CR-31-B. "Beide Wirkstoffe weisen eine geringe
Toxizität auf, was eine Grundvoraussetzung für eine Anwendung im Menschen
ist. Was jedoch bislang nicht analysiert wurde, sind die Auswirkungen der
Hemmung von eIF4A auf unsere Immunzellen, mögliche Resistenzbildungen
sowie eventuelle Nebenwirkungen", sagt Grünweller. Innerhalb des Projektes
soll diese Lücke nun geschlossen werden. Dazu werden präklinische
Untersuchungen durchgeführt sowie immunmodulatorische Effekte analysiert.
"Mit diesem Forschungsvorhaben tragen wir wesentlich zur
Arzneimittelentwicklung bei. Besonders gegen hochpathogene Viren ist die
Entwicklung neuer antiviraler Medikamente von immenser Bedeutung. Daher
könnten die Ergebnisse der hier geplanten Arbeiten für die pharmazeutische
Industrie von großer Relevanz sein", erläutert Grünweller.


Website des Campus-Schwerpunkts "Mikrobiologie und Virologie":

www.fcmh.de/mv
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ENTWICKLUNG/1540: Intelligente Systeme - Mikroroboter rollt tief ins Innere des Körpers (idw)


Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme - 20.05.2020

Mikroroboter rollt tief ins Innere des Körpers



Mit einem Leukozyten als Vorbild haben Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts für Intelligente Systeme in Stuttgart einen Mikroroboter
entwickelt, der in Größe, Form und Bewegungsfähigkeit einem weißen
Blutkörperchen gleicht. In einem Labor simulierten sie dann ein Blutgefäß
- und es gelang ihnen, den Mikroroller durch diese dynamische und dichte
Umgebung zu steuern. Der Roboter hielt dem simulierten Blutfluss stand und
brachte damit das Forschungsgebiet rund um die zielgenaue
Medikamentenabgabe einen Schritt weiter: Es gibt keinen besseren
Zugangsweg zu allen Geweben und Organen im menschlichen Körper als den
Blutkreislauf.
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Stuttgart - Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für Intelligente
Systeme (MPI-IS) in Stuttgart haben einen winzigen Mikroroboter
entwickelt, der einem weißen Blutkörperchen ähnelt, das sich seinen Weg
durch den Blutkreislauf bahnt. Der Roboter hat die Form und Größe eines
Leukozyten und bewegt sich wie dieser rollend vorwärts. Möglicherweise ist
der Mikroroller damit auf dem besten Weg, die minimal-invasive Behandlung
von Krankheiten zu revolutionieren. Das Forschungsprojekt wurde im
renommierten Journal Science Robotics am 20. Mai unter dem Titel
"Multifunctional surface microrollers for targeted drug delivery in
physiological blood flow" veröffentlicht.

In einem Labor haben die Forscher ein Blutgefäß simuliert. Mit Hilfe
kleiner Magnetspulen ist es ihnen gelungen, einen Mikroroller durch diese
dynamische und dichte Umgebung zu steuern: Das kugelförmige
Medikamententransportvehikel hielt dem simulierten Blutfluss stand. Das
Forschungsgebiet rund um die zielgenaue Medikamentenabgabe bringt dieser
Erfolg einen wesentlichen Schritt weiter: Es gibt keinen besseren
Zugangsweg zu allen Geweben und Organen im Körper als den Blutkreislauf,
da er alle Zellen versorgt.

Weiße Blutkörperchen - die Wächter des Immunsystems - dienten dem Team als
Inspiration, da sie die einzigen beweglichen Zellen innerhalb des
Blutflusses sind. Auf ihrer Patrouille zu Orten, an denen
Krankheitserreger eingedrungen sind, rollen sie an der Blutgefäßinnenwand
entlang und dringen aus dieser heraus, wenn sie zum Beispiel an einer
Wunde ankommen. Dass sie sich bewegen können, liegt vor allem an der
wesentlich geringeren Fließgeschwindigkeit an den Gefäßinnenwänden.

Die Forscher haben sich dieses Phänomen zunutze gemacht. Sie haben einen
Mikroroboter entwickelt, den sie dank seiner magnetischen Eigenschaften
aktiv vorwärtsbewegen und innerhalb eines künstlichen Blutgefäßes (die
Blutflussgeschwindigkeit war identisch, genauso wie die Konsistenz)
steuern konnten. "Unsere Vision ist es, die nächste Generation
Transportmittel für die minimal-invasive, gezielte
Medikamentenverabreichung zu kreieren - eines, das noch weiter ins
Körperinnere dringen kann und dabei noch schwieriger zu erreichende
Bereiche zugänglich macht", sagt Metin Sitti, Direktor der Abteilung für
Physische Intelligenz am MPI-IS und Co-Autor der Publikation.

Jeder Mikroroller hat einen Durchmesser von knapp acht Mikrometern und
besteht aus winzigen Glaspartikeln. Eine Seite ist mit einer dünnen
Nickel- und Goldschicht bedeckt, an der anderen haften Krebsmedikamente
sowie spezielle Moleküle, die Krebszellen aufspüren können. "Mit Hilfe von
Magnetfeldern können unsere Mikroroboter stromaufwärts durch ein
simuliertes Blutgefäß navigieren, was aufgrund des starken Blutflusses und
der dichten zellulären Umgebung eine Herausforderung darstellt. Kein
einziger Mikroroboter konnte einem solchen Strom bisher standhalten. Doch
wir haben es geschafft! Darüber hinaus können unsere Roboter selbstständig
für sie interessante Zellen, beispielsweise Krebszellen, erkennen. Das
können sie, weil wir sie mit zellspezifischen Antikörpern beschichtet
haben. Sie können die Wirkstoffmoleküle dann während der Fahrt
freisetzen", sagt Yunus Alapan, Post-Doc in der Abteilung für Physische
Intelligenz und ebenfalls Co-Autor der Publikation.

Im Labor erreicht der Mikroroller eine Geschwindigkeit von bis zu 600
Mikrometern pro Sekunde. Das sind rund 76 Körperlängen pro Sekunde, was
ihn zum schnellsten magnetischen Mikroroboter dieser Größe macht. Bevor
jedoch der Roboter solch eine Bewegung unter realen Bedingungen ausführen
kann, müssen mehrere Herausforderungen bewältigt werden. Tatsächlich sind
sie weit davon entfernt, im menschlichen Körper getestet zu werden. Im
Labor gelang es den Forschern, die Roboter mit Mikroskopen abzubilden und
mit elektromagnetischen Spulen zu steuern. "In Kliniken allerdings ist die
Auflösung der derzeitigen Bildgebungsverfahren nicht hoch genug, um
einzelne Mikroroboter im menschlichen Körper abbilden zu können. Zudem
würde die Medikamenten-Fracht, die von einem einzelnen Mikroroboter
transportiert werden kann, angesichts des Größenunterschieds zwischen
einem Mikroroboter (etwa 10 Mikrometer) und Organgewebe (Tausende von
Mikrometern) nicht ausreichen. Man müsste also mehrere Mikroroboter
zusammen in einem Schwarm manipulieren können, um eine ausreichende
Wirkung zu erzielen. Aber davon sind wir noch weit entfernt, dies ist erst
der Anfang", sagt Ugur Bozuyuk, Doktorand in derselben Abteilung und
Mitverfasser der Studie.

Die Motivation für das Forschungsprojekt geht auf den berühmten Vortrag
des Nobelpreisträgers Richard Feynman mit dem Titel "There's Plenty of
Room at the Bottom" zurück. In seinem 1959 gehaltenen Vortrag stellte sich
der Physiker mikroskopische Maschinen vor, die sich durch Blutgefäße
bewegen und Operationen im Innern des menschlichen Körpers durchführen
können. Er prägte damit den Begriff "Chirurg in der Blutbahn".

In den vergangenen beiden Jahrzehnten hat sich das Forschungsgebiet dank
bedeutender Fortschritte in Bezug auf Herstellungstechniken, verwendete
Materialien, Steuerung und Bildgebung der Mikromaschinen sehr stark
weiterentwickelt. Derzeitige Mikroroboter sind jedoch meist auf Gewebe
beschränkt wie es beispielsweise in einem Auge vorkommt oder das relativ
leicht zugänglich ist (z.B. Magen-Darm-Trakt) sowie auf langsam fließende
Umgebungen. Um jedoch Bereiche tief im Inneren des Körpers zu erreichen,
führt womöglich kein Weg vorbei an dem Blutkreislauf - trotz der widrigen
Bedingungen. Die Wissenschaftler hoffen, mit ihrer bio-inspirierten
Strategie eine neue Plattform für die kontrollierte Navigation von
Mikrorobotern durch den Blutkreislauf zu schaffen. Dies könnte den Weg
ebnen, damit Mikroroboter eines Tages zielgenau Wirkstoffe an
Krankheitsherden abgeben können.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://is.mpg.de/de/news/rolling-into-the-deep
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FORSCHUNG/324: Hilfe für Beatmungspatienten - Mit Salbe soll Sauerstoffaufnahme über die Haut erhöht werden (idw)


Universität des Saarlandes - 22.05.2020

Hilfe für Beatmungspatienten: Mit Salbe soll Sauerstoffaufnahme über die Haut erhöht werden



Ein kleiner Teil des Sauerstoffs, ca. 0,4 Prozent, gelangt nicht über die
Lunge, sondern über die Haut in den Körper. Ein Team um den Biophysiker
Lars Kaestner erforscht nun eine Möglichkeit, diesen Anteil auf bis zu 10
Prozent zu erhöhen. Gelingt dies, könnten künftig beispielsweise
Intensivpatienten wie in der aktuellen Coronakrise in kritischen Phasen,
etwa, wenn nicht genügend Beatmungsgeräte zur Verfügung stehen, besser mit
Sauerstoff versorgt werden.

Es klingt ein wenig nach Science Fiction, ist aber tatsächlich "nur"
Science: Forscher der Universität des Saarlandes arbeiten an einem
Projekt, das die Sauerstoffaufnahme über die Haut drastisch verbessern
soll. Üblicherweise spielt die Haut dabei nur eine sehr geringe Rolle,
etwa 0,4 Prozent des benötigten Sauerstoffs gelangen über das größte Organ
des Menschen in den Körper. Gelänge es hingegen, eine Salbe auf Basis von
Fluorkohlenstoffen zu entwickeln, könnte die Sauerstoffaufnahme über die
Haut unter gewissen Bedingungen verzwanzigfacht werden.

"Eine Steigerung auf etwa zehn Prozent der üblichen Sauerstoffversorgung
könnte intensivmedizinisch zu versorgenden Patienten, wie aktuell zum
Beispiel an Covid-19 erkrankten Menschen, helfen, eine kritische Phase zu
überleben", erläutert der Biophysiker Professor Lars Kaestner den
Hintergrund. Er ist der federführende Wissenschaftler des Projektes.

"Beatmungsgeräte bleiben sicherlich die erste Wahl, um Patienten mit
Covid-19 mit Sauerstoff zu versorgen", sagt er. "Aber in vielen Ländern
dürfte es auch mittelfristig nicht genügend Beatmungsgeräte geben, um alle
schwer verlaufenden, beatmungspflichtigen Covid-19-Fälle zu behandeln",
erklärt Lars Kaestner. "Insofern könnte die Erhöhung der transdermalen
Sauerstoffversorgung sowohl Patienten helfen, die keinen Zugang zu
Beatmungsgeräten haben, als auch Patienten, bei denen die Beatmungsgeräte
nicht ausreichen."

In einem ersten Schritt wollen Lars Kaestner und seine Kooperationspartner
nun herausfinden, ob ihre Annahme, dass mithilfe eines Gels bzw. einer
Emulsion aus Fluorkohlenstoffen (einer Stoffgruppe, zu der auch Teflon
zählt, nur in kürzeren Ketten bzw. Ringen, so dass die Substanzen bei
Raum- und Körpertemperaturbereich flüssig sind) die Sauerstoffaufnahme
über die Haut verbessert werden kann, auch tatsächlich stimmt.

Messen sie im Tierversuch, dass tatsächlich mehr Sauerstoff in den Körper
gelangt, folgen in einem weiteren Schritt Experimente mit freiwilligen,
gesunden Probanden. Schritt drei wäre dann der Test mit
Beatmungspatienten. "All diese Tests werden natürlich eine gewisse Zeit in
Anspruch nehmen", so Lars Kaestner. Da die beteiligten Substanzen aber
allesamt unbedenklich sind, könnte die Testphase unter den üblichen
Zeitmaßstäben wissenschaftlicher Testverfahren recht schnell abgeschlossen
sein. "Wir rechnen damit, dass wir in etwa sechs Monaten belastbare
Ergebnisse haben werden, so dass eine entsprechende Salbe möglicherweise
recht schnell auf den Markt kommen könnte", meint Lars Kaestner.

"Es ist zugegebenermaßen eine etwas verrückte Idee", räumt er ein. "Aber
davon lebt ja die Wissenschaft." Folgerichtig hat der Biophysiker den
Projektantrag bei der Volkswagen-Stiftung in der Förderrichtlinie "Off the
beaten track", also wörtlich "abseits ausgetretener Pfade", eingereicht.
Im Deutschen trägt die Förderrichtlinie den Titel "Offen für
Außergewöhnliches".
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LABEL/5230: Warner Music Medien Newsletter KW 22 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 22

Hamburg, 26. Mai 2020



Zusammen ist man weniger allein: So lautet das Motto der neuen
Sia-Single "Together". Damit präsentiert die neunfach
Grammy-nominierte und vielfach Platin-ausgezeichnete Künstlerin den
ersten von insgesamt zehn Songs, die sie für ihren neuen Spielfilm
"Music" schrieb. Im farbenfrohen Musikvideo [1] zu "Together"
bekommen Fans zudem einen ersten Eindruck von Sias Debüt als
Spielfilm-Regisseurin. Im Film selbst spielt Kate Hudson die Rolle
von Zu, die nach einer frisch überwundenen Suchterkrankung gerade
wieder zurück ins Leben findet, als sie die Nachricht erreicht, dass
sie die alleinige Erziehungsberechtigte ihrer Halbschwester Music
werden soll, ein junges Mädchen mit einer Autismus-Spektrum-Störung,
gespielt von Maddie Ziegler. "Music" erkundet zwei Themen, die Sia
seit jeher besonders am Herzen liegen - sich Gehör zu verschaffen und
die Bedeutung familiären Zusammenhalts. Das Drehbuch wurde von Sia
gemeinsam mit Dallas Clayton geschrieben und basiert auf einer
Kurzgeschichte, die Sia 2007 verfasste. Anfang des Jahres hatte Sia
als Feature an der BTS-Single "On" mitgewirkt, nachdem sie 2019 mit
Diplo und Labrinth gemeinsam die Gruppe LSD gegründet hatte, deren
Debütalbum "Labrinth, Sia & Diplo Present... LSD" bislang über 1 Mrd.
Streams einfuhr.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

OLIVER TREE

Mit seiner etwas anderen Art etablierte sich Oliver Tree in den USA
bereits als Kultfigur. Zuletzt hatte er Anfang April die gemeinsam
mit DJ Whethan produzierte Single "Let Me Down" präsentiert und im
dazugehörigen Musikvideo [2] (über 10 Mio. Views) seine Variante
eines beliebten Session-Formats zum Besten gegeben.

Über Instagram [3] enthüllte er kürzlich das feurige Artwork zu
seinem langerwarteten Debütalbum "Ugly Is Beautiful" und forderte
seine Fans heraus, 1 Mio. Kommentare zu hinterlassen, um dessen
Erscheinungsdatum zu erfahren. In weniger als 24 Stunden war das Ziel
erreicht.

"Ugly Is Beautiful" erscheint am 12.06. und Fans haben nun die Chance
mit 2 Mio. Kommentaren den neuen Vorab-Track "Bury Me Alive" samt
Video freizuschalten.


BRELAND

Am letzten Freitag veröffentlichte der Country-Trap-Shootingstar
Breland seine selbstbetitelte, sieben Tracks starke Debüt-EP, die
neben seinem Streaming-Smash-Hit "My Truck" und dem dazugehörigen
Remix von Country-Superstar Sam Hunt auch die vor Kurzem erschienene
Folgesingle "Horseride" enthält.

Passend zur EP-Veröffentlichung enthüllte Breland daraus noch die
brandneue Single "Hot Sauce", in Begleitung eines animierten Lyric
Videos [4].

Außerdem fuhr Breland vergangene Woche ein großes Interview [5] mit
der New York Times ein. "'My Truck' ist ein stark polarisierender
Song", sagte er darin. "Die Frage, die sich mir in diesem
Zusammenhang stellte war, 'glaube ich daran, dass ich diesen Song
durchziehen kann?' Und die Antwort darauf war, 'wieso eigentlich
nicht? Wieso nicht ich?'"


ALEC BENJAMIN

Der mehrfach Platin-prämierte US-Singer/Songwriter Alec Benjamin
zeichnet sich in seinen Songs durch tiefgründiges Storytelling aus,
begleitet von akustischen Gitarrenklängen und weicher Pop-Produktion -
 eine Kombination, die ihm weltweit bereits über 1,5 Mrd. Streams
bescherte.

Diesen Freitag erscheint mit seinem Debütalbum "These Two Windows"
der vielversprechende Nachfolger seines international erfolgreichen
2018er Mixtapes "Narrated For You", inklusive der bereits
veröffentlichten Singles "Demons" [6], "Mind Is A Prison" [7] und
"Must Have Been The Wind" [8].

Seinen großen Durchbruch erzielte Alec Benjamin mit der Hit-Single
"Let Me Down Slowly" [9], die auch in einer Version mit
Grammy-Gewinnerin Alessia Cara erschien.


SHORELINE MAFIA

Mit ihren partytauglichen Westküsten-Produktionen schaffte es die aus
Los Angeles stammende Shoreline Mafia bereits in die Washington Post
und leitet laut The FADER mit ihrem aufsässigen Sound in ihrer
Heimatstadt eine Art "Rap-Renaissance" ein.

Allem voran die brandneue Single "Gangstas & Sippas" - eine
basslastige, Hustensaft-getränkte Hommage an den West-Coast-Klassiker
"Gangstas & Strippas" von Too $hort, die direkt in den Stripclub
führt.

In dem von Jarrett Riley animierten Musikvideo [10] dazu treten Fenix
Flexin, OhGeesy, Rob Vicious, Master Kato und Featuregast Q Da Fool
als Cartoon-Charaktere in Erscheinung, die einen Überfall auf ein
geheimes Drogenlabor planen. 2019 hatte das Kollektiv zuletzt seine
"Party Pack Vol. 2" EP vorgelegt.


IDK & A$AP FERG

Kurz nachdem der US-Rapper IDK (Ignorantly Delivering Knowledge)
seine neue Kollabo-Single "495" [11] enthüllte und zum Musik
Supervisor, Komponisten und Erzähler der neuen Showtime-Serie
"Basketball County: In The Water" von NBA-Star Kevin Durant
auserkoren wurde, kehrt er mit seiner brandneuen Single "Mazel Tov"
zurück.

An der Seite von A$AP Ferg feiert IDK im dazugehörigen Musikvideo
[12] seine jüngsten Erfolge und bedankt sich im Zuge dessen natürlich
auch bei seinem Buchhalter.

In Folge seines erfolgreichen 2019er Major-Debütalbums "Is He Real?"
arbeitet IDK derzeit an seinem nächsten Album "U See 4 Yourself" und
hält seine Fans mit regelmäßigen Releases bei Laune.


BENNETT

Die 21-jährige, aus dem US-Bundesstaat Connecticut stammende
Newcomerin Bennett veröffentlichte am vergangenen Freitag ihre
Debüt-EP "Things I Never Said". Der Neuling umfasst acht Tracks,
darunter ihre Debüt-Single "Give Me A Reason" [13], die Folgesingle
"Come Home" [14] sowie ihre brandneue Single "Aint My Fault".

"Es gibt wenige Künstler, die mit nur einer Single dermaßen
überzeugen und dann immer wieder liefern", befand das
US-Online-Magazin Ones To Watch. Auf "Aint My Fault" [15] bringt sie
erneut ihre eingängige Mischung aus R&B, Soul und Pop zur Entfaltung.

In ihren Songs befasst sich Bennett tagebuchartig mit den Höhen und
Tiefen von Beziehungen und versteht es, mit ihrer Stimme ein wahres
Feuerwerk an Emotion zu entfachen.


ANGESAGT

Angesagt! nennt sich der neue YouTube-Kanal [16] von Warner Music
Germany, der Abonnenten ab sofort regelmäßig mit aktuellem Content -
wie Live-Performances, Backstage-Eindrücken, Listening-Events,
Interviews und News - aus Pop- und Urban-Kultur versorgt. Angesagt!
ist außerdem auch über Instagram [17] abrufbar.

Im Rahmen einer exklusiven "Balcony Session" ging dort kürzlich der
dänische Popstar Christopher live und performte neben seiner jüngst
veröffentlichten neuen Single "Leap Of Faith" die beiden Songs
"Ghosts" und "Irony" in mitreißenden Akustik-Versionen. Hier [18]
gibt es die gesamte Session zu sehen.



  [1] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79cae1c107678c52a953bfe9ce06b786eafbb3437c51148cc259aebbab9d2b6d8f526e1873433d832fcaa

  [2] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79cae6fbbbb5a7a31d58cc44ac2050b51123dacd2fa34909a4e3c57378c704dcbb2ff78f2470b1c6c72b5

  [3] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79cae1e7509516cd867edd7c5d7a0445f34af97c554aa15d1bc009d5363fd39e3b177284594b832d0da4e

  [4] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79caeafe297589c85866e96482863f56f167a8032d7c8019f2142665628e3fa05aed627d079eb6a94dac2

  [5] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79cae878f4356f5b22e80b70a33d3d7f93913af2d8e77dbc7b7ca638338ddf156f087a3b27c80baad0527

  [6] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79caecd7bfa287665815ce9be994288517078b145ae3c370cb851fa1d7c6b848088fe6d71bd60d185c00d

  [7] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79caec27ce71791a3a4a6601835c04d3ce7b03551594b7af16d1f74b4fda19529ed4fc6a8745950276c42

  [8] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79cae5fd9bd76f58f4c791ecca119c70bbd0920e564be58ccdebead90d54ccc70f5d16fe0a7410024c9fb

  [9] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79cae0fc6010196f68ae1cb98e29d7de727a0e22ca2e89733af65da88b39eb84ab41dc330c0cb881b35a2

[10] http://click.e.wmg.com/?qs=9ff562e141d79cae6e396ec280751d66b3ea2d429d6a24b1590065e378b21da7d34dd76c90213a0aac4fcdc5c669f634

[11] http://click.e.wmg.com/?qs=3d9bfda857738606b81d475aa469f7d1c8cae2d83755227e39f26ca82b23b5ac44f93e95a34cdacd3cb90056e4e78588

[12] http://click.e.wmg.com/?qs=3d9bfda8577386068fa75bb1ca6ea31aa0c4a4146996d6da2039369273b2a33304dacf232da2c55732df7c0bad9fd57b

[13] http://click.e.wmg.com/?qs=3d9bfda857738606004f149e5babdf9ad1769d6c9450c60a9c19e2cbc10c9a81c15de7c54690e3bede5529f06170e60e

[14] http://click.e.wmg.com/?qs=3d9bfda857738606b6a5604363b0acc618d3d47e329d832d17b1d34778ea290fffcf4d442a3d9b89654c5ee0d6ef091f

[15] http://click.e.wmg.com/?qs=3d9bfda8577386062c8817cab1249f3c6f2e188abd410fed2f3988ee9ea200f1189406b15e8ebc399d1b6d7758a18f61

[16] http://click.e.wmg.com/?qs=3d9bfda8577386066fa783ec7cf1d9f6c69005f58d8ab9ea42b610225e4dc4005641a1a70e6f702d348d250c2b676a24

[17] http://click.e.wmg.com/?qs=3d9bfda857738606b6a1cfde9959d157e92d82570dd906f43eb74a01de5631025992af6e3df1869b710e5344ae6c82c8

[18] http://click.e.wmg.com/?qs=db75d164a12cbf5c4305f82ec4d0a4d6bfac89e54edff91ce4e9d3fe73da25211d71fc2f391d09100a1c82faa0d7c4b7

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AUSLAND/9417: Aus aller Welt - 26.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Steuerbehörde der Duma sammelt alle Einwohnerdaten

Rußland plant die Einrichtung einer zentralen Datenbank, in der
künftig sämtliche Informationen jedes Einwohners, von der Geburt bis
zum Tod, gespeichert werden sollen. Das Vorhaben wurde bereits von
der Staatsduma in Moskau abgesegnet. Kritiker warnen vor den
Sicherheitsrisiken eines zentralen Verzeichnisses aller Bürger. Das
Gesetz wird voraussichtlich Anfang 2022 in Kraft treten.

26. Mai 2020
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JUSTIZ/9417: Kriminalität und Rechtsprechung - 26.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Geldbote in München ausgeraubt

Im Münchner Stadtteil Thalkirchen haben Unbekannte auf offener Straße
einen Geldboten überfallen. Der 58jährige hatte gerade die
Tageseinnahmen seines Verkaufsstands auf den Beifahrersitz seines
Autos gelegt, als er von einem unbekannten Mann unvermittelt
angegriffen und zu Boden gestoßen wurde. Der Räuber nahm die
Geldtasche an sich und flüchtete laut Augenzeugenberichten zusammen
mit einer weiteren männlichen Person zu Fuß vom Ort des Geschehens.
In der Tasche befanden sich mehrere tausend Euro Bargeld. Die
eingeleiteten Fahndungsmaßnahmen verliefen ergebnislos.

26. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9414: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 26.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Moderne Minenräumfahrzeuge für Rußlands Pioniere

Die russische Armee erhält weitere ferngesteuerte Minenroboter. Bis
zum Jahresende sollen die Pioniertruppen der westlichen und südlichen
Militärbezirke im Rahmen des Beschaffungsplans des
Verteidigungsministeriums zwölf Roboterfahrzeuge Uran-6 samt
achträdriger Kamaz-Lastwagen für den Transport des Kettenfahrzeugs
erhalten. Das geht aus einem Bericht der Agentur Tass hervor. Uran-6
ist mit vier Kameras ausgestattet und läßt sich bis zu einer
Entfernung von 1.000 Metern fernsteuern. Zum Minenräumen benutzt das
Gefährt eine Welle mit Ketten und Gewichten, die den Boden bis zu 35
Zentimeter tief aufwühlen.

26. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9416: Aus Parlament und Gesellschaft - 26.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kandidiert Mützenich für das Kanzleramt?

SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich ist offenbar in seiner Partei als
Kanzlerkandidat im Gespräch. Die Parteivorsitzenden Saskia Esken und
Norbert Walter-Borjans würden Medienberichten zufolge eine Kandidatur
des Fraktionschefs unterstützen. Mützenich solle die SPD in den
Bundestagswahlkampf 2021 führen, hieß es im Magazin Cicero. Eine
Entscheidung ist demnach im Herbst geplant. Neben dem Außenpolitiker
Mützenich wird auch Finanzminister Olaf Scholz als Kanzlerkandidat
gehandelt.

26. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9414: Tragisches und Kurioses - 26.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Gleitschirmflieger aus 20 Metern Höhe abgestürzt

Ein Gleitschirmflieger ist bei Neckargerach im
baden-württembergischen Naturpark Neckartal-Odenwald verunglückt.
Nach bisherigen Kenntnissen stürzte der 56jährige aus 20 Metern Höhe
auf ein Feld. Nach einer Erstversorgung durch einen Notarzt flog ein
Rettungshubschrauber den lebensgefährlich verletzten Mann in eine
Klinik. Die Unfallursache ist noch unbekannt.

26. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8499: Aus Forschung und Technik - 26.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Japanisches Versorgungsraumschiff erreicht die ISS

Fünf Tage nach dem Start vom Weltraumbahnhof Tanegashima in der
Präfektur Kagoshima im Südwesten Japans erreichte das Frachtschiff
Kounotori 9 die Internationale Raumstation ISS. Die Raumfahrer Chris
Cassidy und Iwan Wagner fingen die Versorgungskapsel mit dem
Roboterarm der Station ein. Neben Lebensmitteln und
Verbrauchsmaterial transportierte Kounotori 9 eine ganze Reihe von
wissenschaftlichen Experimenten und die letzten sechs
Lithium-Ionen-Batterienpakete zur ISS. Sie sollen die bisher
verwendeten, weniger leistungsfähigen Nickel-Wasserstoffbatterien
ersetzen. Der Start war der letzte sowohl für die Kounotori als auch
für die H2B-Trägerrakete. Zukünftige Versorgungsflüge werden von dem
neuen Nutzlastträger H-3 wahrgenommen, der dann auch die folgende
Frachter-Generation HTV-X in den erdnahen Weltraum bringen soll.

26. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8513: Aus aller Welt - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Netanjahu kündigt Kabinettsgespräche über Annexionspläne an

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu hat den Beginn von
Kabinettsgesprächen über die beabsichtigte Annexion großer Teile des
Westjordanlands für voraussichtlich Anfang Juli angekündigt. Zu
Mitgliedern der Likud-Partei sprach der Premier am Montag von einer
seit 1948 historischen Gelegenheit, erstmalig in einem diplomatischen
Schritt Souveränität über das Westjordanland auszuüben. Die
Gelegenheit werde man nicht ungenutzt lassen. Damit bezog sich
Netanjahu auf die Unterstützung des amtierenden US-Präsidenten Trump,
der die Annexionspläne im Januar vorgestellt hatte. Israel hatte das
palästinensische Westjordanland 1967 besetzt und dort
völkerrechtswidrig fast 500.000 eigene Bürger angesiedelt. Die
Palästinenser, vertreten durch die Palästinensische
Befreiungsorganisation (PLO), streben auf ihrem Land einen souveränen
Staat mit Ostjerusalem als Hauptstadt an. Aus Protest gegen die
israelischen Annexionspläne hatte der Vorsitzende des
Exekutivkomitees der PLO und Präsident der Palästinensischen
Autonomiebehörde, Machmud Abbas, vergangene Woche die
Sicherheitskooperation mit Israel und den USA aufgekündigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8466: Medizin und Gesundheitswesen - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



SARS-CoV-2 verbreitet sich über Aerosole

Die Richtlinien der sozialen Distanz von einen Meter fünfzig basieren
auf der Annahme, daß sich das Coronavirus SARS-CoV-2 per
Tröpfcheninfektion verbreitet. Offenbar ist das nicht die ganze
Wahrheit. Wie das Deutsche Ärzteblatt unter Verweis auf den im Moment
sehr medienpräsenten Virologen Christian Drosten berichtet, spielt
dabei auch eine Aerosolübertragung eine nicht zu vernachlässigende
Rolle. Bekanntlich sind Aerosole feinste Schwebteilchen in der Luft.
Daher, so Drosten, sollte man sich mit Blick auf geschlossene Räume
eher vielleicht aufs Lüften konzentrieren und weniger auf das
ständige Wischen und Desinfizieren. Demgegenüber ist der
Außenbereich als relativ sicher einzustufen und ein
Zwei-Meter-Abstand wahrscheinlich nicht notwendig. Da auch andere
namhafte Experten diese Ansicht teilen, kann man wohl relativ bald
mit entsprechenden Lockerungen rechnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8501: Kriminalität und Rechtsprechung - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Mehr Femizide in Mexiko im April

Im April wurden in Mexiko 337 Frauen mutmaßlich ermordet. Das waren
mehr als in jedem anderen Monat seit Beginn entsprechender
Aufzeichnungen im Jahr 2015, wie das Amt für öffentliche Sicherheit
am Montag meldete. Demnach handelt es sich bei 70 Fällen um einen
Femizid. Das heißt, die Frau wurde Mordopfer, weil sie eine Frau war.
Von Januar bis April stieg die Zahl der Frauenmorde um 7,9 Prozent im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Die Zahl der Morde in Mexiko
insgesamt war im April gegenüber März um 1,9 Prozent auf 3020
zurückgegangen. Eine Zunahme von Gewalt gegen Frauen war für das
nordamerikanische Land vorhergesagt worden, als die Regierung Ende
März die Bevölkerung aufrief, wegen der Coronavirus-Pandemie zu Hause
zu bleiben.

26. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8423: Sprache, Kunst und Medium - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutsches Denkmale-Handbuch wird digitalisiert

Das 22 Bände umfassende "Handbuch der Deutschen Kunstdenkmäler" soll
digital aufbereitet und erweitert werden. Wie Kulturstaatsministerin
Monika Grütters mitteilte, wird das Vorhaben mit 750.000 Euro aus dem
Bundeskulturetat gefördert.

Das umfangreiche Standardwerk zum baukulturellen Erbe in Deutschland,
in Fachkreisen auch als "Dehio-Handbuch" bekannt, umfaßt gegenwärtig
rund 24.000 Seiten und beschreibt etwa 100.000 Bauwerke und teils
bauwerkungebundene Kunstwerke, die sich nicht in Museen oder Galerien
befinden.

Das Nachschlagewerk wurde 1900 von dem Kunsthistoriker Georg Dehio
(1850-1932) gegründet und wird heute von der Deutschen
Dehio-Vereinigung betreut. Nicht zuletzt wegen der schnelleren und
einfacheren Ergänzungen soll das Werk in eine Online-Plattform
überführt werden.

26. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8490: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Regierung in Kabul kündigt weitere Gefangenenfreilassungen an

Zum Ende einer dreitägigen Waffenruhe in Afghanistan hat am Dienstag
ein Regierungssprecher in Kabul die Freilassung von voraussichtlich
weiteren 900 inhaftierten Taliban-Kämpfern angekündigt. Am Vortag
waren bereits rund 100 freigekommen. Die Taliban ließen ihrerseits
200 Sicherheitskräfte der Regierung frei. Der Sprecher forderte die
Miliz auf, den von ihnen zum Ende des Ramadan einseitig ausgerufenen
Waffenstillstand zu verlängern. Präsident Ghani hatte seinerseits die
Kämpfe gegen die Taliban einstellen lassen, die Freilassung von
Gefangenen angekündigt und die Bereitschaft der afghanischen
Regierung erklärt, sofort Friedensverhandlungen aufzunehmen. Taliban
und US-Regierung hatten den Gefangenenaustausch im Februar
vereinbart. Als Vorleistung für weitere Friedensverhandlungen sollte
die afghanische Regierung rund 5000 Taliban freilassen, während die
Miliz 1000 Gefangene freigibt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8504: Aus Parlament und Gesellschaft - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Inspiration für die EU-Kommission

Bundeskanzlerin Merkel und der französische Präsident Macron haben
vor gut einer Woche den EU-Staaten die Auflage eines Hilfsfonds in
Höhe von 500 Milliarden Euro vorgeschlagen. Das Geld soll Ländern, die
besonders unter der Corona-Pandemie leiden, als Direktzahlung
zugute kommen und nicht nur als Kredit gewährt werden. Österreich,
Dänemark, Schweden und die Niederlande haben das umgehend abgelehnt.
Der deutsche Europastaatsminister Michael Roth nannte vor einer
Videokonferenz mit seinen europäischen Kollegen am Dienstag den
Vorschlag für den Hilfsfonds eine Inspiration für den von der
EU-Kommission erwarteten Vorschlag. Außerdem erklärte der
SPD-Politiker, die Bundesregierung würde die Forderung der
EU-Kommission vorbehaltlos unterstützen, Mittel aus dem EU-Haushalt
an die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien zu knüpfen. Die
Vorstellung der Kommissionsvorschläge wird für diesen Mittwoch
erwartet. Die sogenannten Wiederaufbauinstrumente werden
möglicherweise ein Volumen von über einer Billion Euro haben, die
teils als Kredite und teils als Zuschüsse gewährt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8473: Tragisches und Kurioses - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Erste Windkraftanlagen in der Nordsee werden abgebaut

Der Rückbau der ältesten Windkraftanlagen in der Nordsee soll noch in
diesem Jahr beginnen. Nach Mitteilung des Hamburgischen
Wirtschaftsforschungsinstituts HWWI ist geplant, 22 Windräder
rückzubauen, 2023 werden es sogar 123 Modelle sein. Langfristig würden
im Jahr 2030 über 1000 Offshore-Anlagen sein, die das Ende ihrer
Nutzungsdauer erreicht haben, wie NDR1 Welle Nord berichtete.

Da noch keine belastbaren Zahlen vorhanden sind, schätzen die
Betreiber, daß die technische Haltbarkeit ihrer Anlagen auf See
lediglich 20 bis 25 Jahre und damit fünf bis zehn Jahre weniger als an
Land betragen wird. Verantwortlich sind dafür die schwierigen
Witterungsbedingungen im Seewasser und die aufwendige Wartung per
Schiff.

Vorerst soll das aber nur für Windkraftturbinen aus Skandinavien, den
Niederlanden sowie Britannien gelten, die früher als Deutschland an
den Start gegangen waren.
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SOZIALES/8502: Arbeit, Soziales und Familie - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Dutzende Migranten versuchen Gran Canaria zu erreichen

Vor Gran Canaria hat die spanische Seenotrettung 51 Menschen auf
einem Holzboot aufgenommen. Sie hatten offenbar versucht, von
Westafrika aus die im Atlantik liegenden, spanischen Kanaren zu
erreichen. Die Querung der dortigen Gewässer gilt als gefährlicher
als eine Überfahrt von Nordafrika nach Italien oder Malta. Auf der
anderen Seite müssen die Migranten nicht erst die Sahara durchqueren,
um eine Chance zu haben, auf europäisches Territorium zu gelangen.
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UMWELT/8477: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Gewaltiges Müllproblem in Jakarta

Wie die Weltbank kürzlich mitteilte, werden in Asien jedes Jahr etwa
440 Millionen Tonnen Müll produziert. Das sind 36,7 Prozent des
weltweiten Abfalls. Allein in Jakarta, der Hauptstadt Indonesiens,
fallen täglich bis zu 10.000 Tonnen Abfall an. In Indonesien werden
jedoch nur 1,9 Prozent des Mülls wiederverwertet, der Rest wandert
auf die Deponien. Und Bantar Gebang ist die größte Müllkippe der
Millionenstadt. Wie aus einem Bericht von Spiegel Online hervorgeht,
leben von diesem Unrat Tausende von Menschen. Sie durchforsten
knietief im Unrat stehend die stinkenden Überreste des Weggeworfenen
nach Dingen, die aufpoliert womöglich verkauft werden können. Unter
solch erbarmungswürdigen hygienischen Zuständen gehören Krankheit und
Tod zum Alltag.
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WIRTSCHAFT/8490: Märkte und Finanzen - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Frankreichs Regierung kurbelt massiv heimischen Autoabsatz an

Frankreichs Präsident Macron hat am Dienstagnachmittag Medienberichte
bestätigt, wonach die französische Autoindustrie wegen der
Produktions- und Absatzprobleme in Corona-Zeiten mit mehr als acht
Milliarden Euro unterstützt werden wird. Nach Gesprächen mit
Branchen- und Gewerkschaftsvertretern sowie einem Besuch des
Zulieferers Valéo im nordfranzösischen Étaples sprach Macron von
500.000 unverkauften Fahrzeugen im Juni, weswegen es staatliche
Anreize zum Kauf von Neuwagen geben soll. Zum Beispiel wird die
Beihilfe beim Erwerb eines Elektrofahrzeugs von 6000 auf 7000 Euro
erhöht. Plugin-Hybride werden erstmalig gefördert, und zwar mit 2000
Euro. Für das Verschrotten von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor wird
es beim Umstieg auf ein reines Elektrofahrzeug eine Abwrackprämie von
5000 Euro und bei Hybridfahrzeugen von 2000 Euro geben. Außerdem
steuert der französische Staat zum Kauf eines Verbrenners als
Abwrackprämie 3000 Euro bei, wenn das Fahrzeug den aktuellen
europäischen Normen für den Ausstoß von Kohlendioxid und Stickoxiden
entspricht. Frankreich soll erste Nation Europas beim Bau von
Elektroautos werden, so Macron. 2025 sollen eine Million
Elektromobile und Hybridfahrzeuge pro Jahr in Frankreich produziert
werden. Neben Kauf- und Abwrackprämien übernimmt die französische
Regierung voraussichtlich Kreditbürgschaften über 300 Millionen Euro
sowie eine Bürgschaft von fünf Milliarden Euro für den angeschlagenen
Autobauer Renault. Außerdem werden Forschung und Entwicklung
gefördert sowie Gelder für eine subventionierte Kurzarbeit
bereitgestellt.
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WISSENSCHAFT/8500: Aus Forschung und Technik - 26.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Patientenpass mit medizinischen Basisinformationen geplant

Angesichts dessen, daß die Entwicklung einer Corona-Warn-App von der
Bevölkerung weitgehend akzeptiert wird, scheinen die Befürworter
der elektronischen Patientenakte (ePA) nun auch den rechten Moment für
gekommen zu sehen, daß diesem seit Jahren nicht aus den Startlöchern
kommenden Projekt endlich der nötige Anschub verpaßt wird. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtet, soll die elektronische Patientenakte
nach Ansicht der Bundesärztekammer (BÄK) einen Patientenpass mit
medizinischen Basisinformationen enthalten. Schließlich sei der
bereits konzipierte Notfalldatensatz dafür das geeignete Format.
Allerdings sieht das BÄK bei der Datennutzung zu Forschungszwecken
Nachbesserungsbedarf. In einem Patientendaten-Schutz-Gesetz (PDSG)
sollte daher die Rechtsgrundlage zur freiwilligen Datenfreigabe
geschaffen werden.
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SEISMIK/158: Wie Drohnen explosive Vulkane überwachen können (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 25.05.2020

Wie Drohnen explosive Vulkane überwachen können

Forschende erstellen neuartige 3D-Modelle mit Zentimeter-Auflösung eines
Vulkans in Guatemala



Aufnahmen von aktiven Vulkanen sind aufgrund der schwierigen
Erreichbarkeit und der großen Einsturz- oder Explosionsgefahr bislang eine
große Herausforderung in der Vulkanologie. Forschende um Edgar Zorn vom
Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ in Potsdam präsentieren nun die
Ergebnisse einer Reihe von wiederholten Vermessungsflügen mit optischen
und Wärmebildkameras am Vulkan Santa Maria in Guatemala. Dabei wurden
Drohnen zur Beobachtung des Lavadoms eingesetzt, eines zähflüssigen
Pfropfens aus Lava. Die Forschenden konnten zeigen, dass der Lavadom
Bewegungen auf zwei verschiedenen Zeitskalen zeigt: langsame Ausdehnung
und Wachstum des Doms und ein schnelles Hinauspressen von zähflüssiger
Lava (Lava extrusion). Die Studie ist im Fachjournal "Scientific Reports"
erschienen.

"Wir haben eine Drohne mit unterschiedlichen Kameras bestückt", sagt Edgar
Zorn vom GFZ, der Erstautor der Studie. "Die Drohne haben wir dann in
verschiedenen Zeitabständen über den Krater geflogen und dabei die
Bewegungen eines Lavastroms und eines Lavadoms mittels einer Art
Stereophotographie in bisher noch nie erreichter Genauigkeit vermessen."
Durch den Vergleich der Drohnendaten konnten daraus die
Fließgeschwindigkeit, die Bewegungsmuster und die Oberflächentemperatur
des Vulkans erfasst werden. Diese Parameter sind für eine
Gefahrenvorhersage an explosiven Vulkanen wichtig. Außerdem ist es den
Forschenden gelungen, die Fließeigenschaften der Lava aus diesen Daten
abzuleiten.

"Wir haben gezeigt, dass der Einsatz von Drohnen helfen kann, sogar die
gefährlichsten und aktivsten Vulkane der Erde aus sicherer Entfernung
gänzlich neu zu vermessen", so Edgar Zorn weiter. "Eine regelmäßige und
systematische Vermessung gefährlicher Vulkane scheint mit Drohnen greifbar
nah zu sein", sagt Thomas Walter, Vulkanologe am GFZ, der ebenfalls an der
Studie beteiligt war.

Die zwei Kameras der am Caliente-Vulkankegel des Vulkans Santa Maria
verwendeten Drohne konnten einerseits hochauflösende Fotos und
andererseits Wärmebildaufnahmen anfertigen. Mithilfe eines speziellen
Computeralgorithmus konnten die Forschenden aus diesen Aufnahmen
vollständige und detaillierte 3D-Modelle anfertigen. Sie erhielten ein
3D-Topographie- und Temperatur-Modell des Vulkans mit einer Auflösung von
nur wenigen Zentimetern.

Das Risiko für die Vulkanologinnen und Vulkanologen wird durch
Drohneneinsätze erheblich reduziert, da man die Kameras direkt an die
Gefahrenstellen heranfliegen kann ohne selber in deren Nähe gehen zu
müssen. Die größte Herausforderung liegt stattdessen in der
Nachbearbeitung und Berechnung der Modelle. "Die 3D-Modelle der
verschiedenen Flüge müssen exakt positioniert werden, damit sie
vergleichbar sind. Das erfordert mühsame Kleinarbeit, jedoch lohnt sich
der Aufwand da dann selbst minimale Bewegungen sofort sichtbar werden", so
Edgar Zorn. "Wir haben in der Studie einige neue Möglichkeiten für die
Darstellung und Messung bestimmter Bodenbewegungen vorgestellt, die in
zukünftigen Projekten sehr nützlich sein könnten."


Originalpublikation:
Zorn, E.U., Walter, T.R., Johnson, J.B. & Mania, R., 2020.

UAS-based tracking of the Santiaguito Lava Dome, Guatemala.

Scientific Reports.

DOI: 10.1038/s41598-020-65386-2
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WETTER/288: Wie gut wissen die Deutschen über Wetterrisiken Bescheid? (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 25.05.2020

Wie gut wissen die Deutschen über Wetterrisiken Bescheid?



Repräsentative Umfrage zur Wetter- und Klimakompetenz in Deutschland: Die
Deutschen haben Schwierigkeiten, Wetterrisiken - zum Beispiel durch
Bodenfrost, Hitze oder UV-Strahlung - richtig einzuschätzen. Das ist das
Ergebnis einer repräsentativen Umfrage des Max-Planck-Instituts für
Bildungsforschung, die in der Fachzeitschrift Weather, Climate, and
Society veröffentlicht wurde. Die Studienautor*innen sprechen sich deshalb
für neue Risikovorhersagen aus, die nicht nur angeben, wie das Wetter
wird, sondern auch, was es anrichten kann.

In der Sorge um das Corona-Virus sollten wir eins nicht vergessen: Es gibt
eine Krise, die langfristig eine noch größere Bedrohung darstellt, der
Klimawandel. Im Zuge des Klimawandels nehmen auch extreme Wetterereignisse
weltweit zu. Solche Wetterbedingungen erfordern nicht nur effektive
Schutzmaßnahmen von Behörden, sondern auch von jedem Einzelnen. Nur wer
Wetterrisiken richtig beurteilen kann, kann sich auch angemessen schützen.
Doch wie gut weiß die Bevölkerung über Wetterrisiken Bescheid? Wie gut
verstehen wir die Unsicherheit von Wettervorhersagen? Und wie bewusst sind
wir uns des Klimawandels in Deutschland, der Wetterrisiken in Zukunft noch
weiter verschärfen wird?

Dazu befragten Wissenschaftler*innen des Max-Planck-Instituts für
Bildungsforschung und des Hans-Ertel-Zentrums für Wetterforschung 1.004
Deutsche im Alter zwischen 14 und 93 Jahren. Diese beantworteten 62
Faktenfragen rund um das Wetter - wie Hitze, UV-Strahlung, Stürme,
Gewitter, Starkregen und Bodenfrost - und dessen Auswirkungen, Fragen zum
Verständnis der Unsicherheit von Vorhersagen sowie zum bisherigen
Klimawandel in Deutschland.

Die Befragten hatten dabei in einigen Bereichen Schwierigkeiten,
Wetterrisiken richtig einzuschätzen. So glaubten zum Beispiel 44 Prozent
der Befragten, dass Bodenfrost, und damit Glätte auf Straßen und Gehwegen,
erst bei einer Lufttemperatur von 0 Grad Celsius oder darunter möglich ist
- eine Fehleinschätzung, die im Straßenverkehr gefährlich werden kann. Die
Tücke hierbei ist, dass die Temperatur kurz über dem Boden unter null
fallen kann, auch wenn die in Wettervorhersagen angegebene Lufttemperatur
über null liegt, da diese üblicherweise in zwei Metern Höhe gemessen wird.
Weiter glaubten 66 Prozent der Befragten fälschlicherweise, dass höhere
Temperaturen mit höherer UV-Strahlung einhergehen. Dabei ist die 
UV-Strahlung um die Mittagszeit am höchsten, während die Temperaturen im
Tagesverlauf tendenziell noch weiter ansteigen. Auch bei einem drohenden
Gewitter würden sich viele womöglich nicht rechtzeitig in Sicherheit
bringen: Lediglich ein Fünftel der Befragten konnte korrekt angeben, dass
bei 30 Sekunden zwischen Blitz und Donner ein Gewitter etwa zehn Kilometer
entfernt ist. Mehr als ein Viertel der Befragten dachte, es sei etwa 30
Kilometer entfernt - und unterschätzte damit deutlich die tatsächliche
Nähe des Gewitters.

Gleichzeitig herrschte Unklarheit darüber, wie
Wahrscheinlichkeitsvorhersagen gemeint sind. Nur ein Fünftel der Befragten
wusste, dass eine Regenwahrscheinlichkeit von 30 Prozent für Berlin
bedeutet, dass es an 30 Prozent aller Tage mit dieser Vorhersage in Berlin
regnen wird. Viele Befragte nahmen fälschlicherweise an, dass es in 30
Prozent des Gebiets oder während 30 Prozent des Tages regnen wird. Diese
Unklarheit haben allerdings, so die Studienautor*innen, in erster Linie
die Kommunikator*innen zu verantworten. Es liegt in ihrer Pflicht,
transparent zu machen, worauf sich die Wahrscheinlichkeiten beziehen.

In Bezug auf den Klimawandel in Deutschland wussten 70 Prozent der
Befragten aber sehr wohl, dass die Durchschnittstemperatur in Deutschland
seit 1880 nachweisbar gestiegen ist. Gleichzeitig glaubten 80 Prozent,
dass die Sturmintensität zugenommen hat. Für Deutschland können in diesem
Fall allerdings keine langfristigen Veränderungen belegt werden. "Hier
wird die Wahrnehmung des Klimawandels vermutlich durch kürzliche
Extremereignisse und die Medienberichterstattung beeinflusst", sagt
Erstautorin Nadine Fleischhut, Wissenschaftlerin am Max-Planck-Institut
für Bildungsforschung und eine der Verantwortlichen des Projekts "WEXICOM"
am Hans-Ertel-Zentrum für Wetterforschung zur Kommunikation von
Wetterwarnungen. Koautor Ralph Hertwig, Direktor am Max-Planck-Institut
für Bildungsforschung, ergänzt: "Ohne die Wetterrisiken im Hier und Jetzt
hinreichend zu verstehen, ist es unwahrscheinlich, dass Menschen die
Konsequenzen des Klimawandels in der Zukunft angemessen verstehen und in
Betracht ziehen können. Der tägliche Wetterbericht könnte auch die Chance
für eine Kompetenzoffensive sein, in der wir alle jeden Tag einen Tick
smarter im Umgang mit Wetter, Klima und Unsicherheit werden."

Die Studienautor*innen empfehlen die Kommunikation der Risiken von
extremen Wetterereignissen weiter zu verbessern. So könnte man sich bei
Vorhersagen nicht nur auf das Wetterereignis selbst konzentrieren, sondern
auch auf die damit verbundenen, zu erwartenden Auswirkungen. So zum
Beispiel Staus oder die erwarteten Kosten durch Schäden an Gebäuden.
Gleichzeitig müsste transparenter berichtet werden, wie sicher die
Vorhersagen überhaupt sind. "Die Kommunikation solcher Vorhersagen muss
sorgfältig gestaltet und getestet werden, um unerwünschte Effekte wie
Überreaktionen oder Verharmlosung der Risiken zu vermeiden", sagt Koautor
Stefan Herzog, Leiter des Forschungsschwerpunktes "Stärkung von
Entscheidungskompetenzen" ("Boosting") im Forschungsbereich Adaptive
Rationalität am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung. Hier seien
Expert*innen aus Meteorologie, Psychologie und Journalismus gefragt, um
Kommunikationsformate gemeinsam zu entwickeln.


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung

Das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung wurde 1963 in Berlin
gegründet und ist als interdisziplinäre Forschungseinrichtung dem Studium
der menschlichen Entwicklung und Bildung gewidmet. Das Institut gehört zur
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., einer der
führenden Organisationen für Grundlagenforschung in Europa.

Originalpublikation:

Fleischhut, N., Herzog, S. M., & Hertwig, R. (2020).

Weather literacy in times of climate change.

Weather, Climate, and Society, 12(3), 435-452.
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MELDUNG/864: Verlustfreie Stromleitung an den Kanten (idw)


Universität Basel - 25.05.2020

Verlustfreie Stromleitung an den Kanten



Atomar dünne Schichten eines Halbmetalls namens Wolframditellurid leiten
Strom verlustfrei entlang enger eindimensionaler Kanäle an den Rändern.
Das Material ist damit ein topologischer Isolator zweiter Ordnung.
Physiker der Universität Basel haben dies experimentell bewiesen und
ergänzen damit den Materialfundus für topologische Supraleitung. Sie
veröffentlichten diese Ergebnisse im Fachmagazin «Nano Letters».

Topologische Isolatoren stehen im Fokus des Forschungsinteresses, weil sie
als mögliche Supraleiter in der Elektronik der Zukunft zum Einsatz kommen
könnten. Sie verhalten sich in ihrem Inneren wie Isolatoren. Die Ränder
dagegen haben metallische Eigenschaften und sind elektrisch leitend. Ein
dreidimensionaler Kristall eines topologischen Isolators leitet den Strom
also nur an seiner Oberfläche, während im Inneren kein Strom fliessen
kann. Dabei ist die Leitfähigkeit an der Oberfläche aufgrund
quantenmechanischer Phänomenen nahezu verlustfrei - der Strom wird über
lange Strecken ohne Wärmebildung geleitet.

Daneben existieren auch topologische Zustände zweiter Ordnung. Das sind
dreidimensionale Kristalle, die leitende, eindimensionale Kanäle nur an
ausgewählten Kristallkanten besitzen. Diese bieten sich insbesondere für
mögliche Anwendungen im Bereich des Quantencomputing an.

Theoretische Vorhersage

Für das Halbmetall Wismut nehmen Fachleute an, dass es Eigenschaften eines
topologischen Materials zweiter Ordnung besitzt. Und auch für ein weiteres
Halbmetall, Wolframditellurid (WTe2), haben Forschende theoretisch
vorhergesagt, dass sich atomar dünne WTe2-Schichten wie topologische
Isolatoren zweiter Ordnung verhalten - also an den Kanten verlustfrei
Strom leiten, während der Rest der Schicht sich wie ein Isolator verhält.

Das Team um Prof. Dr. Christian Schönenberger vom Departement Physik und
dem Swiss Nanoscience Institute der Universität Basel hat nun winzige
Wolframditellurid-Kristalle bestehend aus 1 bis 20 Schichten untersucht.
Um das sauerstoffempfindliche Material elektrisch zu charakterisieren,
arbeiteten die Wissenschaftler in einer speziellen sauerstoffarmen Box und
bedeckten das Wolframditellurid mit einem anderen Kristall, das gegenüber
Sauerstoff unempfindlich ist. Sie fügten supraleitende Kontakte hinzu und
legten ein Magnetfeld an.

Charakteristische Schwingungen

Die Wissenschaftler analysierten den Stromfluss im Kristall und konnten
viele langsam abklingende Schwingungen nachweisen. «Während eine
gleichmässige Stromverteilung zu schnell abklingenden Schwingungen führt,
erzeugen die extrem gut leitenden Randzustände stark oszillierende,
langsam abklingende Schwingungen, wie wir sie gemessen haben», erklärt Dr.
Artem Kononov, Erstautor der Studie und Georg H. Endress Stipendiant am
Departement Physik. «Die einzig mögliche Erklärung unserer Ergebnisse ist,
dass ein grosser Teil des Stroms entlang der schmalen Kanten fliesst.»

«Die Beobachtungen unterstützen die theoretischen Vorhersagen, dass
Wolframditellurid ein topologisches Material höherer Ordnung sei. Es
ergeben sich damit neue Möglichkeiten für die topologische Supraleitung,
die beispielsweise im Quantencomputing eingesetzt werden könnte»,
kommentiert Christian Schönenberger, der in einem ERC-Projekt die
topologischen Supraleitung in Stapeln bestimmter zweidimensionaler
Materialien untersucht.


Originalpublikation:

Artem Kononov, Gulibusitan Abulizi, Kejian Qu, Jiaqiang Yan, David
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One-dimensional edge transport in few-layer WTe2

Nano Letters (2020),
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1382: Neues Quantum-Material könnte als Frequenz-Vervielfacher die Datenübertragung verbessern (idw)


Universität zu Köln - 25.05.2020

Neues Quantum-Material könnte als Frequenz-Vervielfacher die
Datenübertragung verbessern

• Cadmiumarsenid vervielfacht erstmals die Frequenz eines
Terahertz-Strahlungsblitzes

• Erster Schritt für schnellere Datenübertragung



Ein internationales Forscherteam unter Beteiligung der Universität zu
Köln konnte ein neuartiges Material dazu bringen, die Frequenz eines
Terahertz-Strahlungsblitzes erstmals um das Siebenfache zu erhöhen.
Technisch ist es alles andere als einfach, Taktraten und Frequenzen noch
weiter zu steigern als bisher möglich. Der Terahertz-Bereich gilt als eine
Art Schallmauer - weshalb Forscher in aller Welt verstehen wollen, wie
Terahertz-Felder mit neuartigen Materialien interagieren. Ein
vielversprechendes Ergebnis hat nun eine experimentelle Studie, die vom
Physiker Dr. Zhe Wang von der Universität zu Köln konzipiert und am
Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) durchgeführt wurde, geliefert.
Das Prinzip kann man sich wie bei einem Klavier vorstellen, bei dem die
Taste A gespielt. Man hört nicht nur den Klang einer einzigen Grundfrequenz,
sondern ein Klangspektrum, das auch aus den höheren Frequenzen besteht. Das
Forscherteam hat nun ein ähnliches Phänomen im neuartigen Quantenmaterial -
Cadmiumarsenid Cd3As2 - realisiert, in dem die Frequenz elektromagnetischer
Wellen um bis zum Siebenfachen erhöht ist. Die Studie wurde im Fachmagazin
Nature Communications veröffentlicht.

Cd3As2 gehört zur Klasse der sogenannten Dirac-Materialien. Die Elektronen
in diesen Materialien haben eine besondere Beziehung zwischen ihrer
Energie und Geschwindigkeit. Sie können sehr schnell und effizient sowohl
miteinander als auch mit schnell schwingenden elektrischen Wechselfeldern
interagieren. Von theoretischer Seite wurde vorhergesagt, dass diese
spezielle Beziehung zu einer sehr effizienten Erzeugung von 
Oberton-Frequenzen, den genannten Harmonischen führt, wenn das 
Dirac-Material mit elektromagnetischer Strahlung mit Frequenzen im 
Terahertz-Bereich (1012 Hz) wechselwirkt. Dies macht die Materialien 
vielversprechend für Hochfrequenzanwendungen.

Eine experimentelle Beobachtung der Erzeugung von hohen Harmonischen hängt
von der Verfügbarkeit eines hochwertigen dünnen Films aus Cd3As2 und
intensiver Terahertz-Strahlung ab. In Zusammenarbeit mit Forschern aus
Dresden und Shanghai wurde das Experiment nun an der TELBE-Beamline des
Helmholtz Zentrums Dresden Rossendorf erfolgreich durchgeführt. Mit einem
Spezialverfahren fertigten sie hauchdünne und hochreine Plättchen aus
Cadmiumarsenid an. Diese Materialproben beschossen sie mit starken
Terahertz-Pulsen aus der TELBE-Anlage. Detektoren hinter der Rückseite des
Plättchens erfassten, wie das Cadmiumarsenid auf die Strahlungspulse
reagierte. Das Resultat: "Wir konnten zeigen, dass Cadmiumarsenid als sehr
effizienter Frequenz-Vervielfacher fungiert und diese Effizienz vor allem
auch bei den sehr starken Terahertz-Pulsen, die bei TELBE erzeugt werden
können, nicht verliert", berichtet der Zhe Wang vom II. Physikalischen
Institut der Uni Köln, der an der Studie beteiligt war. Mit dem Experiment
gelang eine Premiere: Erstmals zeigte sich das Phänomen bis zur siebten
Terahertz-Frequenzvervielfachung bei dieser noch jungen Materialklasse.

Die Elektronen im Cadmiumarsenid antworten auf die Beschleunigung, indem
sie elektromagnetische Strahlung abgeben. Das Entscheidende: Dabei folgen
sie nicht exakt dem Taktstock des Terahertz-Feldes, sondern schwingen auf
komplizierteren Bahnen - eine Folge der ungewöhnlichen elektronischen
Struktur des Materials. Als Folge senden die Elektronen neue 
Terahertz-Pulse mit ungeraden ganzzahlig Vielfachen der ursprünglichen 
Frequenz ab. Perspektivisch verspricht das Phänomen zahlreiche Anwendungen, 
etwa in der drahtlosen Kommunikation. Hier geht der Trend zu immer höheren
Funkfrequenzen, auf denen sich deutlich mehr Daten übermitteln lassen als
auf den heute verwendeten Kanälen. Bauteile aus Dirac-Materialien könnten
hoffentlich eines Tages noch höhere Frequenzen nutzen. Doch erst einmal
gilt es, die Grundlagen weiter zu erkunden. "Unser Forschungsergebnis war
nur der erste Schritt", betont Zhe Wang. "Bevor wir an konkrete
Anwendungen denken können, müssen wir die Effizienz der neuen Materialien
noch steigern." Dazu wollen die Fachleute herausfinden, inwieweit sich die
Frequenzvervielfachung durch Anlegen eines elektrischen Stroms gezielt
steuern lässt.
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INNEN/3213: Katrin Göring-Eckardt zu Corona-Lockerungen, Mindestlohn-Debatte und Hongkong


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 26. Mai 2020

Dienstag-Statement: Katrin Göring-Eckardt zu den Themen Corona-Lockerungen, Mindestlohn-Debatte und Hongkong



Anlässlich der Fraktionssitzung nachfolgend Statements der
Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt zu den Themen
Corona-Lockerungen, Mindestlohn-Debatte und Hongkong.

Lockerungsdebatte Corona-Maßnahmen

"Die Situation ist nicht entspannt. Wir müssen weiter wachsam bleiben.
Mich treibt die Sorge, dass uns die Situation entgleiten kann, um. Es
ist vollkommen richtig, dass regional entschieden wird, dass
Landkreise und unterschiedliche Maßnahmen treffen können - je nachdem,
wie viele Menschen sich infiziert haben. Aber wir brauchen dafür
gemeinsame bundesweite Kriterien, unter anderem ein gemeinsames
Testregime, Testpflichten nach bestimmten Stufen, die mit dem RKI
verabredet sind. Wovon ich überhaupt nichts halte, ist ein
Lockerungs-Überbietungswettbewerb, wie wir ihn gerade erleben. Es ist
falsch, wenn manche jetzt den Eindruck erwecken, wir bräuchten keinen
Abstand oder Schutz mehr. Es geht weiter darum, Menschen zu schützen
und besonders die Menschen zu schützen, die besonders verletzlich
sind."

Mindestlohn-Debatte

"Ich finde es vollkommen daneben, in diesen Zeiten Menschen auf diese
Art und Weise zu verunsichern. Wenn ich mir die Teile der Union
anschaue, die jetzt den gesetzlichen Mindestlohn infrage stellen und
absenken wollen, dann ist das ein Signal gegen den Zusammenhalt der
Gesellschaft. Das verunsichert diejenigen zusätzlich, die es sowieso
in diesen Zeiten schon besonders schwer haben. Ich kann nur sagen: wer
das mitmacht, der wird niemals die Unterstützung von uns haben. Und
wer das mitmacht, der setzt den gesellschaftlichen Zusammenhalt
gravierend aufs Spiel. Der Mindestlohn ist die Absicherung nach unten.
Was wir brauchen, ist das Gegenteil: Wir brauchen eine Debatte über
Lohnentwicklungen nach oben, über Absicherung für alle, die sie
brauchen, über mehr Kurzarbeitergeld, mehr Geld für Menschen, die von
Transferleistungen leben, also einen Aufschlag auf die Grundsicherung.
Statt einer Debatte um den Mindestlohn brauchen wir eine
Lohnkommission - zum Beispiel für Pflegekräfte, damit klar ist: die
Pflegekräfte bekommen tatsächlich dauerhaft bessere Löhne."

Hongkong

"Vor neun Monaten war ich in Hongkong und in China. Dort habe ich die
Studierenden und jungen Leute um Joshua Wong getroffen. Das hat mich
persönlich sehr erinnert an 1989. Wir sind damals auf die Straße
gegangen und hatten Angst, aber wir waren geschützt dadurch, dass der
Westen auf uns geschaut hat, dass der Westen sich eingemischt hat.
Deswegen ist es heute für die Demokratiebewegung in Hongkong und für
Dissidenten in China so wichtig, dass wir als Westen thematisieren,
was dort passiert, dass wir darauf bestehen, dass das Prinzip "Ein
Land, zwei Systeme" gilt, dass die Freiheitsrechte weiter gelten. Es
ist unsere Aufgabe, in den europäisch-chinesischen Verbindungen darauf
zu bestehen, dass diese Prinzipien erhalten bleiben. Es muss klar sei
n: keine Abkommen, wenn wir nicht eine klare Verabredung haben, dass
das Prinzip "Ein Land, zwei Systeme" weiter gilt. Ich erwarte, dass
der Außenminister den chinesischen Botschafter einbestellt und ihm
sehr klar macht: Wir verteidigen unsere Werte, auch wenn wir über
Handelsbeziehungen reden. Wir müssen an der Seite der
Demokratiebewegung stehen."
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RECHT/890: Bundesverfassungsgericht zum Versorgungsausgleich bei Scheidungen 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 26. Mai 2020

Bundesverfassungsgericht zum Versorgungsausgleich bei Scheidungen: Große Herausforderung für die Familiengerichte



Zum heutigen Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu § 17
VersAusglG erklärt Katja Keul, Sprecherin für Rechtspolitik:

Das Verfassungsgericht hat heute den § 17 VersAusglG zum
Versorgungsausgleich bei betrieblicher Altersvorsorge für
verfassungsgemäß erklärt und den Familiengerichten die
verfassungsgemäße Auslegung und Anwendung der Norm auferlegt. Dazu
müssen die Familienrichterinnen und Familienrichter künftig
Alternativberechnungen für verschiedene Versorgungsträger anstellen
und bei einer relevanten Abweichung vom Halbteilungsgrundsatz dem
Arbeitgeber beziehungsweise dem Träger der betrieblichen
Altersvorsorge zusätzliche Ausgleichszahlungen aufgeben. Das stellt
die Familiengerichte vor enorme Herausforderungen, die in der Praxis
nur schwer zu bewältigen sein werden - was zu weiterer Rechtsunsi
cherheit im Versorgungsausgleichsverfahren führen wird. Es ist auch
davon auszugehen, dass die arbeitgeberseitigen Versorgungsträger gegen
solche erhöhten Ausgleichszahlungspflichten regelmäßig Rechtsmittel
einlegen werden.

Ein Weg, diese Unsicherheiten zu vermeiden, wäre stattdessen die
Verschiebung der Berechnung des Ausgleichswertes auf den Zeitpunkt des
Renteneintritts. Damit würden die Verwerfungen durch die
Zinsentwicklung zwischen Scheidung und Renteneintritt deutlich
verringert. Wir haben die Bundesregierung bereits aufgefordert, diesen
Weg näher zu prüfen, um den Versorgungsausgleich insgesamt weniger
fehleranfällig und rechtssicherer zu machen.

Dem Gesetzgeber bleibt es im Übrigen unbenommen, den § 17
VersAusglG abzuschaffen, auch wenn er nicht verfassungswidrig ist. Das
halten wir nach wie vor für sinnvoll und geboten, auch gerade im
Hinblick auf die drohende Benachteiligung von Frauen bei der
Altersvorsorge.
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WIRTSCHAFT/2931: Union - Dreister Angriff unter dem Deckmantel der Krise


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 26. Mai 2020

Union: Dreister Angriff unter dem Deckmantel der Krise



Zum sogenannten "Wachstumsprogramm" der Wirtschaftspolitikerinnen
und -politiker der Union, erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für
ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Unsozial durch die Krise, das scheint das Motto der
Wirtschaftspolitiker der Union zu sein. Denn nun muss die Corona-Krise
dafür herhalten, altbackene Konzepte hervorzukramen, die die
Wirtschaftslobby den Unionspolitikerinnen und -politiker eingeflüstert
hat. Erst werden die Beschäftigten in den Krankenhäusern und
Supermärkten mit schönen Worten als die Heldinnen und Helden der Krise
gelobt.

Tatsächlich aber sollen nun Arbeitsschutzrechte geschleift und Löhne
gedrückt werden. Das ist ganz schön dreist.

Gerade in Zeiten der Corona-Pandemie ist der Gesundheitsschutz von
Beschäftigten unabdingbar. Die Verlängerung von Arbeitszeiten und
kürzere Ruhephasen sind das genaue Gegenteil von Gesundheitsschutz.
Lange Arbeitszeiten und zu wenig Ruhe und Schlaf erhöhen das Risiko,
krank zu werden. Das belegen zahlreiche wissenschaftliche Studien.
Deshalb darf das Arbeitszeitgesetz nicht verschlechtert werden,
sondern es muss bleiben wie es ist.

Und auch beim Mindestlohn brauchen wir das komplette Gegenteil dessen,
was die Union vorschlägt: Der Mindestlohn muss deutlich steigen und
vor Armut schützen. Die Krise zeigt doch, dass wir nicht mehr prekäre
Arbeitsverhältnisse brauchen, sondern weniger. Während tariflich
bezahlte Beschäftigte besser durch die Krise kommen, gehören
Beschäftigte mit Mindestlohn, aber auch Minijobber und
Leiharbeitskräfte zu denjenigen, die stärker unter der Krise leiden.
Es ist skandalös, dass die Union diese Fakten einfach ignoriert und
den Mindestlohn einfrieren oder gar senken möchte.

Es ist leicht zu durchschauen. Die Union greift in die Mottenkiste und
versucht jetzt alte Begehrlichkeiten mit der Corona-Krise zu
begründen.

Rückwärtsgewandte Politik, die nichts bringt und sich nur gegen die
Beschäftigten richtet, werden wir aufdecken und wir werden heftig
dagegen mobil machen.
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GESUNDHEIT/740: Gesunde Ernährung braucht wissenschaftliche Grundlagen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 25. Mai 2020

Gesunde Ernährung braucht wissenschaftliche Grundlagen

Fachgespräch im Bundestag mit "Kompetenzclustern Ernährungsforschung"



Der Bundestagsausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat am
heutigen Montag ein öffentliches Fachgespräch mit den Sprechern der
vier "Kompetenzcluster Ernährungsforschung" in Deutschland
durchgeführt. Dazu erklären der agrarpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, sowie der zuständige
Berichterstatter Michael von Abercron:

Albert Stegemann: "Gesunde Ernährung braucht fundierte
wissenschaftliche Grundlagen. Denn wie wir uns ernähren, bestimmt
wesentlich unsere Gesundheit und unser Wohlbefinden. Zugleich treffen
wir als Verbraucherinnen und Verbraucher tagtäglich individuelle
Entscheidungen, welche Lebensmittel wir einkaufen, aber auch, wann
und wie wir diese konsumieren. Die Grundlagen für diese
Ernährungsentscheidungen liefern neben dem Max Rubner-Institut unter
anderem auch die vier 'Kompetenzcluster Ernährungsforschung' in
Deutschland. Im Fachgespräch mit den Wissenschaftlern wurde deutlich,
dass gerade in der digitalen Ernährungskommunikation große Chancen
liegen. Beispielsweise werden Apps entwickelt, mit denen Kindern
spielerisch Ernährungswissen vermittelt werden kann. Auf diesem Weg
werden wir weitergehen und neueste wissenschaftliche Erkenntnisse
nutzen."

Michael von Abercron: "Ernährungsforschung leistet einen
wichtigen Beitrag zur Bewältigung zahlreicher ernährungsbedingter
Krankheiten und ihrer Folgen. So spielt Ernährung beispielsweise eine
besondere Rolle bei der Zunahme wohlstandsbedingter
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Daher ist es sinnvoll, die Expertise in
diesem Bereich zu bündeln und nachhaltige Strukturen zu schaffen. Die
Verknüpfung von Forschungsfragen zu ökologisch-nachhaltiger Ernährung
mit gesundheitsförderlichen Ernährungsaspekten entspricht dabei den
aktuellen Herausforderungen in besonderer Weise."


Hintergrund:

In Deutschland gibt es vier Kompetenzcluster, die auf dem Gebiet der
Ernährungsforschung tätig sind. Sie werden vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung gefördert und wie folgt bezeichnet: DietBB,
enable, NutriAct, und nutriCARD.

Das Max Rubner-Institut (MRI) hat seinen Forschungsschwerpunkt im
gesundheitlichen Verbraucherschutz, insbesondere im
Ernährungsbereich. Es berät das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft auf diesem Gebiet.
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INNEN/3591: Druck auf kriminelle Clans erhöhen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 25. Mai 2020

Druck auf kriminelle Clans erhöhen

Jahresbericht für Berlin mit erschreckenden Zahlen



Im Kampf gegen die Clankriminalität in Berlin ist die Polizei in der
Hauptstadt im vergangenen Jahr zu 382 Einsätzen ausgerückt. Es wurden
mehr als 700 Objekte kontrolliert, darunter allein mehr als 300 Cafés
und Bars, fast 200 Shisha-Bars sowie Wettbüros, Spielstätten,
Barber-Shops und Juweliere, heißt es in dem Jahresbericht für 2019,
der am Montag veröffentlicht wurde. Fast 1000 Strafanzeigen und mehr
als 5900 Anzeigen zu Ordnungswidrigkeiten wurden demnach gefertigt.
Dazu erklärte der Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei:

"Der heute vorgestellte Jahresbericht für Berlin lässt einen Trend
erkennen, den wir auch in anderen Teilen des Bundesgebiets beobachten
können: die zunehmende Verzahnung gewerblicher Strukturen und
krimineller Clan-Aktivitäten.

Der Report unterstreicht, dass Drogenhandel, Steuerhinterziehung,
Schwarzarbeit, illegaler Zigarettenhandel sowie Raub- und Diebstahl
die Haupteinnahmequellen der kriminellen Clan-Angehörigen in Berlin
sind. Noch erschreckender ist die Erkenntnis, dass bei rund 20
Prozent aller in der Hauptstadt geführten Verfahren im Bereich der
Organisierten Kriminalität Angehörige von Clan-Familien im Zentrum
der Ermittlungen stehen.

Die heute veröffentlichten Zahlen geben uns eine ganz deutliche
Marschrichtung vor: Auch in Pandemie-Zeiten müssen wir den Druck auf
Clan-Kriminelle immer weiter erhöhen. Wir werden nicht akzeptieren,
dass eine Parallelgesellschaft unser Recht und unsere Gesetze
systematisch unterwandert."
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RECHT/1032: BGH-Urteil im Dieselskandal ist ein weiteres wichtiges Signal für Verbraucher


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 25. Mai 2020

BGH-Urteil im Dieselskandal ist ein weiteres wichtiges Signal für
Verbraucher

Der BGH macht den Schadensersatz von VW für Zehntausende
Diesel-Fahrer frei



Der Bundesgerichtshof hat am heutigen Montag in einem Grundsatzurteil
entschieden, dass VW-Kunden im Abgasskandal grundsätzlich
Schadensersatz verlangen können. Dazu erklärt der
Verbraucherschutzbeauftragte der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Sebastian
Steineke:

"Das Grundsatzurteil des Bundesgerichtshofs stärkt die
Verbraucherinnen und Verbraucher im Skandal um Dieselmanipulationen
von VW. Der BGH macht den Weg für Schadensersatz von VW für
Zehntausende Diesel-Fahrer frei. Nach dem Vergleich im Rahmen einer
Musterfeststellungsklage zwischen der Verbraucherzentrale
Bundesverband und VW ist dies nun das zweite positive Signal für die
Verbraucherinnen und Verbraucher im VW-Abgasskandal.

Mit dem 2018 geschaffenen Gesetz zur Musterfeststellungsklage haben
wir die Rechte von Verbrauchern und Kunden in Deutschland deutlich
gestärkt. Unser Ziel als Union war es immer, dass auch der Einzelne
die Möglichkeit hat, gegenüber Unternehmen zu seinem Recht zu kommen,
ohne dass er den mit einem solchen gerichtlichen Verfahren
verbundenen zeitlichen Aufwand und das Kostenrisiko tragen muss.
Wichtig ist daher jetzt, dass wir die Schwachstellen des Gesetzes
zeitnah angehen und für Unternehmen und Verbraucher noch mehr
Rechtssicherheit schaffen."
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VERKEHR/801: Bahn kommt ihrer Verantwortung zur Einhaltung der Pandemie-Bestimmungen nach


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 25. Mai 2020

Bahn kommt ihrer Verantwortung zur Einhaltung der Pandemie-Bestimmungen
nach



Zu den Berichten, wonach die Deutsche Bahn mithilfe ihrer App vor zu
vollen Zügen in der Corona-Krise warnen möchte, können Sie den für
Verkehr zuständigen Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Ulrich Lange gern wie folgt zitieren:

"Mit der geplanten Auslastungs-Anzeige für ihre Zug-App kann die Bahn
gleich doppelt punkten. Sie stellt den Fahrgästen ein Tool zur
Verfügung, damit diese rechtzeitig vor Fahrtantritt wissen, wie voll
es wird. Gleichzeitig kommt die Bahn ihrer Verantwortung nach, wenn
es darum geht, die Pandemie-Bestimmungen einzuhalten. Die neue
Funktion ist in jedem Fall geeignet, das Vertrauen in die Benutzung
öffentlicher Verkehrsmittel zurückzugewinnen. Das Beispiel sollte
Schule machen."

 * 
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ARBEIT/1929: Kosten der Krise nicht allein auf Beschäftigte abwälzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 26. Mai 2020

Kosten der Krise nicht allein auf Beschäftigte abwälzen



"Mit ihrer Forderung, den Mindestlohn abzusenken und die Arbeitszeiten
für abhängig Beschäftigte zu erhöhen, verlassen die
Wirtschaftspolitiker der Union den sozialen Grundkonsens zur
Bewältigung der Corona-Krise. Dieser ungeheuerliche und absurde
Vorschlag würde die Lasten einseitig auf die abhängig Beschäftigten
abwälzen. Ich erwarte umgehend eine Klarstellung der Bundeskanzlerin",
kommentiert Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE und Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und Energie
im Deutschen Bundestag, Presseberichte über ein "Wachstumsprogramm für
Deutschland" aus der Unionsfraktion. Ernst weiter:

"Im Gegenteil brauchen wir jetzt ein ambitioniertes
sozial-ökologisches Konjunkturprogramm, das auch die Nachfrageseite
stärkt. Das heißt: eine deutliche Anhebung von Mindestlohn und
Grundsicherung, die Erleichterung von flächendeckenden Tarifverträgen,
die Einführung einer Grundrente und ein Verbot von Leiharbeit."

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1992: Freiheit für Banu Özdemir und alle politischen Gefangenen in der Türkei


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 26. Mai 2020

Freiheit für Banu Özdemir und alle politischen Gefangenen in der Türkei



"DIE LINKE fordert die sofortige Freilassung von Banu Özdemir aus
türkischer Untersuchungshaft. Die Inhaftierung der
CHP-Oppositionspolitikerin in Izmir offenbart die Willkürherrschaft
der islamistischen AKP-Regierung unter Präsident Recep Tayyip Erdogan.
Die Bundesregierung muss bei ihren Gesprächen mit der Türkei auf ein
Ende der Verfolgung drängen", erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikerin
der Fraktion DIE LINKE und Obfrau im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen
weiter:

"Es ist einfach nur grotesk, dass Banu Özdemir wegen der 'öffentlichen
Herabwürdigung religiöser Werte' der Prozess gemacht werden soll,
allein weil sie Videos auf Twitter geteilt hat, die zeigen, wie aus
mehreren Moschee-Lautsprechern in Izmir das italienische
Partisanenlied 'Bella Ciao' statt eines Muezzin-Aufrufs zum Gebet
abgespielt wurde. Die Verfolgung der CHP-Kommunalpolitikerin ist ein
weiteres Beispiel dafür, dass Meinungsfreiheit und Menschenrechte in
Erdogans Unterdrückungsstaat nichts gelten und jegliche Opposition
mundtot gemacht werden soll.

DIE LINKE fordert die Freilassung aller politischen Gefangenen in der
Türkei, darunter die Kölner Künstlerin Hozan Cane und Patrick K. aus
Gießen sowie die früheren HDP-Vorsitzenden Selahattin Demirtas und
Figen Yüksekdag. Die Kriminalisierung der demokratischen Opposition
muss beendet werden."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1208: Gemeinwohlorientierter Gesundheitsdatenschutz statt Spahns Mogelpackung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 26. Mai 2020

Gemeinwohlorientierter Gesundheitsdatenschutz statt Spahns Mogelpackung



"Die Covid-19-Pandemie wird von Gesundheitsminister Spahn genutzt, um
die Akzeptanz für das massenhafte Abfischen von Gesundheitsdaten in
der Bevölkerung zu erhöhen. Statt einer Verbesserung der
Mindeststandards für den Datenschutz, die angesichts des durch die
Krise ausgelösten Booms digitaler Anwendungen wie Telemedizin und
Gesundheits-Apps bitter nötig wäre, droht deren weitere Aushöhlung.
Wir brauchen endlich ein weitrechendes Datenschutzkonzept, dass das
Patienteninteresse voranstellt. Die geltende Delikthaftung muss durch
eine Gefährdungshaftung für alle Telematik-Anwendungen ersetzt werden.
Nur so kann garantiert werden, dass die Folgen von Datenmissbrauch
nicht auf die Versicherten abgewälzt werden", erklärt Achim Kessler,
gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag,
mit Blick auf die öffentliche Anhörung zum
Patientendaten-Schutz-Gesetz im Gesundheitsausschuss am 27. Mai.
Kessler weiter:

"Der Name Patientendaten-Schutz-Gesetz ist irreführend, denn der
Gesetzesentwurf sieht vor, eben diesen Schutz durch die Freigabe von
Daten der elektronischen Patientenakte (ePA) für wissenschaftliche
Forschungszwecke zu konterkarieren. Das Netzwerk Datenschutzexpertise
kommt zu dem Schluss, dass Betroffene zu Recht der Nutzung ihrer Daten
gegenüber skeptisch sein sollten, da keine Garantien zumSchutz ihrer
Daten vorgesehen sind. Die Forschungsdatenregelung verstoße gegen
europäisches Verfassungsrecht und die Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO). Mit dem Gesetzesentwurf wird zudem, wie der Chaos Computer
Club (CCC) in seiner Stellungnahme anmerkt, auf ein unsicheres
Verfahren von Zugangsberechtigungen zur Telematikinfrastruktur
gesetzt. Auch der Bundesdatenschutzbeauftragte attestiert dem
Gesetzesentwurf schwerwiegende datenschutzrechtliche Mängel.

Da DIE LINKE die organisierte Verantwortungslosigkeit gegenüber den
Versicherten und die gesetzlich vorgesehene Wirtschaftsförderung
privater IT-Konzerne nicht mittragen wird, haben wir selbst zwei
Anträge in den Bundestag eingebracht, 'Patienteninteresse voranstellen
und gemeinwohlorientierten Gesundheitsdatenschutz einführen'
(BT-Drs. 19/18944) und 'Elektronisches Rezept freiwillig und sicher
ausgestalten' (BT-Drs. 19/18943)."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2258: Bernd Riexinger zu Mindestlohn-Vorstoß von CDU-Wirtschaftspolitikern


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Riexinger zu Mindestlohn-Vorstoß von CDU-Wirtschaftspolitikern



Zum Vorstoß der AG Wirtschaft und Energie der CDU-Bundestagsfraktion,
den Mindestlohn zu senken, die Arbeitszeitregelungen aufzuweichen und
die Lohnnebenkosten um den Preis von Sozialkürzungen zu deckeln sagt
Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Dass CDU-Wirtschaftspolitiker die Corona-Krise nutzen wollen, um
Mindestlöhne zu senken und Arbeitnehmerrechte zu verschlechtern ist
schäbig. Was die CDU-Wirtschaftspolitiker fordern, wäre kein Beitrag
zur Lösung der Krise, sondern ein dickes Geschenk an ihre
Unternehmer-Kumpane. Es zeigt, wohin aus ihrer Sicht die Reise geht:
Die Gering- und Normalverdienenden sollen nach dem Willen der Konzerne
und ihrer Freunde in der Politik die Kosten der Krise bezahlen, die
Reichen würden die Gewinner sein.

Der aktuelle Mindestlohn ist mit 9,35 Euro noch immer ein Armutslohn.
Erst bei einem Mindestlohn von 13 Euro pro Stunde bekommt man nach
einem langen Berufsleben im Alter eine Rente oberhalb der
Grundsicherung. Der DGB hat aber kürzlich in einer Studie
festgestellt, dass selbst der geringe Mindestlohn vielen Beschäftigten
vorenthalten wird. Insgesamt wurden Beschäftigte in dem untersuchten
Jahr auf kriminellem Wege um 25 Milliarden Euro gebracht.

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2257: Bernd Riexinger zum Ergebnis der Lufthansa-Verhandlung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Zum Ergebnis der Verhandlung über die Beteiligung des Bundes am Flugunternehmen Lufthansa sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:



"Das Verhandlungsergebnis ist ein schlechter Witz. Das
Lufthansa-Management hat das Poker-Spiel gewonnen. Geld ohne klare
Gestaltungsmöglichkeiten lautet das Fazit. Die Bundesregierung hat
damit eine Chance vertan. Den Preis dafür bezahlen die Beschäftigten
und die Steuerzahler. Auch beim Klimaschutz bleibt es trotz einiger
sinnvoller Aspekte hinter den Möglichkeiten zurück.

Im schlimmsten Fall stehen jetzt Tausende Jobs auf dem Spiel. Die
Bundesregierung hätte es in der Hand gehabt, die Vergabe von
Staatshilfen an klare Bedingung zu knüpfen, die die Jobs erhalten, die
betriebliche Mitbestimmung der Beschäftigten ausbaut und den Konzern
im Sinne der Klimaziele ökologisch umbaut. Sie entzieht sich aus
ideologischen Gründen ihrer politischen, regulativen Verantwortung.
Offensichtlich soll der Staat den Konzern retten, die Risiken
übernehmen und sich danach wieder rausziehen.

Perspektivisch braucht es eine grundsätzliche Regulierung des
Flugverkehrs. Eine Branche, die dramatische Folgen für das Klima haben
kann, darf nicht unreguliert bleiben. Fluggesellschaften gehören in
staatliche Hand."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9844: Heute im Bundestag Nr. 537 - 26.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 537

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 26. Mai 2020, Redaktionsschluss: 14.13 Uhr

1. Rückforderungen von Sozialleistungen

2. Überarbeitung von Polizeidienstvorschrift

3. Grenzschließung zu Frankreich

4. Motive des Attentäters von Hanau

5. Minister bei Fraktionsveranstaltungen



1. Rückforderungen von Sozialleistungen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die "Beitreibung von Sozialleistungen im
grenzüberschreitenden Kontext" geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/19264) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/18406). Wie die Bundesregierung darin ausführt, werden bei der
Bundesagentur für Arbeit (BA) die Rückforderungen von Leistungen und
die Nationalitäten der Leistungsberechtigten und Leistungsbezieher in
verschiedenen und getrennt geführten IT-Verfahren vorgehalten. In dem
IT-Verfahren, in dem die Rückforderungen auswertbar sind, ist die
Nationalität der entsprechenden Kunden der Antwort zufolge nicht
hinterlegt. Eine Zuordnung der Rückforderungen zur Nationalität der
Schuldner sei daher nicht möglich.

 * 

2. Überarbeitung von Polizeidienstvorschrift

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Polizeidienstvorschrift 300 ,Ärztliche
Beurteilung der Polizeidiensttauglichkeit und der
Polizeidienstfähigkeit' (PDV 300)" ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/19274) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/17889). Darin schrieben die Abgeordneten, dass in der
derzeit noch geltenden PDV 300 "mehrere Diskriminierungsfaktoren,
insbesondere zulasten von trans* Personen und Menschen mit sogenannten
intergeschlechtlichen Körpermerkmalen, identifiziert worden" seien.
Ihre Überarbeitung sei für 2020 avisiert worden.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, befindet sich der
Entwurf der überarbeiteten PDV 300 zurzeit in der
Bund-Länder-Abstimmung. Diese obliege der Vorschriftenkommission des
Arbeitskreises (AK) II "Innere Sicherheit". Zu welchem Zeitpunkt diese
Abstimmung abgeschlossen ist und wann die überarbeitete PDV 300 in
Kraft treten kann, ist den Angaben zufolge "zum gegenwärtigen
Zeitpunkt nicht bekannt, dies insbesondere aufgrund der derzeitigen
Covid-19-Lage".

 * 

3. Grenzschließung zu Frankreich

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Grenzschließung zwischen Deutschland und
Frankreich thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/19294). Wie sie darin ausführt, hat Deutschland im Zuge der
Covid-19-Pandemie am 16. März 2020 Grenzübergänge nach Frankreich
geschlossen und Grenzkontrollen eingeführt. Wissen wollen die
Abgeordneten, ob die Bundesregierung die Grenzschließungen mit der
französischen Regierung abgestimmt hat. Auch fragen sie unter anderem
danach, wie die französische Regierung auf zwischenstaatlicher Ebene
auf die Grenzschließungen reagiert hat.

 * 

4. Motive des Attentäters von Hanau

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit den "Motiven des Attentäters von Hanau" befasst
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19300). Danach
sieht die Fraktion Klärungsbedarf "aufgrund der sehr frühen Einordnung
der Tat als eindeutig rassistisch motivierter Terroranschlag vor
Abschluss der Ermittlungen". So will sie wissen, ob der Täter nach
derzeitigem Kenntnisstand zuvor in stationärer psychiatrischer
Behandlung war und ob es gegebenenfalls "im Rahmen der psychiatrischen
Behandlungen Anzeichen für rassistische Motive" gab. Auch fragt sie
unter anderem danach, ob die Bundesregierung bestätigen kann, "dass es
grundsätzlich psychisch auffällige Täter geben kann, die
beispielsweise aus reinen Aufmerksamkeitsgründen bestimmte Straftaten
als Nachahmer begehen, von denen sie allerdings nicht ideologisch im
Vorfeld überzeugt sind".

 * 

5. Minister bei Fraktionsveranstaltungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, welche Bundesminister,
Staatssekretäre und oder Parlamentarischen Staatssekretäre seit Beginn
der Legislaturperiode "von jeweils welchen Fraktionen des Deutschen
Bundestages zur Teilnahme an jeweils welchen Veranstaltungen der
jeweiligen Bundestagsfraktionen" eingeladen wurden. Auch erkundigt sie
sich in einer Kleinen Anfrage (19/19258) danach, welche
Bundesminister, Staatssekretäre und oder Parlamentarischen
Staatssekretäre seit Beginn der Legislaturperiode an welchen
Veranstaltungen welcher Bundestagsfraktionen teilgenommen haben.

 * 
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BUNDESTAG/9843: Heute im Bundestag Nr. 536 - 26.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 536

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 26. Mai 2020, Redaktionsschluss: 12.45 Uhr

1. Obhutspflicht im Abfallrecht

2. Änderung der Altölverordnung

3. Psychotherapeutische Versorgung stärken

4. Zuwendungen des Auswärtigen Amts

5. Förderung der deutschen Sprache



1. Obhutspflicht im Abfallrecht

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Das Abfallrecht steht vor umfassenden Änderungen.
So will die Bundesregierung mit einem Gesetzentwurf (19/19373) das
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) sowie das Elektro- und
Elektronikgerätegesetz ändern, um insbesondere die Vorgaben des
EU-Legislativpakets zur Kreislaufwirtschaft umzusetzen. Zudem sollen
mit dem Entwurf Verordnungsermächtigungen erlassen werden, um die
Einwegkunststoff-Richtlinie umzusetzen. Darüber hinaus werde mit dem
Entwurf "eine weitere ökologische Fortentwicklung des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes angestrebt", schreibt die
Bundesregierung. Eingeführt wird dazu unter anderem eine Obhutspflicht
für Produktverantwortliche, die künftig dafür sorgen soll, dass
retournierte Waren nicht mehr aus wirtschaftlichen Gründen vernichtet
werden dürfen. Der Bundesrat fordert in seiner Stellungnahme, bei der
Obhutspflicht zügig konkretisierende Verordnungen zu erlassen.

Das am 4. Juli 2018 in Kraft getretene Legislativpaket umfasst den
Angaben zufolge Änderungen der Abfallrahmenrichtlinie, der
Verpackungsrichtlinie, der Elektroaltgeräterichtlinie, der
Batterierichtlinie, der Altfahrzeugrichtlinie und der
Deponierichtlinie. Teile des Paketes sollen laut Bundesregierung in
separaten Verordnungsvorhaben umgesetzt werden.

Als wesentliche Änderungen des vorliegenden Entwurfes führt die
Bundesregierung unter anderem die Stärkung der Vermeidung und
Verwertung von Abfällen an. Beispielsweise werden demnach
Recycling-Quoten erhöht und fortgeschrieben, die Pflicht zur
Getrenntsammlung gestärkt und die im KrWG normierte
Produktverantwortung erweitert.

Als "flankierende nationale Regelungen in der Zielrichtung der
Abfallrahmenrichtlinie" führt der Entwurf unter anderem "Neuerungen
bei der Beschaffung der öffentlichen Hand und die Erweiterung der
Produktverantwortung in Richtung einer Obhutspflicht" an. Durch die
Obhutspflicht ist laut Bundesregierung dafür zu sorgen, "dass die
Gebrauchstauglichkeit der Erzeugnisse erhalten bleibt und diese nicht
zu Abfall werden". Diese Regelung sei "ohne Vorbild in den bestehenden
unionsrechtlichen und nationalen Regelungen zur Produktverantwortung"
und dient demnach dazu, die Vernichtung retournierter Waren zu
verhindern. Sie soll durch Verordnungen konkretisiert werden.
Änderungen sind zudem bei der freiwilligen Rücknahme von Produkten
durch die Hersteller vorgesehen, die "im Lichte der aktuellen
Rechtsprechung neu geregelt" werde.

Der Bundesrat schlägt in seiner Stellungnahme zahlreiche Änderungen im
Detail vor. Grundsätzlich kritisch sieht die Länderkammer, dass ein
baldiger Gebrauch der Verordnungsermächtigungen zur Konkretisierung
der Obhutspflicht nicht geplant sei. "Die konkrete Umsetzung der in
der Abfallrahmenrichtlinie normierten erweiterten
Herstellerverantwortung wird damit in naher Zukunft nicht erreicht
werden können", heißt es in der Stellungnahme.

In ihrer Gegenäußerung betont die Bundesregierung, ein "umsichtiges
Vorgehen" zur Umsetzung der Verordnungsermächtigung anzustreben. Mit
der geplanten Norm, die nicht von der EU vorgeben sei, werde
"rechtliches Neuland" betreten". Als rein nationales Instrument würde
die Pflicht zudem nur deutsche Unternehmen treffen. "Die Ausgestaltung
der Obhutspflicht muss daher - auch mit Blick auf die gegenwärtige
Corona-Krise, die vor allem auch den Handel trifft - mit Augenmaß
erfolgen."

Der Nationale Normenkontrollrat weist in seiner Stellungnahme darauf
hin, dass die zahlreichen Verordnungsermächtigungen zur
Weiterentwicklung der herstellerseitigen Produktverantwortung
teilweise über eine 1:1-Umsetzung des Unionsrecht hinausgehen. Zudem
sei nachvollziehbar, "dass die betroffenen Produktgruppen, die
spezifischen Anforderungen hieran sowie der Regelungsadressatenkreis
erst bei der Verordnungsgebung konkretisiert werden. Die
möglicherweise signifikanten Folgekosten für Wirtschaft und Verwaltung
werden im Rahmen der jeweiligen Verordnungen quantifiziert", schreibt
der Normenkontrollrat.

 * 

2. Änderung der Altölverordnung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Verordnung

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat dem Bundestag erneut die
Änderung der Altölverordnung (19/19372) zur Zustimmung vorgelegt. Der
Bundesrat hatte in seiner Sitzung am 15. Mai 2020 dem bisherigen
Verordnungsentwurf der Bundesregierung mit Änderungsmaßgaben
zugestimmt. Diese Maßgaben hat die Bundesregierung mit der Neuvorlage
nach eigenen Angaben unverändert übernommen. Die Verordnung dient
insbesondere der Umsetzung EU-rechtlicher Vorgaben des
EU-Legislativpaketes zur Kreislaufwirtschaft.

 * 

3. Psychotherapeutische Versorgung stärken

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion fordert während der Coronakrise eine
Stärkung der psychotherapeutischen Versorgung. Schon vor Ausbruch der
Pandemie seien psychische Erkrankungen verbreitet gewesen. Die
durchschnittliche Wartezeit auf einen Therapieplatz habe bei 20 Wochen
gelegen, heißt es in einem Antrag (19/19416) der Fraktion.

Zu lange Wartezeiten verursachten neben individuellem Leiden hohe
Kosten für die gesetzliche Kranken- und Rentenversicherung durch
Krankschreibungen unter Bezug von Krankengeld und
Erwerbsminderungsrenten.

Die Abgeordneten fordern daher, die Budgetierung psychotherapeutischer
Behandlungen temporär aufzuheben, um dem gestiegenen Bedarf währen der
Pandemie zu begegnen. Psychotherapeuten ohne Zulassung zur Versorgung
von gesetzliche versicherten Patienten sollten mit in die Versorgung
einbezogen werden. Die Wartezeit auf einen Therapieplatz in der
Richtlinienpsychotherapie sollte auf maximal vier Wochen reduziert
werden.

 * 

4. Zuwendungen des Auswärtigen Amts

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Zuwendungspraxis des Auswärtigen Amtes steht im
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/19299). Die
Abgeordneten erkundigen sich unter anderem nach der Zahl der
bearbeiteten und unbearbeiteten Verwendungsnachweise seit 2010 und
fragen außerdem, in wie vielen Fällen Behörden Mängel, Fehler oder
andere Unregelmäßigkeiten bei Zuwendungen im Zuständigkeitsbereich des
Ministeriums festgestellt haben.

 * 

5. Förderung der deutschen Sprache

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Förderung der deutschen Sprache im Ausland
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19298).
Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, was sie unter einem
"starken Deutschlandbezug" bei dieser Förderung versteht und welcher
Zusammenhang ihrer Auffassung nach "jeweils zwischen dem Erwerb der
deutschen Sprache, kultureller Bildung und kulturellen Identitäten,
vor nationalem wie internationalem Hintergrund" besteht.

 * 
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BUNDESTAG/9842: Heute im Bundestag Nr. 535 - 26.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 535

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 26. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.16 Uhr

1. Expertenstreit um Wahlrechtsreform

2. Novellierung des Entsendegesetzes

3. FMSA gut in BaFin integriert

4. Grundsteuer-Umsetzung nicht gefährdet

5. EU-Konjunkturprogramm im Fokus

6. Förderung kultureller Bildung



1. Expertenstreit um Wahlrechtsreform

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Der von FDP-, Grünen- und Linksfraktion vorgelegte
Gesetzentwurf zur Änderung des Bundeswahlgesetzes (19/14672) stößt bei
Experten auf unterschiedliche Reaktionen. Das wurde während einer
öffentlichen Anhörung des Innenausschusses am Montag deutlich. Ziel
des Entwurfes ist es, den Bundestag bei künftigen Wahlen zu
verkleinern. Vorgesehen ist, das System der personalisierten
Verhältniswahl beizubehalten, aber die Zahl der sogenannten
Überhangmandate "und somit auch die Zahl der durch sie erforderlich
werdenden Ausgleichsmandate" deutlich zu reduzieren. Dazu soll das
Verhältnis von Listen- und Direktmandaten nach dem Willen der drei
Fraktionen zugunsten der Listenmandate auf etwa 60 zu 40 verändert
werden. Außerdem soll die Zahl der Wahlkreise von 299 auf 250
verringert, die Gesamtsitzzahl dagegen von 598 auf 630 erhöht werden.
Zudem soll dem Gesetzentwurf zufolge "eine Vorabverteilung von Sitzen
auf die Parteien in den Ländern" entfallen, da auch dieses sogenannte
Sitzkontingentverfahren "zu unnötigem Ausgleichbedarf für andere
Parteien" führe.

Professor Joachim Behnke von der Zeppelin Universität Friedrichshafen
sieht in Sachen Wahlrechtsreform "dringenden Handlungsbedarf". Aus
seiner Sicht ist die von den drei Oppositionsfraktionen geplante
Abschaffung der Bildung von Ländersitzkontingenten auf Basis der
Bevölkerungszahlen "unbedingt zu begrüßen". Gleiches gelte für die
Reduktion der Anzahl der Wahlkreise, die laut Behnke - bei
Beibehaltung des personifizierten Verhältniswahlrechts - das
effektivste und minimalinvasivste Mittel darstellt, um eine
Vergrößerung des Bundestags abzudämpfen oder zu vermeiden.

Nach Auffassung von Ridvan Ciftci von der Universität Bielefeld ist
die "maßvolle Erhöhung" der Sollsitzzahl von 598 auf 630 unter
verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten unproblematisch. Die
Reduzierung der Anzahl der Wahlkreise, die unumgänglich zu deren
Vergrößerung in der Fläche und zu einer höheren Bevölkerungszahl pro
Wahlkreis führe, ist laut Ciftci in der durch den Gesetzentwurf
geplanten Form ebenfalls verfassungsrechtlich unproblematisch. Anders
verhalte es sich mit der Möglichkeit der Schaffung einer internen
Listenverrechnung über Ländergrenzen hinweg. Das Bundesstaatsprinzip
des Grundgesetzes verlange schließlich eine angemessene Vertretung der
einzelnen Länder im Bundestag, sagte er.

Professor Michael Elicker von der Universität des Saarlandes hält
hingegen die Abschaffung des Sitzkontingentverfahrens für einen
"Schritt in die richtige Richtung". Denkbar sei aber auch, auf die
"Föderalisierung des Bundestagswahlrechts" insgesamt zu verzichten, zu
Gunsten eines unitarischen Wahlgebietes. Die Parteien, so Elicker,
könnten ihre Kandidaten auf eine Bundesliste bringen. Eine
Segmentierung des Wahlgebietes in Landeslisten sei möglich, "aber
nicht verfassungsrechtlich geboten". Skeptisch bewertete er das
Vorhaben, die Anzahl der Wahlkreise auf 250 abzusenken.
Überhangmandate gebe es dann immer noch, sagte Elicker. Im Übrigen
glaube er nicht, dass eine solche Reduzierung noch rechtzeitig vor der
nächsten Bundestagswahl möglich sei.

Professor Bernd Grzeszick von der Universität Heidelberg hält den
Gesetzesentwurf für problematisch. "Zugunsten des nicht durchweg
überzeugenden Zieles der Begrenzung auf 630 Abgeordnete wird durch den
Wegfall des Sitzkontingentverfahrens die föderale Gliederung des
parteipolitischen Systems vernachlässigt", befand er. Darüber hinaus
begünstige die erhebliche Reduktion der Anzahl der Wahlkreise
Bürgerferne, Schwächung der Kommunikation und geringe Responsivität
des Parlaments und führe zu einer Steigerung des Einflusses der
Parteien. Grzeszick hält zudem die in der Begründung zu dem
Gesetzentwurf zu findende Aussage, dass unausgeglichene
Überhangmandate nicht akzeptabel seien, für nicht nachvollziehbar.

Auch Professor Heinrich Lang von der Universität Greifswald sah das so
und verwies auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts,
wonach bis zu 15 unausgeglichene Überhangmandate hinnehmbar seien.
Lang warnte wie sein Vorredner von einer Absenkung der Anzahl und der
damit verbundenen Vergrößerung der Wahlkreise. Nicht akzeptabel sei
zudem eine Kappung der Direktmandate auf den Wert, der durch die
Zweitstimmen gedeckt ist. Mit Blick auf die Zahl der Sitze im
Bundestag sagte er, dass nirgendwo eine Obergrenze vorgegeben sei.
Diese sei allenfalls erreicht, wenn die Funktionsfähigkeit des
Parlaments in Frage gestellt sei. "Das ist sie bei weitem nicht",
sagte Lang und befand, dass ein Parlament mit 800 Abgeordneten
durchaus auch Vorteile mit sich bringen könne.

Anders lautete die Bewertung von Professor Christoph Schönberger. Kein
demokratisches Parlament der Welt habe mehr Abgeordnete als der
Deutsche Bundestag, was ein deutliches Indiz dafür sei, "dass wir
nicht noch viel weiter nach oben gehen sollten", sagte er. Im
Gegensatz zu seinen beiden Vorrednern hält Schönberger eine Kappung
bei den Direktmandaten unter gewissen Umständen für "mit dem
Grundgesetz vereinbar". Nicht akzeptabel sei es hingegen, die zum
Ausgleich eingesetzten Listenmandate zu begrenzen. Dadurch entstünden
unausgeglichene Überhangmandate in nicht vorhersehbarer Zahl, was die
proportionale Verteilung der Sitze nach dem Zweitstimmenergebnis der
Parteien in einer Weise verzerrt, "die den Grundcharakter der
Bundestagswahl als Verhältniswahl in Frage stellen würde", befand
Schönberger.

Robert Vehrkamp, Politikforscher bei der Bertelsmann Stiftung, verwies
auf Simulationsrechnungen auf der Basis von 1.036 umfragebasierten
Wahlergebnisvarianten der letzten zehn Jahre, wonach der Gesetzentwurf
in 927 von 1.036 Fällen (90 Prozent) eine Regelgröße von 630 erreicht.
Im Vergleich dazu, so Vehrkamp, erreiche das geltende
Bundestagswahlrecht in keinem der 1.036 Fälle seine Regelgröße von 598
und führe in 537 Fällen(52 Prozent) zu mehr als 650, und davon in 252
Fällen (24 Prozent) zu mehr als 700 Mandaten. "Die Umsetzung des
vorliegenden Gesetzentwurfes ist der geltenden Rechtslage deshalb
eindeutig vorzuziehen", urteilte er. Zur Ergänzung des Vorschlags um
eine garantierte Obergrenze biete sich als zusätzliches Instrument die
Einführung einer Kappungsgrenze an, sagte Vehrkamp. Abzulehnen sei
hingegen "die mit großer Wahrscheinlichkeit verfassungswidrige
vorsätzliche Wiedereinführung unausgeglichener Überhangmandate".

 * 

2. Novellierung des Entsendegesetzes

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf
(19/19371) zur Novellierung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG)
vorgelegt, mit dem eine EU-Änderungsrichtlinie in nationales Recht
umgesetzt werden soll. Nach der Vorlage, die am Freitag erstmals auf
der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht, sollen bundesweite
allgemeinverbindliche Tarifverträge nicht mehr nur im Baugewerbe
gelten, sondern "in allen Branchen nach dem AEntG auf Arbeitgeber mit
Sitz im Ausland Anwendung" finden, wenn sie Arbeitnehmer im Inland
beschäftigen.

Mit dem Gesetzentwurf soll zudem laut Bundesarbeitsministerium
sichergestellt werden, dass etwa Überstundensätze oder Schmutz- und
Gefahrenzulagen sowie Sachleistungen des Arbeitgebers künftig für alle
in Deutschland tätigen Arbeitnehmer geleistet werden müssen. Auch
verhindert der Gesetzentwurf den Angaben zufolge, dass Geld, das der
Arbeitnehmer zur Erstattung seiner Aufwendungen erhält, auf die
Entlohnung angerechnet wird. Ferner regelt er unter anderem die
Anforderungen an Unterkünfte, die vom Arbeitgeber gestellt werden.
Nicht gelten sollen die vorgesehenen Neuregelungen für den
Straßenverkehrssektor.

 * 

3. FMSA gut in BaFin integriert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat ein positives Fazit der
Integration der früheren Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung
(FMSA) in die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
gezogen. Die Vorgaben des Gesetzes zur Neuordnung der Aufgaben der
Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung hätten "dank des großen
und gemeinsamen Engagements der beteiligten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie Behörden pünktlich zum 1. Januar 2018 umgesetzt
werden" können, heißt es in einer Antwort der Regierung (19/19318) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/18899). Die personelle
Integration der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der ehemaligen FMSA
sei bereits frühzeitig vorbereitet worden. Von den 82 Beschäftigten
der FMSA seien 63 in der BaFin tätig. 19 hätten die BaFin aus
unterschiedlichen Gründen wieder verlassen.

 * 

4. Grundsteuer-Umsetzung nicht gefährdet

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Corona-Pandemie soll nicht zu einer wesentlichen
Verzögerung bei den Arbeiten zur Umsetzung der Grundsteuerreform
führen. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19317) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/18898) mit. Zu einem der
Finanzministerkonferenz vorgelegten Bericht über den Stand der
Umsetzungsmaßnahmen zur Reform der Grundsteuer erklärt die
Bundesregierung, darin würden keine Bereiche insoweit als kritisch
betrachtet, dass sie die Umsetzung gefährden könnten.

 * 

5. EU-Konjunkturprogramm im Fokus

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Ziele der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im
Videopodcast der Bundeskanzlerin vom 25.04.2020" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage (19/19283) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten
erkundigen sich darin unter anderem nach dem Mehrjährigen Finanzrahmen
der EU im Kontext des angekündigten Konjunkturprogrammes sowie nach
Aussagen der Kanzlerin zum Aufbau eines europäischen
Gesundheitssystems, zu einer europäischen Finanztransaktionssteuer und
zu einem gemeinsamen Emissionshandel für Schiffe.

 * 

6. Förderung kultureller Bildung

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach kultureller Bildung im internationalen Kontext
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19297).
Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie sie kulturelle
Bildung definiert, auf welche Art und Weise sie diese international
fördert und welche Rolle kulturelle Identitäten dabei spielen.

 * 
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BUNDESTAG/9841: Heute im Bundestag Nr. 534 - 26.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 534

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 26. Mai 2020, Redaktionsschluss: 09.13 Uhr

1. Flächendeckend Landstrom an Häfen

2. Nutzung von Satelliteninternet

3. Bahn plant Unterführungen und Brücken

4. Linksfraktion fragt nach Drohneneinsätzen

5. Anträge auf Computerspieleförderung

6. AfD fragt nach fertiggestellten Bahnhöfen



1. Flächendeckend Landstrom an Häfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für die deutschen Häfen soll nach Angaben der
Bundesregierung Landstrom "flächendeckend zur Verfügung gestellt
werden". Die umweltfreundliche Alternative zur konventionellen
Bordstromerzeugung sei im Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung
mit entsprechenden Maßnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit
verankert, heißt es in der Antwort der Regierung (19/19054) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18423). Damit die
Schifffahrt auf Landstrom und emissions- sowie luftschadstoffarme
Kraftstoffe umsteigen kann, würden einzelne Strompreisbestandteile für
Landstrom gesenkt und emissions- und luftschadstoffärmere Kraftstoffe
vorübergehend gefördert, heißt es in der Antwort.

 * 

2. Nutzung von Satelliteninternet

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung sieht einer Antwort (19/19045)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18766) zufolge
Satelliteninternet, insbesondere unter Verwendung geostationärer
Satelliten, "als eine geeignete Breitbandtechnologie an". Auf die
Frage, was gegen eine Nutzung des Satelliteninternets für Behörden und
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) und die Bundeswehr
spräche, heißt es in der Antwort: Sowohl Behörden und Organisationen
mit Sicherheitsaufgaben als auch Betreiber kritischer Infrastrukturen
seien unter anderem auf eine Versorgung innerhalb von Gebäuden
angewiesen. Diese "Indoor-Versorgung" lasse sich wegen der
physikalischen Ausbreitungsbedingungen nur mit niedrigen Frequenzen
herstellen. Eine direkte Versorgung über diese Frequenzen durch ein
Satellitensystem bedinge wiederum eine niedrige Kapazität des
entsprechenden Systems, mit dem sich der Kommunikationsbedarf nicht
decken ließe.

Dagegen sei die Nutzung von Satellitenverbindungen unter freiem Himmel
möglich, "aufgrund von Größe und Komplexität der Endgeräte und ihrer
Antennen aber nicht für jedes Einsatzszenario beziehungsweise für jede
Anwendung geeignet", schreibt die Regierung. Ein im Auftrag des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) erstelltes
Gutachten des Wissenschaftlichen Instituts für Infrastruktur und
Kommunikationsdienste (WIK) habe ergeben, dass alle Satellitensysteme
unabhängig von der Umlaufbahn wegen der unzureichenden
Durchdringungseigenschaften nicht den Anforderungen für die
energiewirtschaftliche Telekommunikation genügen - insbesondere nicht
für die flächendeckende Anbindung von Smart-Meter-Gateways.

 * 

3. Bahn plant Unterführungen und Brücken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Den aktuellen Planungen der Deutschen Bahn AG (DB
AG) zufolge werden in den kommenden vier Jahren 86
"Bahnübergangsbeseitigungen" mittels Über- oder Unterführungen
durchgeführt, bei denen eine kommunale Straße an einem höhengleichen
Bahnübergang einen Schienenweg kreuzt. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/19109) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/17924) hervor. Für diese Maßnahmen werden
der Vorlage zufolge voraussichtlich Gesamtkosten in Höhe von 533,9
Millionen Euro anfallen, von denen der Bund voraussichtlich 303
Millionen Euro übernehmen wird.

In der Antwort wird zudem darauf verwiesen, dass sich die
Verwaltungskompetenz des Bundes nach Artikel 87e Grundgesetz auf die
Eisenbahnen des Bundes beschränkt. "Die Förderung von
Eisenbahnkreuzungsmaßnahmen im Zuge von Strecken nichtbundeseigener
Eisenbahnen liegt in der Zuständigkeit der Länder", schreibt die
Bundesregierung.

 * 

4. Linksfraktion fragt nach Drohneneinsätzen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Bestellungen von Drohnenflügen bei der Europäischen
Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/19114). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche deutsche
Behörde für welchen Zeitraum und für welchen Zweck bei der
Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA)
Drohneneinsätze angefordert hat. Gefragt wird auch, wo und von wem die
aufgenommenen Daten verarbeitet werden.

 * 

5. Anträge auf Computerspieleförderung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Angaben der Bundesregierung wurden alle für die
Computerspieleförderung des Bundes entsprechend der Förderrichtlinie
"De-Minimis-Beihilfe" eingegangenen 380 Projektskizzen "begutachtet
und entsprechende Rückmeldungen gegeben". Zum aktuellen Stand seien
169 formale Anträge auf Förderung gestellt worden, wovon 69 bewilligt
worden und die restlichen Anträge in Bearbeitung seien, heißt es in
der Antwort der Bundesregierung (19/19069) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/18761).

 * 

6. AfD fragt nach fertiggestellten Bahnhöfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die "Stationsoffensive der DB Station&Service
AG" interessiert sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/19172). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, welche Bahnhöfe und Haltepunkte in welchen
Bundesländern seitens der DB Station&Service AG im Rahmen ihres
Projekts Stationsoffensive bis zum 31. Dezember 2019 fertiggestellt
oder begonnen worden sind. Gefragt wird auch, wie hoch die jeweiligen
Investitionskosten je fertiggestellter Station sowie die kalkulierten
Investitionskosten je begonnener Station sind.

 * 
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BUNDESTAG/9840: Heute im Bundestag Nr. 533 - 26.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 533

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 26. Mai 2020, Redaktionsschluss: 08.55 Uhr

1. Experten kritisieren Karlsruher EZB-Urteil

2. Internationaler Seeverkehr wird erleichtert

3. Wettbewerb bei Wartungen von Zügen



1. Experten kritisieren Karlsruher EZB-Urteil

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG)
zum Anleihekaufprogramm der Europäischen Zentralbank (EZB) ist bei
Experten im Bundestag auf erhebliche Kritik gestoßen. In einer
öffentlichen Anhörung des Europaausschusses am Montag, dem 25. Mai
2020, sprachen zahlreiche Sachverständige von einer
Kompetenzüberschreitung der Karlsruher Richter und warnten den
Bundestag davor, den Konflikt infolge des Urteils weiter eskalieren zu
lassen.

"Die europäische Rechtsgemeinschaft steht auf dem Spiel", urteilte
Franz C. Mayer von der Universität Bielefeld. Der Richterspruch sei
ein Angriff auf die Unabhängigkeit der EZB sowie des Europäischen
Gerichtshofs (EuGH), der die Anleihekäufe 2018 gebilligt hatte.
Absehbar würde dies weitere Klagen nach sich ziehen, warnte Mayer mit
Blick unter anderem auf das gerade beschlossene
Pandemie-Notfallankaufprogramm PEPP. Für Bundestag und Bundesregierung
bleibe "rätselhaft", was das BVerfG von ihnen verlange. Seiner Ansicht
nach haben beide hinsichtlich der von den Richtern geforderten
Verhältnismäßigkeitsprüfung, auf die sie gegenüber der EZB hinwirken
sollen, "weiten Spielraum".

Von einem "Fehlurteil" sprach Bernhard W. Wegener von der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg. In dem das
Bundesverfassungsgericht die europäischen Kompetenzen einhegen wolle,
überziehe es seine eigenen "in eklatanter Art und Weise". Der im
Urteil aufgeworfene Maßstab der Verhältnismäßigkeit sei in einer
Rechtsgemeinschaft zudem "an jeder Stelle und zu jedem Zeitpunkt"
streitbar. Dem Bundestag empfahl Wegener, sich inhaltlich von dem
Beschluss abzugrenzen. Außerdem sollten die Abgeordneten die
Unabhängigkeit von EuGH und EZB betonen und die EZB bitten, ihnen die
eigene Einschätzung zu bestätigen, nach der an der Verhältnismäßigkeit
des PSPP-Programms keine Zweifel bestünden.

Ähnlich äußerte sich Martin Höpner vom Max-Planck-Institut für
Gesellschaftsforschung (MPIfG). Die an die EZB gerichtete Bitte auf
eine Verhältnismäßigkeitsprüfung sollte der Bundestag um eine
Erklärung ergänzen, in der unter anderem klargestellt würde, dass er
keine Eingriffe in den Instrumentenkasten der EZB wünsche und
bezwecke.

Christian Walter (Ludwig-Maximilians-Universität München) sprach wegen
der Verpflichtung auf die Unabhängigkeit der EZB von einer "heiklen
politischen und rechtlichen Situation" für den Bundestag. Das
Bundesverfassungsgericht nehme das Parlament in die Pflicht, weil ihm
selbst die "Kastrationsbefugnis gegenüber den Rechtsakten der EU
fehle". Dies stelle eine "weitgehende Instrumentalisierung von
Verfassungsorganen" dar. Walter betonte, die Reaktion der Abgeordneten
könne nicht über eine "vorsichtig formulierte Bitte" hinausgehen.

Auch Claus-Dieter Classen von der Universität Greifswald warnte, das
Urteil habe das Potenzial, eine "große Krise" auszulösen. Der
Bundestag könne nur Rechtspositionen formulieren, inwieweit diese die
EZB beeindrucken würden, bleibe aber abzuwarten.

Marcel Fratzscher vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW) legte das Augenmerk auf das Mandat der EZB, wonach deren Aufgabe
sei, die Preisstabilität zu wahren. Würde dieses Mandat eingeschränkt,
gefährde dies die Glaubwürdigkeit und Effektivität der Zentralbank.
"Wie kann eine Geldpolitik, die versucht, ihr Mandat zu erfüllen,
nicht verhältnismäßig sein?", fragte Fratzscher.

Christian Callies von der Freien Universität Berlin betonte ebenfalls
das vorrangige Ziel der Preisstabilität. Zwar könne die EZB
ausnahmsweise gerichtlich kontrolliert werden, wenn sie ihr Mandat
überschreite. Nach der Konzeption der EU-Verträge sei dafür jedoch
nicht das BVerfG, sondern der EuGH zuständig. Der Bundestag könne, so
er denn mehrheitlich der Meinung wäre, dass die EZB mit dem
PSPP-Programm ihr Mandat überschreite, eine Entschließung
verabschieden, in der er die Bundesregierung zu einer
Nichtigkeitsklage vor dem EuGH auffordere. Bernhard W. Wegener verwies
jedoch darauf, dass der Bundestag diese Rechtsauffassung aber nie
geteilt habe.

Kritischer gegenüber der EZB und der Rolle der EU-Mitgliedstaaten
äußerten sich Jürgen Rocholl von der European School of Management and
Technology (ESMT) und Dirk Meyer von der Helmut-Schmidt-Universität in
Hamburg. Rocholl wertete das Urteil als "Sprengstoff" für weitere
Aktionen der EZB und warnte davor, das Mandat der EZB zu weit
auszulegen. Deren Rolle sei in den vergangenen Jahren immer größer
geworden, sodass eine Überforderung drohe. Ein Grund dafür sei das
Versäumnis der politischen Ebene, mehr Schritte in Richtung
europäische Integration zu machen.

Nach Ansicht von Meyer ergibt die Analyse des PSPP-Programms in drei
Punkten Hinweise, dass die deutschen Verfassungsorgane ihrer
Integrationsverantwortung nicht ausreichend nachgekommen seien und es
unter anderem Verstöße gegen das Verbot zur monetären
Staatsfinanzierung gegeben habe. Um das zukünftig - etwa beim
Pandemie-Notfallankaufprogramm - zu verhindern, sprach er sich in
seiner Stellungnahme für eine institutionalisierte und regelmäßige
Kontrolle entsprechender Programme, beispielsweise durch den
Europaausschuss, aus.

 * 

2. Internationaler Seeverkehr wird erleichtert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung hat den "Entwurf eines Gesetzes
zu dem Übereinkommen vom 9. April 1965 zur Erleichterung des
Internationalen Seeverkehrs (FAL-Übereinkommen)" (19/19380) vorgelegt,
der am Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestags steht. Mit dem
Gesetzentwurf soll die Zustimmung des Bundestags zu dem Übereinkommen
einschließlich der Anlage in ihrer aktuell geltenden Fassung eingeholt
werden, schreibt die Bundesregierung. Dies sei erforderlich, "um der
völkerrechtlichen Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland
nachzukommen".

Ziel des Übereinkommens ist es den Angaben zufolge, den
internationalen Seeverkehr zu erleichtern und zu beschleunigen und
unnötige Verzögerungen für Schiffe und an Bord befindliche Personen
und Güter zu vermeiden. Hierzu bezwecke das Übereinkommen eine
Reduzierung, Vereinfachung und Vereinheitlichung von nationalen
Formalitäten, die beim Einlaufen, Aufenthalt und Auslaufen von zivilen
Seeschiffen in und aus Häfen der Vertragsparteien zu erfüllen sind,
heißt es in dem Gesetzentwurf.

 * 

3. Wettbewerb bei Wartungen von Zügen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Auf den Märkten für die Instandhaltung von
Triebzügen des Schienenpersonenfernverkehrs (SPFV) ist laut
Bundesnetzagentur ein fehlender Wettbewerb zu verzeichnen. Das geht
aus dem "Bericht über die Märkte für Wartungseinrichtungen für
Eisenbahnen" hervor, der als Unterrichtung durch die Bundesregierung
(19/19100) vorliegt. Unter fehlendem Wettbewerb litten demnach die
"betriebsnahe Instandhaltung von Triebzügen des SPFV" als auch die
"schwere Instandhaltung von Triebzügen des SPFV". Die
Bundesnetzagentur habe hier lediglich die Instandhaltung der Triebzüge
des Produktes Intercity-Express (ICE) der Deutschen Bahn AG (DB AG)
erfasst, die in konzerneigenen Wartungseinrichtungen erfolge. "Sollte
ein neuer Nachfrager auf dem Markt erscheinen, sähe er sich
gegenwärtig lediglich der DB AG als potentiellem Anbieter mit bereits
bestehenden Wartungseinrichtungen gegenüber", heißt es in dem Bericht.
Aufgrund der hohen technischen Komplexität von Triebzügen im SPFV
bestünden zudem hohe Markteintrittshürden.

Bei der Mehrheit der von der Bundesnetzagentur für den Bericht
definierten Märkte finde Wettbewerb statt, heißt es in der Vorlage.
Einen "stabilen Wettbewerb" gebe es auf sechs Märkten - wie etwa bei
der Instandhaltung von Diesellokomotiven, Güter- und Kesselwagen.
Diese Märkte seien vor allem geprägt durch rege Handelsbeziehungen,
ausgewogen verteilte Marktanteile der Anbieter von
Instandhaltungsleistungen, eine Vielzahl von Nachfragern und
Anbietern, eher niedrigen Markteintrittshürden und einer höheren
Zufriedenheit der Marktteilnehmer.

Einen "moderaten Wettbewerb" hat die Bundesnetzagentur der Vorlage
zufolge auf sechs Märkten erkannt. Sie zeigten schwächere
Handelsbeziehungen als die Märkte mit stabilem Wettbewerb. Bei allen
Märkten - außer dem Markt für die Instandhaltung von Gleisbau- und
Sonderfahrzeugen - seien Konzernunternehmen der DB AG mit einem hohen
Marktanteil vorherrschend. "Daraus könnten möglicherweise
Diskriminierungspotentiale erwachsen", heißt es in dem Bericht.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 25. Mai 2020, Redaktionsschluss: 17.41 Uhr

1. Chancen von Lernortkooperationen

2. 76 Mittelfehlverwendungen seit 2005

3. Erdbeben-Hilfen für Haiti abgeschlossen

4. Pandemie-Fonds der Weltbank

5. Folgen des Corona-Sofortprogramms



1. Chancen von Lernortkooperationen

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Experten aus Bildung und Wirtschaft sehen in der
Digitalisierung eine große Chance für eine intensivere Zusammenarbeit
von Betrieben, überbetrieblichen Bildungsstätten und Berufsschulen. In
einer öffentlichen Anhörung der Enquete-Kommission "Berufliche Bildung
in der digitalen Arbeitswelt" am Montagnachmittag zum Thema
"Optimierung der Lernortkooperation zwischen Betrieb,
überbetrieblicher Bildungsstätten und Berufsschulen bezüglich der
Herausforderungen durch die Digitalisierung" standen neben den
Potenzialen der Digitalisierung auch praktische Herausforderungen und
Hemmnisse für die Lernortkooperationen im Fokus.

So betonte Eugen Straubinger, Bundesvorsitzender des Bundesverbands
der Lehrkräfte für Berufsbildung e.V., zunächst die grundsätzliche
Bedeutung von Lernortkooperationen. Betriebe und Berufsschulen eine
das gemeinsame Ziel, "eine qualitativ hochwertige Ausbildung"
anzubieten. "Hierzu können und müssen Lernortkooperationen einen
wichtigen Beitrag leisten." Gerade in einer Zeit der digitalen
Transformation biete sich eine enge Kooperation geradezu an. Der
Verbandsvorsitzende wies auch auf das Hemmnis unterschiedlicher
Voraussetzungen bei den Betrieben hin: Größere Unternehmen verfügten
über größere finanzielle und personelle Ressourcen als kleinere
Betriebe wie etwa Handwerksfirmen, um Lernortkooperationen zu
gestalten. Allerdings habe die Corona-Krise auch gezeigt, dass es
gelingen könne, in kurzer Zeit Lernplattformen aufzusetzen und Schüler
"virtuell zu unterrichten". Als Voraussetzung für den Erfolg von
Lernortkooperationen nannte Straubinger unter anderem die Sicherung
des Lehrkräftenachwuchses und insbesondere eine moderne, digitale
Ausstattung von Berufsschulen.

Bernhard Wagner, Schulleiter an der Technischen Schule in Aalen, die
mit der Carl Zeiss AG im Rahmen des Kooperationsprojektes "Industrie
4.0.-Lernstation" zusammenarbeitet, betonte die Bedeutung einer engen
Abstimmung zwischen Ausbildungsbetrieben und Schule nicht nur über
zeitliche Abläufe, sondern auch über Ausbildungsinhalte und geplante
Anschaffungen. "Wir informieren regelmäßig auch über Beschaffungen von
Maschinen, Geräten und EDC-Programmen", berichtete Wagner. Dies
griffen vor allem größere Firmen auf, um nachzurüsten. Damit
Lernortkooperationen von der Digitalisierung profitierten, brauche es
in erster Linie "eine funktionierende, umfassende Bildungsplattform",
die datenschutzrechtlich unbedenklich sei, so der Schulleiter. Auch
der Urheberschutz und die Finanzierung sollte im Vorfeld geklärt sein.
Die IT-Ausstattung von Schulen und Betrieb müsse kompatibel sein,
sagte Wagner und drang auf die Entwicklung allgemeiner Standards.
Hinsichtlich der Nutzung digitaler Endgeräte sprach sich Wagner eine
"browserbasierte, herstellerunabhängige Lösung" aus.

Udo Martin Schlickenrieder, Ausbildungsleiter bei der Carl Zeiss AG
in Oberkochen, unterstrich in seinem Statement die Möglichkeit,
die die IT-Techniks biete, um Lernorte enger zu vernetzen und
Lerninhalte besser zu verzahnen. Im Rahmen des Kooperationsprojekts
"Industrie 4.0-Lernstation" profitierten die Auszubildenden ganz
praktisch von einer gemeinsam von Schule und Unternehmen entwickelten
Cloud-Lösung, über die zwei Lernfabriken in Schule und im Betrieb
miteinander verbunden seien. Die Plattform werde zudem erfolgreich für
die Vermittlung theoretischer Kenntnisse in Form sogenannter "hybrider
Trainings", darunter Videos und Webinare, genutzt, erklärte
Schlickenrieder.

Florian Mezger, Head of Talent Attraction der Zeiss-Gruppe,
bekräftigte, Lernortkooperationen böten "enorme Chancen", neben
Schulen und größeren Unternehmen auch kleinere Betriebe zu
integrieren. Sie ermöglichten es zudem, "komplexe Inhalte sehr
praxisnah zu vermitteln" und so einen hohen Lernerfolg zu zielen, so
Mezger. Das unterstütze nicht nur die Vorbereitung auf das
Berufsleben, sondern fördere auch "lebenslanges Lernen". Eine Hürde
zur Nutzung digitaler Technik für Lernortkooperationen sah der Experte
jedoch auch im Fehlen von Standards bei der technischen Infrastruktur.
Diese brauche es aber, so Wagner, damit auch "kleinere Betriebe"
teilnehmen könnten. Die nötige Qualifikation auf Seiten von Schulen
und Betrieben sei eine weitere Herausforderung für erfolgreiche
Lernkooperationen.

 * 

2. 76 Mittelfehlverwendungen seit 2005

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Im Rahmen der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit
sind nach Angaben der Bundesregierung seit 2005 insgesamt 76 Fälle von
bewussten Mittelfehlverwendungen festgestellt worden. Eine von der
AfD-Fraktion geforderte weitergehende Aufschlüsselung nach betroffenen
Projekten der staatlichen Zusammenarbeit und der jeweils
fehlverwendeten Summen sei jedoch nicht möglich, schreibt sie in einer
Antwort (19/18982) auf eine Kleine Anfrage (19/17310) der Fraktion.
Durch die Nennung eines einzelnen Projektes ließe sich der mögliche
Personenkreis über eine einfache Suche auf Grundlage anderweitig
verfügbarer Informationen ohne größeren Aufwand so stark eingrenzen,
"dass ein hohes Risiko bestünde, die Identität der Hinweisgebenden zu
offenbaren", heißt es zur Begründung. Die Veröffentlichung der
erfragten Informationen gehe mit einer direkten Gefahr für Leib und
Leben der Hinweisgebenden selbst und ihrer Familien einher und stehe
damit ihrem Grundrecht auf persönliche Unversehrtheit entgegen.

Die AfD hatte zuvor bereits in einer Kleinen Anfrage (19/13045) nach
Mittelfehlverwendungen in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
gefragt und die Antwort der Bundesregierung darauf als "unzureichend"
erachtet.

 * 

3. Erdbeben-Hilfen für Haiti abgeschlossen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hat nach dem schweren Erdbeben
im Jahr 2010 Projekte humanitärer Organisationen in Haiti im
Gesamtvolumen von 5,7 Millionen Euro unterstützt. Die umgesetzten
Vorhaben seien erfolgreich gewesen und weitestgehend abgeschlossen,
schreibt sie in einer Antwort (19/18985) auf eine Kleine Anfrage
(19/18058) der AfD-Fraktion. Die Einschätzung der Fragesteller, wonach
die Hilfen für Haiti gescheitert seien, teile sie nicht. Daher sehe
sie auch keine Veranlassung für weitergehende Schlussfolgerungen.

Haiti, heißt es in der Antwort weiter, sei kein Partnerland der
bilateralen deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Nach dem Erdbeben im
Jahr 2010 habe das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) entschieden, Haiti temporär beim
Wiederaufbau zu unterstützen. Fortgeführt werde die Einbindung Haitis
in die regionale Entwicklungszusammenarbeit mit der Karibik sowie die
Entwicklungszusammenarbeit mit Haiti im Rahmen des europäischen und
multilateralen Engagements der Bundesregierung.

 * 

4. Pandemie-Fonds der Weltbank

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hat seit Gründung der
Pandemie-Notfinanzierungsfazilität der Weltbank (PEF) im Jahr 2017 50
Millionen Euro für die Bargeldkomponente sowie 15 Millionen Euro in
die Versicherungskomponente eingezahlt. Das schreibt sie in einer
Antwort (19/19062) auf eine Kleine Anfrage ( 19/18235) der Fraktion
Die Linke. Daraus geht auch hervor, dass es im Rahmen der
Corona-Pandemie zu einer Ausschüttung aus der Versicherungskomponente
in Höhe von 195,84 Millionen US-Dollar kommen soll, um die ärmsten
Länder beim Umgang mit Covid-19 zu unterstützen.

Die Pandemic Emergency Financing Facility (PEF) der Weltbank sei ein
"innovatives Finanzierungsinstrument", mit dem erstmalig im Rahmen
eines Pilotverfahrens das Risiko einer Pandemie auch über eine
Rückversicherung am Kapitalmarkt abgesichert werde, betont die
Bundesregierung. Ziel sei es, eine schnelle und unbürokratische
Finanzierung für Reaktionsmaßnahmen auf Krankheitsausbrüche mit
Pandemiepotenzial zu ermöglichen. Außerdem sollten in
Niedrigeinkommensländern alternative Finanzierungsinstrumente für den
Kampf gegen Pandemien etabliert werden. Bislang seien über die PEF in
drei schnellen Auszahlungen insgesamt 61,4 Millionen US-Dollar zur
Verfügung gestellt worden, um zwei Ausbrüche von Ebolafieber in der
Demokratischen Republik Kongo einzudämmen.

 * 

5. Folgen des Corona-Sofortprogramms

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Das Corona-Sofortprogramm des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/19268) der FDP-Fraktion. Unter anderem wollen die
Abgeordneten wissen, aus welchen konkreten Haushaltstiteln die
geplanten Umschichtungen in Höhe von 1,15 Milliarden Euro vorgenommen
werden sollen und welche Projekte und Maßnahmen von Kürzungen
betroffen seien. Außerdem fragen sie, ob das BMZ trotzdem alle in
seinem Haushalt finanziell hinterlegten multilateralen Zusagen
einhalten werde.

 * 
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1. Expertenkritik an Reduktionsstrategie

2. Experten uneins über Grundrente

3. Umstrittene Regeln für Gewässerschutz

4. Ablösung der Staatsleistungen an Kirchen



1. Expertenkritik an Reduktionsstrategie

Ernährung und Landwirtschaft/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Die Nationale Strategie der Bundesregierung für die
Reduktion und Innovation von Zucker, Fetten und Salz in
Fertigprodukten enthält aus Sicht von Professor Hans Hauner von der
Technischen Universität München "eine Reihe handwerklicher Schwächen".
Während eines öffentlichen Fachgespräches zum Thema "Kompetenzcluster
Ernährungsforschung in Deutschland" im Ausschuss für Ernährung und
Landwirtschaft am Montagnachmittag sagte Hauner: "Die Initiative war
gut. Man darf es aber nicht als Selbstverpflichtung machen."
Erfahrungen aus dem Ausland zeigten, dass Selbstverpflichtungen ohne
klare Vorgaben und Sanktionsmöglichkeiten "in der Regel erfolglos
sind".

Der Ernährungsmediziner machte darauf aufmerksam, dass die Ernährung
in Deutschland nach wie vor bei weitem nicht dem entspräche, was etwa
die Deutsche Gesellschaft für Ernährung empfiehlt. Das Essen der
Deutschen sei im Durchschnitt immer noch viel zu energiereich und zu
fett, und enthalte zu viel Zucker und Stärke in hochverarbeiteten
Lebensmitteln, sagte Hauner. Obwohl bekannt sei, dass der Einfluss der
Ernährung auf die Gesundheit sehr stark ist - mehr als 20 Prozent
aller Todesfälle sind seiner Aussage nach auf "schlechte Ernährung im
weitesten Sinne" zurückzuführen - gebe es in Deutschland bislang
"keine echte Präventionspolitik", kritisierte er.

Ein Lösungsansatz ist aus Sicht Hauners, beliebte Fastfood-Produkte
gesünder zu machen. Das sei technologisch sehr einfach zu machen,
"ohne dass die Produkte dadurch sehr teuer werden". Die Industrie
werde aber diesen Weg nicht von sich aus gehen, gab er zu bedenken.

Die Ernährungswissenschaften seien auf die Prävention orientiert,
erläuterte Professor Tilman Grune vom Deutschen Institut für
Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke. Wesentliche methodische
Instrumente seien dennoch gleichzusetzen mit der Medizin. So seien für
Ernährungswissenschaftler epidemiologische Kohortenstudien und
Interventionsstudien interessant, um ihre wissenschaftlichen
Hypothesen zu überprüfen. Die derzeit vorhandenen Studien würden
jedoch nur randständig die Ernährung thematisieren, sagte Grune. Die
in der Medizin üblichen multizentrischen Interventionsstudien gebe es
de facto in der Ernährungswissenschaft nicht.

Grune bezeichnete die Frage der Nachhaltigkeit als eine besondere
Herausforderung. "Von einer gesunden Ernährung zu reden, ohne eine
nachhaltige Lebensmittelproduktion zu erwähnen, ist richtig
schädlich", befand er. Hier gebe es für die Ernährungswissenschaften
eine "klare Aufgabe für die Zukunft".

Auf die Frage nach der Sinnhaftigkeit, Zucker in Lebensmitteln durch
Süßstoffe zu ersetzen, sagte Grune, dies sei gefährlich. Weniger aus
gesundheitlichen Gründen, so der Ernährungswissenschaftler, sondern
weil damit ein "Training des Geschmacks in die falsche Richtung"
erfolge.

Professor Stefan Lorkowski von der Friedrich-Schiller-Universität Jena
forderte dazu auf, die Reduktionsstrategie der Bundesregierung in ein
größeres Gesamtkonzept zu stellen. "Ohne ein entsprechendes
Bildungskonzept wird eine Reduktionsstrategie an ihre Grenzen stoßen",
sagte er. Zu kritisieren sei, dass das Thema Ernährung beim
Medizinstudium "in so gut wie allen Fachdisziplinen" fehle. Hier
bedarf es aus seiner Sicht einer "grundlegenden Überarbeitung des
Curriculums".

Mit Blick auf die Ernährungsbildung in Kitas und Schulen, sagte
Lorkowski, es gebe dort eigentlich das "ideale Setting", um mit
regulatorischen Maßnahmen Erfolge zu erzielen. Gebe es in Kitas - mit
entsprechenden Subventionierungsmodellen - verpflichtend eine
vollwertige Verpflegung, könnten Kinder auf einen entsprechenden
Geschmack geprägt und an eine entsprechende Ernährung gewöhnt werden,
sagte er. Der Biochemiker und Ernährungswissenschaftler sprach sich
unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit gegen ein vollständig
kostenloses Kita- und Schulessen aus. Ein eigenverantwortlicher Anteil
der Eltern sei sinnvoll und helfe, "Abfall zu vermeiden".

 * 

2. Experten uneins über Grundrente

Arbeit und Soziales/Anhörung

Berlin: (hib/FLA) Die politische Auseinandersetzung um die Grundrente
hat sich auch bei einer Experten-Anhörung im Ausschuss für Arbeit und
Soziales unter der Leitung von Gabriele Hiller-Ohm (SPD)
widergespiegelt. Im Mittelpunkt stand der Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Einführung der Grundrente für langjährige
Versicherte in der gesetzlichen Rentenversicherung mit
unterdurchschnittlichem Einkommen und für weitere Maßnahmen zur
Erhöhung der Alterseinkommen (19/18473).

Der Deutsche Gewerkschaftsbund, vertreten durch Markus Hofmann, setzte
sich für eine deutliche Korrektur an zwei Stellen ein: Die Erfüllung
der 33 Jahre Wartezeit sei zu erleichtern und gerechter zu gestalten.
Es sei unverständlich, dass im Fall einer Erwerbsminderung vor dem 48.
Lebensjahr die Wartezeit objektiv rechtlich auch bei ununterbrochener
Erwerbsbiographie nicht erfüllt werden könne. Zum Zweiten sollte auf
die Einkommensanrechnung vollständig verzichtet werden. So mache sie
das Gesetz unnötig kompliziert.

Für die Deutsche Rentenversicherung Bund machte Stephan Fasshauer
geltend, dass die äußerst umfangreichen IT-Systemanpassungen im
hochkomplexen Rentensystem auf Basis des aktuellen Entwurfs eine
Auszahlung des Zuschlags frühestens ab Juli 2021 möglich machten. Die
vorgesehene Einkommensprüfung sei trotz des geplanten
Datenaustauschverfahrens mit der Finanzverwaltung mit einem hohen
Bürokratieaufwand verbunden. 1.700 Stellen seien dafür nötig.

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, vertreten
durch Alexander Gunkel, forderte den Gesetzgeber auf, die Reißleine zu
ziehen und dem Gesetzentwurf nicht zuzustimmen. Die geplante
Grundrente schaffe gravierende neue Ungerechtigkeiten im Rentensystem,
wirke nicht zielgenau gegen Altersarmut, sei hochbürokratisch und
nicht verlässlich finanziert.

Der Sozialverband Deutschland würdigte, dass mit dem Gesetzesvorhaben
langjährige Forderungen von ihm umgesetzt werden sollen. Der Verzicht
auf eine Bedürftigkeitsprüfung sei richtig und stehe im Einklang mit
dem Charakter der Rente als Versicherungsleistung. Legitimität und
Akzeptanz der gesetzlichen Rentenversicherung würden gestärkt. Für den
Verband sprach Henriette Wunderlich.

Professor Eckart Bomsdorf (Universität Köln) befand, im Grunde handele
es sich bei der Grundrente um einen Rentenzuschuss oder einen
Rentenzuschlag - genauer: Entgeltpunktezuschlag. Dieser solle auf eine
sehr komplexe, für die einzelnen Personen kaum nachvollziehbare Weise
berechnet werden und werde für viele - auch für bisherige
Grundsicherungsbezieher - eine Enttäuschung sein.

Professor Martin Werding (Universität Bochum) lenkte unter anderem den
Blick darauf, dass die Perspektiven für die kurz- bis mittelfristige
Entwicklung der Rentenfinanzen auch durch die Auswirkungen der
Corona-Pandemie und ihrer Bekämpfung eingetrübt würden. Sowohl
Handlungsbedarf als auch Handlungsmöglichkeiten für die Einführung der
geplanten Grundrente könnten sich dadurch verändern, auch wenn sie
nicht aus Beitragsmitteln finanziert werden sollen.

Professor Ute Klammer (Universität Duisburg/Essen) hielt es für
wichtig, dass die Grundrente nun wie im Koalitionsvertrag vereinbart
und trotz Corona kommt. Das Ziel bestehe ja laut Koalitionsbeschluss
darin, die Lebensleistung anzuerkennen, weil dies durch die
Rentenkürzung beziehungsweise Rentenberechnung nicht mehr
gewährleistet sei. Nun damit zu argumentieren, dass die
Corona-Ausgaben die geplante Steuerfinanzierung nicht zulassen würde,
wäre nach ihrer Einschätzung ein verheerendes Signal.

Nach Ansicht von Professor Georg Cremer wirft die Grundrente neue
Gerechtigkeitsfragen auf. Wer in einer Halbtagstätigkeit 35 Jahre
Grundrentenzeiten aufbringe, erhalte die volle Grundrente. Wer in
einer Vollzeittätigkeit weniger als 33 Jahre erreiche, gehe völlig
leer aus, auch wenn er weit höhere Beiträge geleistet habe.

Johannes Geyer (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung - DIW,
Berlin) machte klar, dass mit der Einkommensprüfung tatsächlich ein
neues Element in die Versicherungsleistung eingeführt werde. Es sei
unklar, ob dadurch die Zielgenauigkeit der Maßnahme im Sinne des
Gesetzentwurfs erhöht wird. Denn die Höhe der Grundrente orientiere
sich nicht mehr nur an der sogenannten Lebensleistung, sondern auch am
sonstigen Einkommen des Haushalts.

Professor Frank Nullmeier (Universität Bremen) meinte, grundsätzlich
sei sehr zu begrüßen, dass die mit dem Gesetzentwurf angestrebten
Ziele im Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung gelöst werden
sollen. Es werde gerade nicht die Möglichkeit gewählt, Veränderungen
allein im System der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
vorzunehmen oder ein zusätzliches System zur Altersarmutsbekämpfung zu
schaffen.

 * 

3. Umstrittene Regeln für Gewässerschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/FLA) Experten haben geplante gesetzliche Maßnahmen zum
Schutz von Gewässern vor Abschwemmung von Düngemitteln aus
landwirtschaftlich genutzten Flächen gegensätzlich bewertet. Das
zeigte sich am Montag bei einer Anhörung des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit unter der Leitung von Sylvia
Kotting-Uhl (Bündnis 90/Die Grünen). Im Mittelpunkt stand dabei der
Regierungsentwurf eines ersten Gesetzes zur Änderung des
Wasserhaushaltsgesetzes (19/18469). Bei einer Hangneigung von fünf
Prozent und mehr soll demnach zur Böschungskante des Gewässers eine
geschlossene, ganzjährig begrünte Pflanzendecke von mindestens fünf
Metern Breite erhalten oder hergestellt werden.

Torsten Mertins (Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände)
äußerte Zweifel an der Praktikabilität bei der Ermittlung der
Hangneigung. Es sei stark zu befürchten, dass der in dem Gesetzentwurf
gewählte Ansatz mit einem erheblichen Vollzugsaufwand verbunden sein
werde, der regelmäßig die unteren Wasserbehörden der kreisfreien
Städte und Landkreise treffen dürfte. Für die Umsetzung der Regelung
müssten die zuständigen Behörden alle landwirtschaftlich genutzten
Flächen an Gewässern zunächst auf ihre Neigung hin überprüfen, um die
betroffenen Flächen überhaupt zu ermitteln.

Der Deutsche Bauernverband (DBV) sieht laut Steffen Pingen die Novelle
des Wasserhaushaltsgesetzes parallel zur am Monatsbeginn in Kraft
getretenen Änderung der Düngeverordnung sehr kritisch. Der Verband
habe nicht zuletzt in der aktuellen Situation kein Verständnis dafür,
dass nunmehr weitere Verschärfungen im Wasserrecht in Angriff genommen
werden. Er werbe dringend dafür, die Novelle auszusetzen und zunächst
das neue Düngerecht in der Praxis wirken zu lassen. Sollte der
Gesetzgeber an seinem Vorhaben festhalten, bedürfe es dringend der
Überarbeitung der geplanten Regelungen.

Michaela Schmitz erklärte, ihr Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft (BDEW) begrüße die vorgesehene Änderung des
Wasserhaushaltsgesetzes zur Ergänzung der vollumfänglichen Umsetzung
der EU-Nitratrichtlinie aus vielfältigen Gründen. So seien
ausreichende Abstände zu Oberflächengewässern ein wesentlicher
Schritt, um direkte Einträge von Düngemitteln in Gewässer oder ein
nachträgliches Abschwemmen zu verhindern. Sie hob die Bedeutung der
Gewässerrandstreifen mit Blick auf ihre Funktionen als Schutz und
Puffer hervor.

Erwin Manz vom rheinland-pfälzischen Ministerium für Umwelt, Energie,
Ernährung und Forsten bescheinigte der vorgesehenen Regelung, einen
zusätzlichen Beitrag zur Steigerung der Biodiversität und des
naturnahen Hochwasserschutzes zu leisten. Ein größere Ausdehnung von
Gewässerrandstreifen würde zu einem höheren Schutz der Gewässer
beitragen. Auf jeden Fall sei für den effektiven Stoffrückhalt
wichtig, dass auch kleine und kleinste Gewässer die Schutzstreifen
erhielten.

Professor Lothar Scheuer (Aggerverband) wies darauf hin, dass
Verbotsvorschriften formuliert werden, damit Gewässerrandstreifen ihre
geforderte Funktion übernehmen können. Allerdings fielen
Pflanzenschutzmittel und Düngemittel nicht unter die Verbote.
Zahlreiche Untersuchungen hätten die hohe Wirksamkeit von
Gewässerrandstreifen belegt. Mit ihnen solle ein weitergehender Schutz
der Gewässer vor schädlichen diffusen Einträgen durch Nährstoffe wie
Stickstoff und Phosphor, vor Pflanzenschutzmitteln und Sedimenteintrag
erreicht werden.

Professor Henning Kage (Christian-Albrechts-Universität zu Kiel) sah
den Gesetzentwurf in einigen Punkten als problematisch an. Er lenkte
den Blick auch auf Drainagen, die am Stoffeintrag beteiligt seien. Er
hob auf technische Innovationen ab, die dazu beitragen können, Dünger
noch exakter auszubringen.

Für Julia Mußbach (NABU - Naturschutzbund Deutschland) ist die
Anpassung des Wasserhaushaltsgesetzes dringendst notwendig. Der
Gesetzentwurf sei aber unzureichend. Auch bei geringerer Hangneigung
als fünf Prozent versickere ein Teil des gelösten Düngers im Boden und
fließe mit dem Grundwasser dem angrenzenden Oberflächengewässer zu.
Sie forderte zudem einen bundesweit einheitlichen Gewässerrandstreifen
von zehn Metern. Auf ihm müsse der Einsatz von Düngemitteln und
Pestiziden verboten werden.

Ilka Dege (Deutscher Naturschutzring - DNR) setzte sich für einen
bundesweit einheitlichen, zehn Meter breiten Randstreifen auch an
Gewässern ohne Hanglage ein. Nach ihrem Befund liegt die geplante
Änderung nicht nur aus ökologischen, sondern auch aus ökonomischen
Gründen im unmittelbaren Interesse der Bundesrepublik. Einer
Nichtumsetzung des EU-Rechts stünden allein durch die Strafzahlungen
Kosten gegenüber, die den Erfüllungsaufwand der geplanten Regelung um
ein Vielfaches überstiegen.

 * 

4. Ablösung der Staatsleistungen an Kirchen

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Fraktionen von FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die
Grünen haben einen gemeinsamen Entwurf "eines Grundsätzegesetzes zur
Ablösung der Staatsleistungen" (19/19273) vorgelegt. Wie die drei
Fraktionen darin ausführen, ist die Ablösung der bis dahin an die
Kirchen gezahlten Staatsleistungen seit Inkrafttreten der Weimarer
Reichsverfassung ein Verfassungsauftrag, der auch in das Grundgesetz
inkorporiert wurde. Für die rechtssichere Ablösung der
Staatsleistungen durch die Länder sei "ein Grundsätzegesetz des Bundes
Voraussetzung, das die Grundsätze der Ablösung durch die Länder
regelt". Die genaue Ausgestaltung der Staatsleistungen sei dann durch
die Länder zu regeln.

Der Bund habe jedoch bisher kein Grundsätzegesetz erlassen und damit
seinen Verfassungsauftrag noch nicht erfüllt, heißt es in der Vorlage
weiter. Die beiden christlichen Kirchen erhielten aber so lange
Staatsleistungen durch die Länder, bis diese sie durch eine Ablösung
entschädigt haben. Derzeit belaufen sich die Staatsleistungen aller
Bundesländer an die Kirchen den Angaben zufolge auf jährlich circa 548
Millionen Euro.

Mit dem Gesetzentwurf werden laut Begründung Grundsätze für die
Ablösung der Staatsleistungen durch die Länder festgesetzt und dabei
"das Äquivalenzprinzip grundsätzlich zum Maßstab der Ablösung
gemacht". Hierbei werde der Wert der Ablösesumme vorab berechnet und
den Kirchen aufgrund des Gesetzes grundsätzlich in Geld ausgezahlt. Um
eine schiedlich-friedliche Ablösung zu ermöglichen, sollten jedoch
auch "individuelle Vereinbarungen außerhalb des Äquivalenzprinzips
zwischen Ländern und Kirchen über die Ablösung der Staatsleistungen
möglich sein, insbesondere dann, wenn diese nicht in Geld erfolgen
soll".

Dem Entwurf zufolge sollen die Länder eine fünfjährige Frist für den
Erlass von Gesetzen zur Ablösung der Staatsleistungen haben; die -
auch in Ratenzahlungen mögliche - Ablösung soll binnen 20 Jahren
abgeschlossen sein.

 * 
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EUROPA/1690: Konkrete Solidarität und Strukturreformen statt Fehlanreize für Verschuldung in Europa


FDP-Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

TEUTEBERG-Statement: Konkrete Solidarität und Strukturreformen
statt Fehlanreize für Verschuldung in Europa



Zu einem Wiederaufbaufonds für die EU, weiteren Hilfen für den
Mittelstand und der Lage in Hongkong erklärt die
FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg:

Die quasi hyänenhaften Reaktionen einiger Politiker aus CDU, CSU, SPD
und Grünen auf den Vorschlag der sogenannten 'Sparsamen Vier' zum
Thema Wiederaufbaufonds, Wiederaufbauprogramm für die Europäische
Union sind ihrerseits reflexhaft. Da zeigen sich eher Beißreflexe als
ein sachlicher Umgang mit einem Vorschlag aus vier
EU-Mitgliedstaaten. Wenn ein liberaler Ministerpräsident aus den
Niederlanden, eine schwarz-grüne Regierung in Österreich und zwei
rot-grüne Regierungen in Dänemark und Schweden einen Vorschlag
machen, dann sollte darüber sachlich debattiert werden und nach guten
Kompromissen in Europa gesucht werden. Für uns stellt sich nicht die
Frage des Ob europäischer Solidarität, sondern des klugen Wie. Wir
brauchen konkrete Hilfe jetzt in einer Notsituation und dafür einen
Fonds, an dem sich auch Deutschland stark beteiligt. Wir brauchen
aber keine Fehlanreize für dauerhafte Verschuldung und deshalb sollte
über diesen Vorschlag sehr ernsthaft diskutiert werden. Und
europäischer Geist bedeutet hier, alle europäischen Mitgliedstaaten
einzubeziehen und über klugen Lösungen für Solidarität zu sprechen.
Denn mittel- und langfristig wird nur Europa stärken, was auch
Europas Wirtschaftskraft stärkt. Und das sind nicht Fehlanreize für
Verschuldung, sondern jetzt Hilfe in der Not, konkrete Solidarität
und dann auch Strukturreformen für ein wirtschaftlich starkes Europa.

Zu den angekündigten Hilfen für den Mittelstand, die
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier jetzt angekündigt hat, ist
zu sagen, dass wir Freien Demokraten von Anfang an, bereits als im
März der Bundestag zum ersten Mal über Hilfen für die Wirtschaft,
über Soforthilfen beraten hat, dass wir angemahnt haben, dass gerade
der Mittelstand, der in Deutschland den Großteil der Arbeits- und
Ausbildungsplätze stellt, hier hinten runterfällt bei den Regelungen.
Gerade Betriebe mit den Mitarbeiterzahlen, die hier in Rede stehen,
sind dabei vernachlässigt worden. Hier erwarten wir, dass diesen
vielen Ankündigungen endlich auch Taten folgen. Die Unternehmen
brauchen zum einen schnelle Liquiditätshilfe. Das wäre schon mit
unserem Vorschlag einer negativen Gewinnsteuer sehr viel schneller
möglich gewesen: direkt, unbürokratisch und passgenau. Und es braucht
weitere Öffnungsperspektiven und vor allem dauerhafte Entlastung,
statt Debatten über Abgaben- und Steuererhöhungen. Wir brauchen hier
Vertrauen der Unternehmen darin, dass sie nicht weiter belastet
werden. Das Belastungsmoratorium muss endlich ernst genommen werden.
Das ist schon ein schlechter Witz, dass die Große Koalition
einerseits von Belastungsmoratorium redet und andererseits die
Grundrente in die erste Lesung im Bundestag bringt. Hier sind weniger
Ankündigungen und mehr konsistentes Handeln von der Bundesregierung
gefragt. Wir treten dafür ein, dass wir einen Mix aus Entlastung für
Menschen und Unternehmen brauchen bei der Steuer und darüber hinaus
bessere Abschreibungsbedingungen und gezielte Investitionen der
öffentlichen Hand in die Digitalisierung.

Und schließlich bewegt uns auch in diesen Tagen, was in Hongkong
stattfindet, das Verhalten Chinas. Hier erwarten wir klare Worte der
Bundesregierung dazu. Wenn hier bei den Sicherheitsgesetzen China
doch den Grundsatz 'Ein Land, zwei Systeme' missachtet. Hier muss
Völkerrecht eingehalten werden. Wir erwarten, dass es hier klare
Signale vonseiten der Bundesregierung gibt. Und wenn gar versucht
werden sollte, wie 1989 mit Gewaltanwendung eine Demokratiebewegung
niederzuschlagen, dann sind auch Sanktionen hier in den Blick zu
nehmen. Wir müssen nämlich sehen, dass China schon für die bloße
Forderung nach Aufklärung über den Ursprung der Corona-Pandemie
Sanktionen gegen Australien verhängt. Wir müssen hier an der Seite
von Freiheit und Menschenrechten und der westlichen Demokratien
stehen und die Einhaltung von Völkerrecht einfordern. Dafür stehen
wir Freien Demokraten.

 * 
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FINANZEN/2274: Vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags ist überfällig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 26. Mai 2020

TONCAR: Vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags ist
überfällig



Zur Forderung aus der Union nach Steuersenkungen erklärt der
finanzpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Die jüngsten steuerpolitischen Vorschläge aus der Unionsfraktion hat
sie selbst bereits etliche Male abgelehnt. Solange CDU und CSU nicht
ernsthaft und geschlossen etwa für die komplette Abschaffung des Soli
kämpfen, sind die Vorschläge nur Schall und Rauch. Klar ist: Die
beste Antwort auf die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise wäre
eine steuerliche Entlastung der mittleren Einkommen und Unternehmen.
Dazu gehört die überfällige und vollständige Abschaffung des
Solidaritätszuschlags. Weitere Vorschläge der FDP-Fraktion zur
Entlastung liegen auf dem Tisch: eine Anpassung des
Einkommensteuertarifs schafft der Mitte der Gesellschaft finanziell
Luft zum Atmen und stärkt die Binnennachfrage, eine negative
Gewinnsteuer hilft Unternehmen sofort und deutlich kürzere
Abschreibungsfristen belohnen diejenigen, die durch Investitionen den
Zug wieder anschieben. Es ist höchste Zeit, Steuerpolitik wieder groß
zu denken."

 * 
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BAYERN/5026: SPD will Investitionsprogramm für Freie Kulturszene (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 26. Mai 2020

SPD will Investitionsprogramm für Freie Kulturszene

Vielfalt der Kultur in ganz Bayern fördern - Antrag morgen im Wissenschaftsausschuss



Der kulturpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Volkmar
Halbleib setzt sich für ein Investitionsprogramm für die Freie
Kulturszene in Bayern ein. In einem aktuellen Antrag, der morgen
(27.5.) dem Wissenschaftsausschuss zur Beratung vorliegt, fordert der
unterfränkische Abgeordnete die Staatsregierung auf, ein
entsprechendes Konzept vorzulegen. "Bayern besitzt eine vielfältige
Kulturszene in allen Landesteilen, die von bildender Kunst über
Theater bis hin zu Tanz und Musik reicht. Mit ihrer Arbeit bereichern
diese Ensembles, Initiativen und Vereine das kulturelle Leben ebenso
wie die etablierte Kunst in kommunaler oder staatlicher Trägerschaft.
Sie würden sehr von einem Investitionsprogramm profitieren."

Die bisher bestehenden bayerischen Kulturförderprogramme nehmen die
Freie Kulturszene kaum in den Blick, im Bayerischen Kulturfonds ist
sie in den Metropolen München und Nürnberg sogar ausgeschlossen.
Halbleib tritt für eine allgemeine Förderung ausgewählter kultureller
Projekte ein. Diese seien wichtig, weil sie einerseits ein kulturelles
Angebot für nicht privilegierte Bevölkerungsgruppen bieten und
andererseits wichtige Impulse für die etablierte Kulturszene geben.

Besondere Bedeutung erhält ein Investitionsprogramm für die Freie
Kulturszene vor dem Hintergrund der Corona-Krise, weil gerade
kleineren Initiativen die Einnahmen völlig weggebrochen sind. "Jetzt
ist die Gefahr besonders groß, dass viele Kunst- und Kulturprojekte
einfach aufgegeben werden", befürchtet der SPD-Kulturpolitiker.

 * 
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HAMBURG/5155: Corona-Krise wirft schulische Inklusion ins letzte Jahrtausend zurück (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 26. Mai 2020

Corona-Krise wirft schulische Inklusion ins letzte Jahrtausend zurück



Die taz berichtet heute unter dem Titel "Hinter die Glasscheibe
gesperrt" (https://taz.de/Inklusion-in-Corona-Zeiten/!5684842/) über
fragwürdige Methoden einer Hamburger Schule zur Inklusion unter
Corona-Bedingungen.

"In diesen Zeiten bedeutet Inklusion für alle beteiligten
Bildungsakteur_innen eine Herausforderung", erklärt Sabine
Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft. "Dies ist aber kein Grund, Methoden
des Ausschlusses wieder einzuführen. Die Schulöffnungen müssen im
Einklang stehen mit den rechtlichen Anforderungen des Grundgesetzes
und der UN-Behindertenrechtskonvention. Kinder und auch Kinder mit
Einschränkungen haben Rechte, die zu wahren sind! Dazu sind der Senat,
die Behörden, Schulen und Lehrkräfte verpflichtet."

"Schulische Inklusion in Corona-Zeiten wird, wie das Hamburger
Beispiel zeigt, aktuell ad absurdum geführt", erklärt der Sprecher für
Inklusion und Teilhabe der Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag,
Sören Pellmann. "Kinder mit Einschränkungen werden ausgesondert und
diskriminiert. Die scheinbar einfache Lösung verletzt ihr Recht auf
Teilhabe und Bildung. Einen Nutzen hat niemand davon. Schlimmer noch:
Das hart erstrittene Recht auf Gleichbehandlung und gleichberechtigte
Teilhabe wird massiv beschädigt und wirft schulische Inklusion ins
letzte Jahrtausend zurück. Die Hamburger Landesregierung muss
unverzüglich rechtskonforme und menschenwürdige Lösungsansätze
einführen, um ihren Verpflichtungen zu inklusiver Beschulung
nachzukommen. Praktisch könnten die bisher ungenutzten Testkapazitäten
dafür genutzt werden, um diese Risikogruppen und ihr direktes Umfeld
regelmäßig zu testen. Das wäre ein verantwortungsvoller Schritt, um
dem Gesundheitsschutz aller Beteiligten nachzukommen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3525: Strategiefondsprojekte 2020 im Finanzausschuss eingereicht (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 26. Mai 2020

Strategiefondsprojekte 2020 im Finanzausschuss eingereicht

Tilo Gundlack: Schwerpunkt liegt auf Seniorenpolitik und Bürgerprojekten



Der Finanzausschuss des Landtags berät am 28. Mai über die Zuführungen
zum Strategiefonds aus dem Jahresüberschuss 2019. In der Junisitzung
entscheidet dann der Landtag.

Dazu der finanzpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Tilo
Gundlack:

"Die SPD-Fraktion hat in einem aufwändigen Verfahren Projekte
entwickelt. Der Schwerpunkt der Projekte liegt in diesem Jahr auf der
Unterstützung der Seniorenpolitik und auf der Unterstützung von
Bürgerprojekten vor Ort. Und natürlich hat die SPD-Fraktion den Aspekt
der Corona-Krise ebenfalls mit im Blick gehabt.

So soll das Projekt zur Weiterentwicklung der kommunalen
Pflegesozialpläne zu seniorenpolitischen Gesamtkonzepten mit 1 Mio.
Euro ausgestattet werden. Damit wollen wird die Lebenssituation
älterer Menschen in MV weiter verbessern. Seniorenpolitische
Gesamtkonzepte sind integrative kommunale Planungsinstrumente. Sie
gehen über die Pflegebedarfsplanung hinaus, sehen ältere Menschen
nicht nur als Empfänger von Hilfe und Pflegeleistungen.

Mit 100.000 Euro des Projektes "Onleihe" sollen alle Bibliotheken des
Landes in den Stand versetzt werden, am ausgezeichneten Projekt
"Onleihe" teilzunehmen, die dem Verbund bis dato - trotz der bereits
verfügbaren Möglichkeit der Einmalförderung in Höhe von 10.000 Euro -
noch nicht beitreten konnten.

Es ist zu erwarten, dass wir 2020 keine Haushaltsüberschüsse
erwirtschaften werden und es daher 2021 keine weiteren Zuführungen an
den Strategiefonds geben wird. Wir wollen deshalb den
Kofinanzierungsfonds zur Unterstützung der kommunalen Ebene mit
15 Mio. Euro statt wie geplant mit 10 Mio. Euro ausstatten. Ebenso
wollen wir dem Sonderprogramm Schulbau 5 Mio. Euro zusätzlich
zuführen, damit die geplanten Maßnahmen 2021 ausfinanziert sind.

Bereits in der Mai-Landtagssitzung hat der Landtag den Anträgen der
Koalition zur standortübergreifenden Ingenieursausbildung und der
Errichtung eines onkologischen Spitzenzentrums zugestimmt. Dafür sind
für die Jahre 2020 und 2021 bereits 5 Mio. Euro aus der aktuellen
Rücklage des Strategiefonds geplant.

Wir behalten uns vor, noch weitere Projekte, die möglicherweise zur
Linderung Corona- bedingter Schwierigkeiten helfen können, in einem
späteren Verfahren nachzureichen, die dann ggf. aus der verbliebenen
Rücklage des Strategiefonds in Höhe von ca. 19 Mio. Euro finanziert
werden könnten. Die genaue Summe der verbleibenden Mittel aus der
Rücklage ergibt sich daraus, ob und in welchem Umfang die bereits
beschlossenen Projekte umgesetzt werden.

Insofern haben wir im Sinne der Menschen in unserem Land alles richtig
gemacht, indem wir der Linken und der AfD jedes Mal eine Absage
erteilten, wenn sie die Auflösung des Strategiefonds gefordert haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3524: Diskussion um Komning-Aussage - "Gegner der parlamentarischen Demokratie sollten Mandate abgeben" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 26. Mai 2020

Diskussion um Komning-Aussage: "Gegner der parlamentarischen Demokratie sollten Mandate abgeben."



Die SVZ berichtet heute über Aussagen des AfD-Bundestagsabgeordneten
Enrico Komning. Dieser habe in einer internen Runde die
parlamentarische Demokratie als etwas beschrieben, was man nicht haben
und abschaffen wolle. Darauf angesprochen wurde zurückgerudert und auf
die Forderung nach mehr direkter Demokratie abgestellt.

Dazu erklärt der rechtsextremismuspolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion MV, Julian Barlen:

"Die Aussage von Enrico Komning zeigt deutlich, was die wahren
politischen Absichten von AfD sind. Während andere politische
engagierte Menschen - auch wenn es schwierig ist und auch oft genug
hakt - in den Parlamenten und in der Öffentlichkeit tatsächlich jeden
Tag um die besten konstruktiven Lösungen und Kompromisse ringen,
machen die AfD-Abgeordneten es sich bei guten staatlichen Einkünften
gemütlich und gefallen sich in der destruktiven Kommentatorenrolle,
machen alle anderen verächtlich und sägen an allen verfügbaren Ästen.

Dann bitte konsequent auch am eigenen! Wer die parlamentarische
Demokratie nämlich ablehnt, sollte als allererstes seine eigenen
Mandate abgeben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360
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RHEINLAND-PFALZ/5494: Öffnung von Freibädern - Landesregierung lässt die Kommunalen mit der Verantwortung allein (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
26.05.2020

Öffnung von Freibädern in der nächsten Woche

Dirk Herber / Gordon Schnieder: Landesregierung lässt die Kommunalen
mit der Verantwortung allein



Zur geplanten Öffnung der Freibäder am 27. Mai erklären der
sportpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Dirk Herber und der
kommunalpolitische Sprecher Gordon Schnieder:

Gordon Schnieder: "Nach der neuen Corona-Verordnung der
Landesregierung dürfen ab kommendem Mittwoch die Freibäder in
Rheinland-Pfalz wieder ihre Türen öffnen. Aufgrund der fehlenden
Vorbereitung der Landesregierung bei der Ausarbeitung eines
Sicherheits- und Hygienekonzepts für Freibäder sind nun die Gemeinden
und Städte selbst verpflichtet, individuelle Konzepte für die Bäder zu
erstellen, die hoffentlich anschließend den Landesrichtlinien
entsprechen und gerecht werden. Wie so oft wälzt das Land die
Verantwortung ab, in diesem Fall auf kommunale Entscheidungsträger.
Einmal mehr müssen Verantwortliche vor Ort für die Verzögerung den
Kopf hinhalten, obwohl ihnen die entsprechende Hilfestellung durch das
Land versagt bleibt."

Die CDU-Landtagsfraktion fordert die Landesregierung auf, zeitnah
einen ausgearbeiteten Hygieneplan vorzulegen, der die Gemeinden und
Städte in die Lage versetzt, schnellstmöglich die Freibäder wieder zu
öffnen. Viele Kommunen haben bereits angekündigt am Mittwoch die Bäder
nicht öffnen zu können.

Dirk Herber: "Aus unserer Sicht wäre es angebracht, wenn die
Landesregierung bereits jetzt in Vorleistung geht, um für alle
Bereiche entsprechende Sicherheits- und Hygienekonzepte zu erarbeiten.
Damit ist nicht nur eine schnelle Öffnung der Einrichtungen
sichergestellt, sondern die Kommunen können ihre Vorbereitungen
treffen. Gleichwohl bedarf es auch eines Konzeptes, wie die fehlenden
Einnahmen der Einrichtungen abgefedert werden können. Auch hier ist
die Landesregierung am Zug!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5493: Die Gefahr von rechts nimmt in Krisenzeiten weiter zu (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 25.05.2020

Verfassungsschutzbericht: Die Gefahr von rechts nimmt in
Krisenzeiten weiter zu



Zum heute vorgestellten Verfassungsschutzbericht 2019 erklärt die
innenpolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Pia
Schellhammer:

"Der Verfassungsschutz hat die Aufgabe, demokratiefeindliche
Bestrebungen zu beobachten und auszuwerten. Laut dem heute
vorgestellten Bericht für das Jahr 2019 bereitet insbesondere eine
zunehmende und schnelle Radikalisierung in rechtsextremen Kreisen
Grund zu großer Sorge. Der nun vorliegende Bericht umfasst
selbstverständlich noch keine Erkenntnisse über demokratiefeindliche
Aktivitäten im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie. Wir erwarten aber
auch hier vom Verfassungsschutz ein wachsames Auge. Denn Rechtsextreme
verbreiten derzeit online wie offline gezielt Desinformation über den
behördlichen Umgang mit dem Virus, mit der sie Menschen verunsichern
und versuchen, das Vertrauen in staatliche Institutionen zu zerstören.
Die extreme Rechte nutzt die Pandemie, um Misstrauen gegenüber
demokratischen Prozessen zu schüren und neue Unterstützerinnen und
Unterstützer für ihre menschenfeindlichen Positionen zu finden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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SOZIALES/2836: Grundrente für Lebensleistung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 25. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Grundrente für Lebensleistung



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;
Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter:

Die Grundrente ist ein wichtiger Schritt, um Lebensleistung
anzuerkennen. Bei der Sachverständigenanhörung zur Grundrente waren
sich die geladenen Expertinnen und Experten überwiegend einig, dass es
richtig und gerecht ist, niedrige Renten von Menschen, die lange
gearbeitet, Kinder erzogen und Angehörige gepflegt haben,
aufzustocken. Der vorliegende Gesetzesentwurf ist für uns ein großer
Schritt hin zu diesem Ziel.

"Wer lange Jahre gearbeitet, Kinder erzogen oder Angehörige gepflegt
hat, der verdient eine anständige Rente. Der vorliegende
Gesetzesentwurf der Grundrente zielt genau darauf ab, indem niedrige
Renten aufgewertet werden. Wichtig ist, dass es sich bei der
Grundrente um einen Anspruch handelt, den sich Rentnerinnen und
Rentner erarbeitet haben. Gerade der Blick auf die Pflegekräfte,
Supermarktangestellte, Paketzusteller, die in Zeiten der Corona-Krise
Enormes leisten, zeigt deutlich, dass harte Arbeit nicht immer gerecht
entlohnt wird. Die Rente wiederum ist das Spiegelbild des
Erwerbslebens und niedrige Einkommen führen zu niedrigen Renten. Mit
der Grundrente wird diese Ungerechtigkeit anerkannt und abgemildert.

Die heutige Anhörung zum Gesetzesentwurf zeigt, dass die geladenen
Sachverständigen größtenteils den Grundrentenentwurf für einen
richtigen Schritt halten, dieses Ziel zu erreichen. Es ist nun an der
Zeit, den Sonntagsreden und dem anerkennenden Klatschen für
Corona-Heldinnen und -Helden Taten folgen zu lassen und die Grundrente
umzusetzen. An der Finanzierung darf sie, gerade jetzt, nicht
scheitern."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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LATEINAMERIKA/1975: Neokoloniale Wolken über Bolivien (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Neokoloniale Wolken über Bolivien

Von Günter Buhlke, 25. Mai 2020



Das unkontrollierbare Kapitalmonster BlackRock aus den USA
möchte seinen Appetit am riesigen Zukunftsgeschäft um Lithium in
Bolivien befriedigen, und zwar nach hauseigenen Vorstellungen.

Der im November 2019 gestürzte Präsident Evo Morales hatte gestützt
auf die Verfassung gesetzliche Schritte eingeleitet, den Rohstoff der
Zukunft unter Beachtung sozialer Zielstellungen teilweise bereits im
Land zu verwerten (Bergbaugesetz 535, Dekret 3738, Vorschriften, z.B.
51 % der Stimmrechte bleiben dem Partner aus Bolivien vorbehalten).
Nicht zur Freude der USA verhandelte Morales zunehmend große
Wirtschaftsprojekte mit China (Lithium-Verarbeitung, Eisenverhüttung,
Bahntrassen in Richtung Atlantik und Pazifik, Kali-Düngemittel).

Für die USA und Verbündeten war er ein unbequemer Partner. Er war ein
Förderer des CELAC und ALBA Verbundes mit ihren Zielen, die
Abhängigkeit von den USA und von anderen westlichen Industrieländern
zu verringern. Der gestürzte Präsident beabsichtigte, die Kontrolle
über die Geschäftsmöglichkeiten mit den ausländischen Industrieländern
zugunsten Boliviens zu behalten. Das alles störte seinen politischen
Gegner im und außerhalb des Landes.

Als Grund für den Sturz des Präsidenten wurden von den Putschisten und
den Medien Wahlfälschungen angegeben, was sich später als unzutreffend
herausstellte. Der Nebel über den Putsch lichtet sich mit dem
internationalen RUN auf Lithium und dem künftigen Elektro-Auto ein
wenig. Die englische Medienagentur Reuters vermeldete, dass für die
ersten Schritte des Großgeschäftes 1,3 Milliarden US-Dollar (Planung,
Gutachten, Förderungsvorbereitung, Infrastruktur) erforderlich sind.

Auch Deutschland und Brasilien verhandeln, um am Lithium-Geschäft
teilzuhaben. Brasilien aus seinen Verbindungen zu Elon Musk und seinem
E-Auto Vorhaben für die ganze Welt. Für Deutschland ist die ACI
Systems Alemanes GmbH (ACISA) mit Sitz in Zimmern ob Rottweil,
Baden-Württemberg im Rennen. Eine GmbH kann allerdings den
Kapitalvorschuss allein nicht stemmen. Hinter ihr steht wohl
Thyssenkrupp, deren Geschäftsleitung (CEO) in Händen von Martina Merz
liegt. Sie ist die Ehefrau von Friedrich Merz [1] (Kandidat um den
CDU-Vorsitz und Ex-Aufsichtsratsvorsitzender von BlackRock [2]).

Das und vieles mehr zum Lithium-Projekt ist im Internet nachlesbar,
auch, dass die Adenauer-Stiftung (CDU) guten Kontakt mit der neuen,
nach dem Putsch eingesetzten Präsidentin Jeanine Áñez hält.

Zu den Merkwürdigkeiten gehört, dass ein Informationsblock zum Thema
im Netz vom deutschen Außenministerium, Kanzleramt,
Wirtschaftsministerium und der Regierung des Bundeslandes
Baden-Württemberg unterzeichnet wurde. Eine Anhäufung von
Fragezeichen.

Nicht vergessen werden sollte, dass Bolivien noch Ende des 20.
Jahrhunderts zu den ärmsten Ländern der Welt gehörte. 40% der
Bevölkerung lebte in extremer Armut. Die Lebenserwartung betrug 53
Jahre. Der gestürzte Präsident Morales entwickelte das Land mit seiner
Partei, der Bewegung zum Sozialismus (Movimiento Al Socialismo, MAS)
und mit Unterstützung des CELAC und ALBA Verbundes. Bolivien erreichte
es, in den letzten Jahren in Lateinamerika vordere Plätze gemessen am
Bruttoinlandsprodukt (BIP) einzunehmen.

Hoffnungen und Zuversicht bleiben, dass die Realisierung der vielen
Lithium-Vorhaben für Bolivien weitere Fortschritte zur Verbesserung
des Lebensniveaus ermöglicht und die nächste Präsidentenwahl erneut
der MAS eine Mehrheit im Parlament verschafft. Die Enkel der weißen
Männer in Bolivien müssen akzeptieren, dass die Indigenas und Latinos
ausreichende Kompetenzen zur Entwicklung ihrer Heimat haben.

Eine Privatisierung des Salar de Uyuni oder Teile wäre eine Tragödie
für Bolivien. Die historischen Rückstände der wirtschaftlichen
Entwicklung sind nur aufholbar, wenn das Land selbst die Kontrolle
über seine Bodenschätze ausübt.


Anmerkungen:

[1] https://www.pressenza.com/de/tag/friedrich-merz/

[2] https://www.pressenza.com/de/tag/blackrock-de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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USA/421: Wer ist hier der Terrorist? USA setzen Kuba auf Schwarze Liste (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 21 vom 22. Mai 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Wer ist hier der Terrorist?

USA setzen Kuba auf Schwarze Liste

von Volker Hermsdorf



Der jüngste Vorwurf Washingtons gegen Kuba ist ein Treppenwitz der Geschichte: Zwei Wochen nachdem der 42-jährige Erwerbslose Alexander Alazo am 30. April einen terroristischen Anschlag auf Havannas Botschaft in Washington verübt hatte, setzte das State Department das Opferland auf eine Schwarze Liste von Staaten, denen vorgeworfen wird, "nicht in vollem Umfang mit Aktionen der USA zur Terrorbekämpfung zu kooperieren". Auf dieser Liste stehen außerdem bereits Venezuela, Iran, die Demokratische Volksrepublik Korea und Syrien. Zur selben Zeit versuchen Regierung und Außenministerium der USA, die Hintergründe für den Angriff zu vertuschen. Der in Kuba geborene Täter, der mit einem AK-47-Maschinengewehr mehrere Salven auf die diplomatische Vertretung der Insel abfeuerte, wird als "geistig verwirrter Einzeltäter" dargestellt. Seine Verbindungen zu Extremistengruppen in Miami und US-Politikern sollen offenbar unter den Teppich gekehrt werden.

Der Vorwurf, Havanna widersetze sich Aktivitäten gegen den Terror, ist ebenso alt wie absurd. Seit dem Sieg der Revolution ist die Insel wie kein anderes Land der Region zur Zielscheibe von - meist durch die USA geförderten - Terrorangriffen geworden. Fanatische Anhänger des von den Guerilleros gestürzten Diktators Fulgencio Batista und von der CIA ausgebildete Killerkommandos haben in den letzten 60 Jahren hunderte Anschläge verübt. Dabei wurden 3.478 Menschen getötet und 2.099 für immer in ihrer Gesundheit geschädigt, rief das Zentralorgan der Kommunistischen Partei Kubas, "Granma", am Donnerstag vergangener Woche in Erinnerung. Während Terroristen, die sich mit der Sprengung eines Verkehrsflugzeugs, mit Bombenanschlägen und dem Mord an zahlreichen Menschen auf Veranstaltungen brüsteten, unbehelligt in den USA lebten und leben, versucht die Regierung des Landes seit Jahren, die Opfer des Terrors zu Tätern zu machen. Im Jahr 1982 erklärte Washington Kuba zum "Schurkenstaat" und setzte es auf eine Liste von Ländern, die angeblich "den Terrorismus unterstützen". Diese Liste ermöglichte es US-Behörden, Banken, die Geschäftsbeziehungen zu Kuba unterhielten, mit Strafgeldern in Millionenhöhe zu sanktionieren. Erst 33 Jahre später strich die Regierung von Barack Obama das Land im Mai 2015 von der Schurkenliste. Die "New York Times" bezeichnete das als Beitrag "zur Beendigung des Kalten Krieges". Die aktuelle Entscheidung des State Departments vom 12. Mai sei nur ein erster Schritt, um die Insel bis Ende des Jahres erneut auf die Liste der Staaten zu setzen, die den Terrorismus aktiv fördern, zitierte "Reuters" einen "hohen Regierungsbeamten". Die Hardliner im Weißen Haus nutzen die Corona-Krise offenkundig für eine beschleunigte Rückkehr in die Zeit des Kalten Krieges - auch gegenüber Kuba - aus.

Seit dem Amtsantritt von Donald Trump verging kaum eine Woche, in der die Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade nicht verschärft wurde. Mit der Bezeichnung "Troika der Tyrannei" für die Regierungen Kubas, Venezuelas und Nicaraguas oder der Ankündigung, Kuba wirtschaftlich "zu erdrosseln", benutzen führende US-Politiker zunehmend eine von Hass und Verachtung geprägte Sprache der Gewalt. Ein weiteres Beispiel dafür lieferte US-Vizepräsident Michael (Mike) Pence, als er im Februar 2019 zum Auftakt der Kampagne für die Wiederwahl Donald Trumps in dem - bei antikommunistischen Extremisten aus Kuba und Venezuela beliebten - "Doral Jesus Worship Center" (Florida) ankündigte, in "wenigen Tagen oder Wochen den Kopf von Nicolás Maduro" zu präsentieren. Gründer und Leiter des Zentrums ist der evangelikale Pastor Frank López, der sich selbst als Freund des Botschaftsattentäters Alexander Alazo bezeichnet. Zu den Gästen des auch von Alazo früher häufig besuchten Jesus-Centers gehören unter anderem der Vertreter Floridas im US-Senat, Marco Rubio, der für Florida im Kongress sitzende Abgeordnete Mario Díaz-Balart sowie Carlos Vecchio, der sich als "Botschafter Venezuelas" bezeichnet und vorgibt, den selbsternannten "Interimspräsidenten" Juan Guaidó in Washington zu vertreten. Bei den evangelikalen Extremisten hatte Alazo auch den Exilkubaner Leandro Pérez getroffen, der im Internet zum Mord an linken Politikern auffordert. Kubas Außenminister Bruno Rodríguez zitierte kürzlich einen Facebook-Eintrag vom 5. Februar, in dem Pérez die Präsidenten Kubas und Venezuelas warnte: "Wir werden den Sozialismus in Amerika nicht zulassen. Hören Sie gut zu, Díaz-Canel und Maduro, hahaha. Wir haben die Drohnen bereit."

Bei dem aus Kuba stammenden Täter, der eine Zeitlang in Mexiko lebte und von früheren Bekannten als freundlich und ruhig beschrieben wird, haben die Kontakte in den USA offensichtlich eine charakterliche Veränderung bewirkt. Kurz vor dem Anschlag bekannte Alazo sich als Anhänger Donald Trumps. Auf eine kubanische Fahne, die er vor den Schüssen auf die Botschaft verbrennen wollte, hatte er dessen offiziellen Wahlkampfspruch "Trump 2020" gekritzelt. "Der Terrorakt gegen unsere Botschaft in Washington ist eine direkte Folge der aggressiven Politik der US-Regierung gegen Kuba und der Aufstachelung zur Gewalt", schrieb Kubas Außenminister Bruno Rodríguez am 12. Mai beim Kurznachrichtendienst Twitter. Der von dem Anschlag direkt betroffene Botschafter in Washington, José Ramón Cabañas, sieht in der Tat den erneuten Übergang vom verbalen zum bewaffneten physischen Terror.
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HERRSCHAFT/1893: Pandemie - Zweckwandel der Kontrolle ... (SB)




Das Warten auf ein Danach wird womöglich kein Ende haben. Die völlig ungeklärte
Frage nach der Verfügbarkeit eines Impfstoffes gegen das SARS-CoV-2-Virus rückt
die Möglichkeit, mit Hilfe eines Medikaments frei von Ansteckungsgefahr zu
werden, in unauslotbare Ferne. Die Verlagerung des Epizentrums der Pandemie nach
Lateinamerika, die weiterhin aufsteigenden Kurven der Infektionszunahme in den
USA und Indien sowie die nicht abreißende Flut neuer Informationen über die
vielfältige Symptomatik von COVID-19 lassen eine Ausbreitungsdynamik erkennen,
die die Gefährlichkeit dieses Virus zumindest in den Augen potentiell
Betroffener bestätigt. Auch nimmt die Zahl der an Covid-19 verstorbenen
PatientInnen jüngeren Alters in Ländern wie Indien, wo das Durchschnittsalter
der Bevölkerung bei weniger als 30 Jahren liegt, stark zu, so daß die
Behauptung, sich fast nur als älterer Mensch bei einer Ansteckung in Gefahr zu
bringen, nicht ohne weiteres hält, was sie verspricht. Das gilt auch für das
häufig als Vorbild für ein liberales Krisenmanagement gerühmte Schweden, liegt
die Rate an COVID-19 gestorbener PatientInnen dort doch 4mal so hoch wie in
Deutschland, ohne daß dieser Preis sich in Form besonders erfolgreicher
Ergebnisse wirtschaftlicher Art auszahlte.

Der Bundesrepublik, wo geschätzte 2 Prozent der Bevölkerung gegen das SARS-CoV-2
Virus für eine bislang unbekannte Zeit immun gegen eine neue Ansteckung sein
sollen, steht also noch eine lange Strecke nicht abreißender Bedrohung durch
COVID-19 bevor. Indem Thüringen bei der Aufhebung der Quarantänemaßnahmen trotz
oder gerade wegen dieser unerfreulichen Perspektive vorprescht, macht
Ministerpräsident Bodo Ramelow Punkte bei all denjenigen, die davon ausgehen,
daß zukünftig wohl oder übel mit der permanenten Präsenz des Virus gelebt,
gearbeitet und gestorben werden muß. Eine durch die Lockerungen vielleicht nicht
mehr zu vermeidende Rückkehr zu einem allgemeinen Quarantäneregime, die Ramelows
KritikerInnen geltend machen, erscheint angesichts der aus nicht betroffener
Sicht verschmerzbaren Sterberate und des entbehrlichen Charakters sogenannter
Risikogruppen unwahrscheinlich. Am Horizont dämmert vielmehr die vielzitierte
"neue Normalität" einer Gesellschaft herauf, deren Reproduktion zu einem Gutteil
am Weltmarkt und außerhalb der EU erwirtschaftet wird, was das Festhalten am
bisherigen Akkumulationsmodell zwingend erscheinen läßt.

Während der Neoliberalismus durch die pandemiebedingte Erkenntnis, wie
unzureichend sich mit einer Wirtschaft, deren Leistungsfähigkeit durch schnellen
Kapitaldurchsatz und hochgradige Rationalisierung gewährleistet wird, derartige
Krisen überstehen lassen, als Leitdoktrin an sein Ende gelangt zu sein scheint,
nimmt die utilitaristische Logik demographischen Denkens auch im eher
korporatistisch organisierten Krisenkapitalismus neuen Aufschwung. Die Kernfrage
biopolitischer Gesellschaftsorganisation, wer leben darf und wer sterben muß,
wird in Sicht auf den Schutz oder die Entbehrlichkeit sogenannter Risikogruppen
auf eine Weise gestellt, die Anlaß zur Sorge bei allen damit Gemeinten gibt. 
Während sich immer deutlicher abzeichnet, daß das Ausmaß des noch zu erleidenden
ökonomischen Niederganges längst nicht ausgelotet wurde, und den Regierungen nicht
viel mehr dazu einfällt, als das fossilistisch-kapitalistische Akkumulationsregime
wieder hochzufahren, können Fragen der Bevölkerungspolitik gestellt werden, die
sich im Widerschein der NS-Eugenik noch vor kurzem verboten hätten.

Positiv - in der Ratio herrschender Verhältnisse - betrachtet könnte das
Aufsteigen des Phoenix aus der Asche vermeintlich überflüssigen, entbehrlichen
und austauschbaren Lebens ein neues Innovationsklima beflügeln, indem das
biopolitische Krisenmanagement selbst zu einem Wachstumsfaktor würde. So wäre
der Ausbau eines Kontrollregimes unterschiedlicher Zugangs- und
Bewegungsmöglichkeiten, das sich auf Smartphone-Apps und Immunitätsausweise
stützt, ein Wachstumsfaktor sui generis, der für weitere informationstechnische
Rationalisierungsmaßnahmen auf dem großen Feld der Sozial- und Arbeitskontrolle
fruchtbar gemacht werden könnte. Was im Bereich der sogenannten
Gesundheitswirtschaft mit der E-Card über viele Jahre trotz erheblicher
technischer Probleme und viel politischen Widerstandes als Infrastruktur eines
alle Menschen umfassenden, vom Individuum bis zur Gesamtbevölkerung
durchskalierbaren Screenings angeschoben wurde, könnte sich mit der Durchdringung
aller Lebensbereiche durch die Agentien datenelektronischer Erfassung als bloßes
Nebenresultat erweisen.

Der lange Zeit als zu zögerlich bewertete Fortschritt bei der Digitalisierung
des Industriestandortes Deutschland wurde dank Corona bereits erheblich
beschleunigt und steht nun vor einem Quantenspruch sozialer wie technologischer
Innovation. Von den vielversprechenden Aussichten für die Stellung des
Standortes Deutschland als Vorbild an Leistungs- und Innovationsfähigkeit
dürften die sogenannten EntscheiderInnen in den Unternehmenszentralen und
Regierungsbehörden unschwer zu überzeugen sein. Weit weniger mag dies für den
einzelnen Menschen gelten, der jetzt schon durch die Aussicht auf massive
Verarmung so eingeschüchtert ist, daß der Glaube an die Macht staatlicher
Handlungsfähigkeit zivilreligiöse Dimensionen annimmt.

Was im Fall der Klimakrise nur bedingt erfolgreich war, weil die Bereitschaft
zum technologischen Pfadwechsel und zur umfassenden Investition in grüne
Technologien nicht ausreichte, um das fossilistische Akkumulationsregime schnell
zu verabschieden, dürfte im Falle der Coronapandemie die Herzen der
AktionärInnen und KapitalgeberInnen höher schlagen lassen. Im Unterschied zum
Klimawandel verläuft die Pandemie in sehr überschaubaren Fristen und erzeugt
dementsprechenden Handlungsbedarf. Da die Bevölkerung gezeigt hat, wie groß
ihre Bereitschaft ist, tiefgreifende Einschnitte ins alltägliche Leben
hinzunehmen, wenn die wissenschaftliche Begründung überzeugend ausfällt, könnte
eine betriebswirtschaftliche Fitneßkur, in der die sozial differenzierte
Infektionsabwehr neue Möglichkeiten des Erlangens eines höheren Sozialstatus
freisetzte, zum zentralen Vergesellschaftungsmodell der Neuen Normalität
werden.

All das wissen Politiker wie Ramelow oder FDP-Chef Lindner, der den Vorstoß des
Linkenpolitikers unterstützt. Wer sich an die Spitze der Bewegung zur
Modernisierung des Landes setzt und Horizonte administrativer Verfügungsgewalt
von nie gekannter Zugriffsgewalt eröffnet, bringt alle Mitbewerber um Erfolg und
Beliebtheit so sehr in die Reaktion, daß der gegen die Initiative Ramelows
gerichtete Widerstand nicht ausbleiben konnte. Als Antwort auf die Frage, wie
mit der endemisch werdenden Pandemie gesellschaftlich umgegangen werden kann,
ohne jene grundlegenden Veränderungen zu vollziehen, mit denen die Axt an die
Wurzeln des kapitalistischen Wachstumsmodells gelegt würden, verfügt der Sprung
in die Modernisierung der Republik durch die rückhaltlose Anwendung
informationstechnischer Bemittelung und Erfassung zweifellos über viel Attraktivität.

"Modernisierungsverweigerern" - so wurden Menschen, die keinen PC benutzen
wollten, in den 1990er Jahren genannt - könnte dieses Mal nur die bittere Wahl
zwischen Unterwerfung unter das neue Kontrollregime oder den Ausschluß von
zentralen Feldern öffentlichen Verkehrs und Austausches bleiben. An alledem hat
das Coronavirus keine Schuld, griff die Effizienzlogik kapitalistischer
Verwertung doch schon vor der Pandemie so tief in alle Bereiche des erfolgreich
kommodifizierten Lebens ein, daß viele Menschen gar nicht mehr erklären könnten,
wieso eine solche Zukunft Anlaß zu sozialem Widerstand sein sollte. Wer die
Frage vor der Pandemie nicht gestellt hat, weil die alltägliche Entfremdung und
Unterwerfung nicht als solche in Erscheinung traten, läuft nun erst recht Gefahr, mit
dichotomer Ausschließlichkeit bei einer Weltsicht zu enden, die
den Bruch mit der Normalität gesellschaftlicher Zurichtung nicht wagt und daher
Machenschaften vermutet, die aus der Deckung dieser Normalität heraus agieren. 

Dabei existiert zwischen der Unterstellung, die von dem
SARS-CoV-2-Virus ausgehende Gefahr sei weit übertrieben, und der
affirmativen Anerkennung des staatlich verfügte Quarantäneregimes als
humanistischen und altruistischen Motiven geschuldete Maßnahme viel
Platz für eine Herrschaftskritik, die den technologischen Angriff,
die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen und die angebliche
Alternativlosigkeit das kapitalistischen Akkumulationsregimes als
fortgeschrittene Form von Mangelverwaltung und Klassenherrschaft
zusammendenkt.

Allein die lebensbedrohliche Normalität in vielen Regionen des
Globalen Südens in die Frage einzubeziehen, wie mensch in Zukunft
leben und arbeiten will, ändert alles. Den Blutzoll nicht zu
unterschlagen, der für das gute Leben hierzulande in anderen Teilen
der Welt entrichtet wird, setzt Kritik am neokolonialistischen und
eurozentrischen Agieren auch vieler Linker voraus. Das schmälert die
Zumutungen der deutschen Klassengesellschaft nicht in ihrer
zerstörerischen Gewalt, sondern weitete den Blick für die
Universalität eines Problems, für das es auch in Zukunft keine
nationalen Lösungen geben wird.

Bei der Bewältigung kapitalistischer Krisen standen stets Momente
technologischer Modernisierung und sozialer Innovation im
Vordergrund, so auch dieses Mal. Der globale Charakter der
Coronapandemie bringt zudem Wuchten ins Spiel, durch die das Ausmaß
möglichen Kontrollverlustes epochale Dimensionen annehmen könnte.
Auch vor diesem Hintergrund setzen die AgentInnen kapitalistischer
Fortschrittslogik darauf, den Phoenix wieder aufsteigen zu lassen,
und sei es zum Preis von Verlusten, wie sie ansonsten nur in
Kriegszeiten und bei Hungerkatastrophen erlitten werden.

26. Mai 2020
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RAUB/1244: Brasilien - auf dem Abholzauge blind ... (SB)




Salles zufolge sollte die Regierung es ausnutzen, dass die
Aufmerksamkeit der Gesellschaft auf das Coronavirus gerichtet ist, um
Umweltvorschriften für Amazonien zu lockern, ohne einen Aufschrei zu
erzeugen. "Wir haben in diesem Moment die Gelegenheit, alle Regelungen
zu ändern und die Vorschriften zu vereinfachen."

Brasiliens Umweltminister Ricardo Salles in einer Kabinettssitzung [1]

Während der Corona-Pandemie hat die Zerstörung des Tropenwaldes
weltweit massiv zugenommen. Das geht aus einer Studie der
Umweltstiftung WWF hervor, für die sie Satellitendaten der University
of Maryland auswertete. "Alles weist darauf hin, dass wir es bei der
explodierenden Waldzerstörung mit einem Corona-Effekt zu tun haben",
sagt Christoph Heinrich, Vorstand Naturschutz beim WWF Deutschland.
Die Fläche der Tropenwälder in den 18 untersuchten Ländern schrumpfte
demnach im März um 6500 Quadratkilometer, was etwa siebenmal der
Fläche Berlins entspricht. Dies bedeutet laut WWF-Analyse einen
Anstieg der Waldzerstörung um durchschnittlich 150 Prozent im
Vergleich zu den Jahren 2017 bis 2019. Am meisten betroffen waren im
März Indonesien mit mehr als 1300 Quadratkilometern, der Kongo mit
1000 Quadratkilometern und Brasilien mit 950 Quadratkilometern.

Das nichtstaatliche brasilianische Amazonas-Forschungsinstitut Imazon
registrierte in Amazonien für April eine abgeholzte Fläche von 529
Quadratkilometern - ein Anstieg von 171 Prozent im Vergleich zum April
des vergangenen Jahres. Dem Institut zufolge könnten viele der
Abholzungen in Brasilien von Eindringlingen vorgenommen worden sein,
die noch keine Landtitel besitzen. Der Wissenschaftler Carlos Souza,
der die Veränderung des Amazonas-Waldes untersucht, sagte: "Zuerst
nehmen sie die öffentlichen Flächen ein und danach versuchen sie,
diese Gebiete legal zu bekommen." Dies könnte künftig ein sogenanntes
Landraub-Gesetz ermöglichen, das Präsident Jair Bolsonaro im Dezember
eingebracht hat. Es soll in den kommenden Tagen im Kongreß behandelt
werden. Im Falle einer Verabschiedung würde dies die illegale
Abholzung und unrechtmäßige Besetzung von öffentlichem Land vor 2018
nachträglich legalisieren.

Während die Umweltbeamten in ihrer Arbeit in Brasilien und anderen
Ländern durch die Pandemie stark eingeschränkt werden, machen illegale
Holzfäller und Plünderer anderer Ressourcen einfach weiter. Vielerorts
nutzen die Menschen den Wald auch aufgrund wegbrechender Jobs als
Einnahmequelle. Zum Schutz der Wälder fordert der WWF eine
Unterstützung der Entwicklungs- und Schwellenländer. Technische und
finanzielle Hilfe könnte dazu beitragen, die illegale Entwaldung
einzudämmen. Dazu gehöre nicht nur die bessere Durchsetzung von
Gesetzen, sondern auch die Schaffung alternativer Einkommensquellen.
Wie bei den verheerenden Bränden in Amazonien im vergangenen Jahr, als
führende europäische Politiker damit drohten, das Abkommen zwischen
der EU und dem gemeinsamen Markt Südamerikas Mercosur platzen zu
lassen, sind die internationalen Handelsbeziehungen einer der
entscheidenden Hebel. Hier brauche es dringend bessere und
verbindliche Sozial- und Umweltstandards, insbesondere zu
entwaldungsfreien Lieferketten. Rund ein Sechstel aller in der
Europäischen Union gehandelten Lebensmittel tragen nach WWF-Angaben
zur Entwaldung in den Tropen bei. "Der Schutz der Wälder ist eine
gemeinsame Aufgabe, der sich niemand entziehen kann", so WWF-Vorstand
Heinrich. [2]

Unter Brasiliens rechtsextremem Präsidenten Bolsonaro, der eng mit der
Agrarlobby verbündet ist, hat die Abholzung des Regenwaldes im
Amazonasgebiet drastisch zugenommen. So vergrößerte sich in seinem
ersten Amtsjahr 2019 die Fläche, die geschlagen oder gerodet wurde, um
85 Prozent auf knapp 9166 Quadratkilometer. Die Regierung kritisierte
das staatliche Klimainstitut Inpe mehrfach wegen angeblich zu hoher
Zahlen. Nachdem im Juli eine Zunahme der Waldvernichtung um 278
Prozent und im August um 222 Prozent im Vergleich zu den
Vorjahresmonaten gemessen wurde, entließ Bolsonaro den Leiter des
Instituts, Ricardo Galvao. Er habe überhöhte Zahlen publiziert, um dem
Präsidenten zu schaden, hieß es. Später erwiesen sich die Zahlen
jedoch als korrekt. [3]

Im Verlauf der Corona-Krise ist der CO2-Ausstoß wegen der
Einschränkungen in vielen Ländern der Welt zurückgegangen, doch in
Brasilien könnte er um zehn bis 20 Prozent steigen. Darauf deutet eine
Studie des renommierten Observatorio do Clima, eines nichtstaatlichen
Klimaschutz-Netzwerks, hin. Demnach gleicht der starke Anstieg der
Abholzung im Amazonasgebiet in diesem Jahr den Rückgang der Emissionen
aufgrund der verringerten Wirtschaftsleistung aus. Sollte die
Entwaldung im Mai, Juni und Juli diesen Jahres der des
Vorjahreszeitraums gleichen, könnten in Amazonien 2020 51 Prozent mehr
Emissionen als 2018 ausgestoßen werden. [4]

Per Dekret übertrug Bolsonaro die Kompetenz über die Vergabe von
Forstkonzessionen im Amazonasgebiet vom Umwelt- an das
Landwirtschaftsministerium. Zudem ist die Regierung bestrebt, die
Schutzgebiete indigener Völker für die wirtschaftliche Nutzung wie
etwa den Bergbau zugänglich zu machen. Umweltpolizisten, die per
Verfassung geschützte Gebiete kontrollieren, berichten von einer
starken Zunahme illegaler Aktivitäten wie jener der Goldgräber, die
Teil umfassender mafiöser Strukturen sind. Finanzstarke Hintermänner
sorgen dafür, daß die von Spezialeinheiten zerstörte Infrastruktur des
Raubes umgehend ersetzt wird, wobei sie sich der Unterstützung des
Präsidenten erfreuen. "Ich werde herausfinden, wer für die überzogenen
Razzien verantwortlich ist", drohte Bolsonaro. "Man darf fremdes
Eigentum nicht anzünden. Keine Bagger und keine Lkw. So sehe ich das."

Das Budget der Umweltpolizei Ibama für die Überwachung und den Schutz
des Amazonasgebiets wurde unter Bolsonaro stark gekürzt. Zudem bleiben
verhängte Umweltstrafen für Invasoren wirkungslos, da der Präsident
die Eintreibung der Strafen im Oktober 2019 per Dekret blockiert hat.
Umweltminister Ricardo Salles hat zwei leitende Beamte nach einer
erfolgreichen Razzia auf unbedeutende Verwaltungsposten versetzt,
darunter auch den langjährigen Koordinator Hugo Loss. Suely Araujo war
Leiterin der Umweltpolizei, bis Bolsonaro sie 2019 feuerte und einen
Vertrauten als Nachfolger installierte. Nach knapp eineinhalb Jahren
dieser Regierung sieht Araujo den Umweltschutz in Brasilien massiv
geschwächt. "Die Regierung will Schutzgebiete verkleinern und hat
dafür einen Pakt mit illegalen Goldgräbern geschlossen. Bolsonaros
Politik wirft Brasiliens mühsam aufgebauten Umweltschutz um 40 Jahre
zurück." [5]

Von der Corona-Pandemie besonders gefährdet sind auch die Ureinwohner
Amazoniens, in deren Territorien es nur eine rudimentäre
Gesundheitsversorgung gibt. Ihre Dörfer liegen im Durchschnitt 315
Kilometer vom nächsten Gesundheitsposten entfernt. Brasiliens
Staatsanwaltschaft warnt vor einem möglichen "Genozid". Einer der
wenigen Lichtblicke ist das Urteil eines Richters, das einen
umstrittenen Missionar mit sofortiger Wirkung von einem Spitzenposten
in einer Regierungsbehörde entfernt hat. Ricardo Lopes Dias, ein
evangelikaler Missionar und ehemaliges Mitglied der New Tribes Mission
(NTM)/ Ethnos 360, wurde im Februar zum Leiter der Abteilung für
unkontaktierte Völker der Behörde für indigene Angelegenheiten (Funai)
ernannt. Diese hat in den vergangenen 30 Jahren eine Politik des
Nicht-Kontakts vorgehalten, da der Kontakt mit den Weißen verschiedene
indigene Völker dezimiert hatte, weil sie keine Abwehrkräfte gegen
Krankheiten wie Masern, die Grippe oder einfach nur Schnupfen hatten.
Heute hat die Funai mehr als 100 isolierte Völker registriert.

Die Ernennung von Lopes Dias war höchst umstritten, da evangelikale
Missionare unter Präsident Bolsonaro ihre Bemühungen verstärkt haben,
Kontakt zu unkontaktierten Völkern aufzunehmen. Der Präsident drängt
auf eine Gesetzgebung, die das Land indigener Völker für die
kommerzielle Ausbeutung öffnet, und bedient sich dabei auch
evangelikaler Unterstützung. Nun hat Richter Antonio Souza Prudente
entschieden, daß die Ernennung von Lopes Dias rechtswidrig war,
weshalb dieser mit sofortiger Wirkung seines Amtes enthoben werde: Die
Ernennung sei "ein klarer Interessenkonflikt" und ein "großes Risiko
für die Politik des Verzichts auf erzwungene Kontakte mit
[unkontaktierten indigenen] Völkern... und für das Prinzip der
Selbstbestimmung". Die Staatsanwaltschaft verfügte demnach über
Dokumente, die von internationalen Missionsorganisationen
unterzeichnet wurden, mit denen Ricardo Lopes Dias verbunden ist und
die die Beteiligung der New Tribes Mission in Brasilien, der er zehn
Jahre lang angehörte, an einem Plan zur Herstellung von
Zwangskontakten und zur Evangelisierung unkontaktierter Völker
belegen.

Die Ernennung von Lopes Dias war eine Kriegserklärung an die
unkontaktierten Völker, den Schutz ihrer Territorien und das Recht,
unkontaktiert zu bleiben, wenn sie das wollen. Es ist ein wesentlicher
Teil der Politik Bolsonaros, die indigenen Völker des Landes zu
zerstören, die Teams, die ihre Territorien schützen, aufzulösen und
ihr Land an Holzfäller, Bergleute und Viehzüchter zu verkaufen.
"Unkontaktierte Völker schützen derzeit riesige Gebiete mit
ressourcenreichem, hoch biodiversem Wald. Unter Lopes Dias lief alles
Gefahr, erst für evangelikale Missionare und dann für das Big Business
geöffnet zu werden. Das hätte sehr wahrscheinlich dazu geführt, dass
ganze Völker ausgelöscht worden wären. Jetzt gibt es einen
Hoffnungsschimmer, dass dies nicht geschehen wird", erklärt Sarah
Shenker, Leiterin der Kampagne von Survivals International. Indigene
Organisationen hatten die Kampagne gegen Lopes Dias angeführt,
Survival machte sie weltweit bekannt und betrieb monatelang
Lobbyarbeit bei den Behörden. "Es bleibt zu hoffen, dass Bolsonaro die
Botschaft erhält, dass er, wenn er seine völkermörderische Agenda
fortsetzt, bei jedem Schritt mit Widerstand rechnen kann." [6]

Wie notwendig Widerstand gegen dieses Regime ist, unterstreicht die
vom Obersten Gerichtshof genehmigte Veröffentlichung eines Videos von
der Kabinettssitzung am 22. April. Der kurz darauf zurückgetretene
Justizminister Sergio Moro wollte damit den Versuch Bolsonaros
beweisen, in die föderale Polizei einzugreifen, um Untersuchungen
gegen seine Söhne zu verhindern. Obgleich zu diesem Zeitpunkt bereits
Tausende Menschen am Corona-Virus gestorben waren, wurde darüber kaum
gesprochen. In erster Linie ging es um ein Investitionsprogramm für
die Infrastruktur aus der Feder der Militärs, ein Affront für
Wirtschaftsminister Paulo Guedes. Die zweistündige Sitzung zeigte
klar, wer das Heft in der Hand hat: das Militär und dessen Sachwalter
Bolsonaro. Walter Souza Braga, General und Leiter des Präsidialamts,
führte die Sitzung, erteilte und entzog das Wort. Zwar saßen noch
weitere sieben Generäle im Kabinett, doch hörten sie schweigend zu,
was die ideologischen Einpeitscher von sich gaben. [7]

Bolsonaro pöbelte, drohte und tobte, Dutzende Male benutzte er den
Begriff "verdammte Scheiße". Ziel seiner Tiraden waren besonders die
konservativen Gouverneure von Sao Paulo und Rio de Janeiro, Joao Doria
und Wilson Witzel. Ersteren nannte er "Kacke", letzteren "Gülle".
Beide hatten gegen die Ausbreitung des Corona-Virus eine Quarantäne
verhängt, die Bolsonaro für diktatorisch hält. Daher sei er auch für
die Bewaffnung aller Brasilianer. Sie müßten sich gegen diese Tyrannei
wehren können. Bildungsminister Abraham Weintraub sagte wörtlich: "Ich
würde diese Penner ins Gefängnis stecken. Beginnend mit dem Obersten
Gerichtshof." Er hasse die Kommunistische Partei Chinas, die Brasilien
in eine Kolonie verwandeln wolle, und er hasse den Begriff "Indigene
Völker", da es nur ein Volk, nämlich die Brasilianer gebe. Die
rassistische Familienministerin Damares Alves, eine evangelikale
Pastorin, warnte davor, daß zu viele Kinder in
afro-brasilianischen Gemeinden geboren würden. "Es geht um Werte",
betonte sie. Zynisch berechnend die eingangs zitierte Aufforderung von
Umweltminister Ricardo Salles, man solle die Corona-Krise nutzen, um
umstrittene Vorhaben unbemerkt durchzubringen. Er selbst hat sich
einer solchen Taktik schon mehrfach bedient, um beispielsweise
Amnestievorhaben für Umweltsünder durchzusetzen. [8]

Die forcierte Abholzung des Tropenwaldes während der Corona-Krise ist
im Falle Brasiliens ein von der Regierung begrüßter und beabsichtigter
Prozeß. Diese treibt die Vernichtung indigener Völker und die
Zerstörung eines Ökosystems voran, das für Brasilien selbst wie auch
global von lebensnotwendiger Bedeutung ist. Da der Regenwald das Klima
hervorbringt, welches für seine Existenz unabdingbar ist, führt ein
ungebremster Schwund des Waldes absehbar zu einem Zusammenbruch des
Wettersystems in der Großregion mit verheerenden Folgen. Wann dieser
Kippunkt erreicht ist, weiß man erst dann, wenn die daraus
resultierende unumkehrbare Entwicklung ihren Lauf nimmt und jedes
Rettungsmanöver zu spät kommt.

Die führenden britischen Supermarktketten haben Brasilien mit einer
Auslistung von Produkten aus dem südamerikanischen Land gedroht. Zu
einem solchen Boykott sehen sie sich nach eigenen Angaben gezwungen,
wenn ein von Präsident Jair Bolsonaro unterstütztes Gesetzesvorhaben
angenommen wird, das "zu weiterem Landraub" im Amazonas-Regenwald
ermutige. Das Gesetz würde die illegale Abholzung und unrechtmäßige
Besetzung von öffentlichem Land vor 2018 - insgesamt 570.000
Quadratkilometer, mehr als die Fläche Spaniens - nachträglich
legalisieren.

In einem offenen Brief an brasilianische Abgeordnete und Senatoren
äußern sich die Unternehmen "tief besorgt" über den Erlaß 910, der die
Landnahme von öffentlichen Flächen nachträglich legalisieren würde.
Unterzeichnet wurde das Schreiben unter anderem von den
Einzelhandelsriesen Tesco, Asda, Waitrose, J Sainsbury und Marks &
Spencers, auch Unternehmen wie Burger King UK schlossen sich an. "Wir
rufen die brasilianische Regierung auf, ihre Haltung zu überdenken und
hoffen, auch weiterhin mit unseren Partnern in Brasilien
zusammenarbeiten zu können." Wirtschaftliche Entwicklung und der
Schutz der Umwelt müßten sich nicht gegenseitig ausschließen. [9]

Um diese These mit Leben zu füllen, bedarf es allerdings weit mehr als
einer Boykottdrohung europäischer Supermarktketten, die dabei die
Wünsche ihrer Kundschaft, ihr Unternehmensprofil und ihre Profite im
Blick haben. Folgt man allein den oben genannten Zahlen des WWF,
wonach etwa ein Sechstel aller in der EU gehandelten Lebensmittel zur
Entwaldung in den Tropen beiträgt, gilt es der Forderung nach
entwaldungsfreien Lieferketten gründlich auf den Zahn zu fühlen. Druck
auf die brasilianische Regierung auszuüben, erschöpft sich im gängigen
Umlastungsprozeß, solange Produktionsweise, Lebensstandard und Konsum
im globalen Norden unangetastet bleiben.
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STELLUNGNAHME/084: Russland unter Corona - Hält der Putinsche Konsens? (Kai Ehlers)


Russland unter Corona

Hält der Putinsche Konsens?

von Kai Ehlers, 23. Mai 2020



Wohin geht Russland in der Coronakrise? Es sieht alles so aus, als
werde Russland von der Krise besonders betroffen. Muss Russland sich
auf sich selbst zurückziehen? Soziale Fragen rücken gegenüber
außenpolitischen in den Vordergrund. Harte Methoden bei der Kontrolle
der Quarantäne mischen sich mit einer überraschenden Abgabe von
Kompetenzen Präsident Putins an die Regionen. Wohin führt dieser Weg?

Der Versuch, Antworten auf diese Fragen zu finden, muss
notwendigerweise davon ausgehen, in welcher internationalen Rolle und
in welcher inneren Verfassung Russland vor Beginn der Coronakrise war.
Festzuhalten ist: In der Zeit vor der Krise war Russland, allen
demagogischen Verzerrungen Wladimir Putins als neuer Hitler zum Trotz
in die Rolle eines globalen, wenn auch nicht immer unumstrittenen,
Krisenmanagers hineingewachsen.

Man erinnere sich an die Konflikte um die Ukraine, Syrien, Libyen, den
Iran, die Eskalation des Handelskrieges zwischen den USA und China,
das große NATO-Manöver "Defender 2020" direkt vor Russlands Grenzen.
Man erinnere sich an die Reihe der Kündigungen internationaler
Verträge durch die USA: die Kündigung des INF-Vertrags, die
Verschleppung der anstehenden Verlängerung des Atom-Sperrvertrages,
die Kündigung des Atom-Abkommens mit dem Iran durch die USA, die
Aufkündigung des Klimaabkommens, der Austritt der USA aus dem
Menschenrechtsrat, die Lähmung der WTO.

In all diesen Konflikten kam Russland in wachsendem Maße in die Rolle,
den Status quo der Völkerordnung erhalten zu wollen, wie er sich in
der UNO heute abbildet, und sich nicht provozieren zu lassen.
Stattdessen hat Russland immer wieder Angebote für eine globale
Sicherheitsarchitektur gemacht.

Entstanden war so ein prekäres globales Patt, definiert durch
schrumpfendes Wachstum, wachsende Konkurrenz, die wachsende Zahl von
"Überflüssigen" weltweit, dazu die Klimaproteste. Eine kriegsträchtige
Situation, die aber anders als im vorigen Jahrhundert angesichts der
Existenz atomarer Waffen nicht durch Krieg 'bereinigt' werden konnte.
Es ging nicht vor und nicht zurück. Immer dringlicher wurde auf den
Treffen von Davós der Ruf nach einer "Wirtschaft 0.4", um das Wachstum
der Weltwirtschaft, gemeint ist der Kapitalismus, vor dem "Fall" zu
retten. Am deutlichsten charakterisierte Putin schließlich die globale
Konstellation mit dem Hinweis, wer in der Digitalisierung die Führung
übernehmen könne, der werde die Welt beherrschen.


Innenpolitisch vor 'Corona'

Innenpolitisch war Russland vor der Krise in der Situation, dass Putin
sich nach Jahren des außenpolitischen Krisenmanagements um die inneren
Verhältnisse des Landes kümmern musste. Das betraf vor allem eine
stagnierende Sozialpolitik. Unter der Pyramide der autoritären
Modernisierung war in den Jahren der putinschen Präsidentschaft eine
Situation entstanden ähnlich der in der späten Sowjetunion, als
Initiativen blockiert waren, weil niemand 'oben' unangenehm auffallen
wollte.

Diese Situation wollte Putin in Bewegung bringen. Gleichzeitig stand
er im Begriff, die erreichte Stabilisierung durch eine
Verfassungsänderung über die Zeit seiner Amtsführung hinaus erhalten
zu wollen. Die Reform sollte dafür sorgen, dass er im Jahr 2024 noch
einmal neu gewählt werden könnte. Eine Volksabstimmung sollte am
22.04 2020 letztlich darüber entscheiden. Parallel zu dem
Reformprogramm musste Dmitri Medwedew den Platz frei machen für einen
neuen Ministerpräsidenten, Michael Mistuschin.

Mistuschin trat als Spezialist für Digitalisierung an. Er kommt aus
der Steuerpolitik. Er war Leiter der Steuerbehörde und hat diese
radikal durchdigitalisiert. Er galt darin als sehr erfolgreich. Genau
diesen Impuls wollte Putin als digitale Straffung in die weitere
Modernisierung des Landes einführen.

An diesem Punkt seiner Entwicklung stand Russland, als die Coronakrise
einsetzte. Ein Hinweis ist hier noch wichtig: Putin konnte seine
Politik der Stabilisierung nur auf der Grundlage eines von allen
Seiten geteilten Konsenses durchführen. Konsens ist das Wesen seiner
Politik, Konsens von 'oben' zwischen Regierung, Oligarchen,
Machtstrukturen von Geheimdiensten und Militär, sowie den
Gouverneuren, Konsens von 'unten' zwischen den Regierungsstrukturen
und der Bevölkerung. Inhalt dieses doppelten Konsenses ist: Die
Regierung regiert und wir kümmern uns um den Alltag. Wir wollen
Stabilität, wir wollen uns von der Vergangenheit des Zusammenbruchs
erholen.

Dieser Konsens hielt über zwanzig Jahre. Er hat die innere Stabilität
Russlands hervorgebracht. Mit diesem Konsens ist Putin als
Krisenmanager auch in die globale Situation gegangen, mit der gleichen
konservativen Botschaft: Wir wollen den Frieden und die Ruhe erhalten.
Wir wollen eine friedliche Entwicklung. Wir hatten schon genug Unruhe
in unserer Geschichte.

Putins Krise

Im Zuge der Coronakrise sah man einen Putin, nachdem er sich anfangs
ganz zurückgehalten hatte, den man bis dahin nicht zu sehen gewohnt
war: Bis dahin kannte man einen Putin, der immer Bescheid wusste,
einen Mann, der drei, vier Stunden hintereinander Fragen beantwortet,
einen Sportler mit nackter Brust auf dem Rücken eines Pferdes und
ähnliche Bilder, eben ein starkes Mannsbild. Jetzt sah man Putin in
Quarantäne in seiner Residenz in Nowogarjewo, in der Nähe von Moskau,
etwas schräg am Tisch sitzend, allein vor einem riesigen Bildschirm,
wo er in Papieren blätterte, von denen er, eher betrübt, die
Maßnahmen ablas, die er an die zweiundfünfzig Gouverneure der Regionen
und an die Regierung weitergab.

Stellvertretend für all die, die so in neue Vollmachten eintraten, sei
hier Sergei Sobjanin genannt, der Bürgermeister von Moskau. Er ist
praktisch in die Rolle des nationalen Krisenmanagers geraten. Sobjanin
hat Moskau total absperren lassen. Das Moskauer Beispiel ging auch ins
Land. Andere Städte folgten dem Beispiel des totalen "shut down", wie
es in Moskau vorgemacht wurde. Insofern ist Sobjanin derjenige, der
gegenwärtig den Ton angibt, nicht Putin. Eine weitere Person wäre der
neue Ministerpräsident Mistuschin gewesen - der allerdings
vorübergehend gebremst war, weil er selbst an Corona erkrankte.

Putin beschränkte sich darauf, zu erklären, dass es eine Barbarei und
eine Grausamkeit sei, wenn man sich nicht um das Überleben der
Menschen, sondern nur um die Wirtschaft kümmere. Das sind
bemerkenswerte Töne von Putins Seiten. Er gibt den freundlichen Vater
der Nation, der Menschenopfer vermeiden will. Lieber Menschen retten,
als die Wirtschaft.

Mit seinen aktuellen Anordnungen lockerte Putin die zentrale
Verwaltungspyramide, durch deren Einführung er bei Amtsantritt 2000
die Vollmachten der Gouverneure eingeschränkt hatte. Er lockerte sie
jetzt in einer Weise, von der nicht zu sagen ist, welche Konsequenzen
das für die Zukunft des Landes haben wird. Denn kaum etwas ist
bekanntlich dauerhafter als Provisorien, vor allem, wenn es dabei um
so grundsätzliche Konstellationen der Machtbalance geht.

Das Quarantäne-Regime, das Putins Ansprache in Moskau und in den
Regionen folgte, war indes alles andere als locker, wie nicht zuletzt
daran zu erkennen, dass ihm selbst die Feiern zum 75. Jahrestag des
Kriegsendes geopfert und die geplante Volksabstimmung zur
Verfassungsreform verschoben wurden. Die Maßnahmen des "shut down"
folgten sogar dem chinesischen Modell. Die Bevölkerung achtete zwar zu
80 % die behördlichen Anordnungen, sogar landesweit, wenn man den
Schätzungen dazu glauben darf. Aber der Konsens, der über zwanzig
Jahre gehalten hat, bröckelt. Die Menschen erinnern sich an die Krise
von 2008, die noch einigermaßen glimpflich überstanden werden konnte.
Sie erinnern sich an die Krise von 1998, als Boris Jelzin das Land mit
der Privatisierung in die Krise führte. Und viele, vor allem natürlich
Ältere, beginnen sich sogar an die Krise von 1991/92 zu erinnern, als
die Sowjetunion zusammenbrach und alle Sicherheiten sich auflösten.


Ökonomischer Einbruch 

Zu allem Überfluss kam zum "shut down" noch der Einbruch des Ölpreises
hinzu. Die Öl- und Gaspreise sind um Zweidrittel abgesunken. Vom Öl-
und Gasverkauf hat Russland sich zwar ein großes Finanzpolster
angelegt. Aber dieses Krisenpolster wurde nicht voll eingesetzt, um
die Industriebetriebe zu stützen, die runtergefahren worden sind, und
erst recht nicht für das Auffangen der Arbeitslosen, um es für die
nächsten Jahre vorzuhalten, wenn der Ölpreis möglicherweise noch
weiter fällt.

Das heißt, diese Krise trifft das Land auch ökonomisch ins Herz. Die
Menschen werden zurückgeworfen auf ihre Selbstversorgungsstrukturen,
wo diese noch existieren. Wo diese nicht mehr lebendig sind, droht
existenzielle Not. Was in den letzten zwanzig Jahren an bescheidenem
Wohlstand für die allgemeine Bevölkerung aufgebaut worden ist, steht
jetzt zur Debatte. Von der superreichen Elite ist gesondert zu
sprechen.

Dass die Rückbesinnung auf die traditionellen
Selbstversorgungsstrukturen, was in Russland "familiäre
Zusatzversorgung" genannt wird, also die Grundversorgung durch die
Datscha sich dabei wieder, wie schon so oft in der russischen
Geschichte, als die Ressource erweist, die das Überleben in
Krisenzeiten ermöglicht, kann auch diesmal den Absturz mildern.
Möglicherweise begrüßt ein Teil der älteren Bevölkerung den
erzwungenen Konsumverzicht sogar als Rückkehr Russlands zu sich
selbst. Für die städtische Bevölkerung, vor allem ihren jugendlichen
Teil, ist das allerdings eher zu bezweifeln. Sie sind inzwischen die
Versorgung durch den Supermarkt gewöhnt.

So oder so aber wird Putins Zurückhaltung in der Krise von der
Bevölkerung offenbar als Schwäche wahrgenommen und entsprechend
kommentiert. Putins Rating, das in den letzten Jahren mehr oder
weniger stabil bei 60 oder sogar 70 Prozent gelegen hat, sank nach
Angaben des Lewada-Zentrums im April auf 28 Prozent. (1) Für einen
Mann, der es seit zwanzig Jahren gewohnt ist, von seinem Volk geliebt
zu werden, ist das ein schwerer Einbruch.


Alte Konflikte...

Selbstverständlich existieren auch die außenpolitischen Widersprüche
weiter. Sie sind nur im Moment nicht medientauglich. Das betrifft die
"kleineren" Konflikte: Syrien, Iran; und selbstverständlich gibt es
die großen Konfliktlinien nach wie vor, die vor der Krise in dem
globalen Patt wirksam waren, als die großen Mächte sich gegenseitig
lähmten:

Nur einige aktuelle Beispiele seien genannt:

- Über eine mögliche Initiative der UNO, anregt von Emmanuel Macron
und dem Staat Tunesien, anlässlich der Coronakrise einen globalen
Waffenstillstand zu beschließen, wurde zwei Wochen diskutiert, dann
torpedierten die USA den Vorschlag ohne eine Begründung dafür
abzugeben.

- Der von Moskau in die UNO eingebrachte Antrag, unter den gegebenen
Bedingungen der Coronakrise zu beschließen, die Praktiken bilateraler
Sanktionen zu unterbinden und in Zukunft nur noch Sanktionen
zuzulassen, die vom UNO Sicherheitsrat selbst ausgesprochen werden,
scheiterte am Widerspruch der USA.

- Das NATO-Manöver, das zu Beginn der Krise zunächst ausgesetzt worden
ist, wurde für das kommende Jahr bereits wieder angekündigt. Das
Manöver ist keineswegs vom Tisch. Es ist als strategische Aktion auf
mehrere Jahre angelegt.

- Und schließlich verwandelte sich der Handelskrieg zwischen China und
den USA in die Frage, wer Schuld an dem Aufkommen der Coronakrise
trage und wer für den Schaden aufzukommen habe, der durch das
weltweite "shut down" entstanden ist.

So setzen sich die alten Konflikte zwischen den großen "Playern" fort.
Ins Zentrum aber rückt, wie vorauszusehen, die Frage der
Digitalisierung. Ein Tsunami der Digitalisierung geht schon jetzt im
Zuge der Krise um den ganzen Globus. Die großen 'Player' überbieten
sich darüber hinaus gegenseitig in der Vorlage nationaler
Entwicklungsprogramme zu Digitalisierung und Entwicklung 'künstlicher
Intelligenz': China, USA, Europa und Russland nicht anders, um, wie es
heißt, das wirtschaftliche Wachstum nach der Krise anzukurbeln. Putin
mahnt in einem seiner neuesten Auftritte seine Landsleute zu
verstärkten Anstrengungen auf dem Gebiet der bio-technologischen
Forschung, der künstlichen Intelligenz und der Robotik. Damit liegt er
ganz im Sinne seiner vor der Krise geäußerten Positionen und dem
bereits mit Antritt von Mistuschin eingeleiteten digitalen Reformen.

Dies alles bedeutet, dass nach der Krise, in der Tat, wie es allgemein
heißt, nichts so sein wird wie vorher. Im Gegenteil sieht alles so
aus, als ob das Patt, welches vor der Krise bestand, im Zuge der
anstehenden Kämpfe um die Vorherrschaft auf dem Felde der
Digitalisierung nach der Krise in eine Eskalation auf neuer Stufe
übergehen wird. Wie diese Stufe dann aussehen und wie diese Eskalation
ausgehen wird, ist vollkommen offen.

Nicht absehbar ist auch, ob Putin den Impuls der Dezentralisierung,
den die jetzige Krise für Russlands innere Situation erzwang, wieder
zurückholen will oder auch kann. Die Entscheidung dazu liegt
möglicherweise nicht mehr allein bei ihm. Dazu braucht es die
entsprechende Bereitschaft der Bevölkerung selbst. Schon die
Nachholung der nur aufgeschobenen Volksabstimmung zur
Verfassungsreform könnte es zeigen.


Anmerkung:

(1) Details dazu: Russland News vom 14 Mai 2020
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GENDER/071: Ungarn - Diskriminierung von Transmenschen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ungarn: Diskriminierung von Transmenschen

Vom Humanistischen Pressedienst, 26. Mai 2020



Menschen mit Transhintergrund können in Ungarn ihr Geschlecht bald
nicht mehr in ihren Dokumenten ändern lassen. Mit 133 zu 57 Stimmen
wurde letzte Woche der Gesetzesentwurf der regierenden rechten
Fidesz-Partei angenommen, der ihnen dieses Recht nimmt. Nun steht nur
noch die Unterschrift von Präsident János Áder aus.
Menschenrechtsorganisationen verurteilen den Entschluss scharf und
fordern Áder auf, nicht zu unterzeichnen. Zudem planen sie eine
Klage vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte.

Dass Victor Orbán und seine Partei Fidesz [1] ein antiquiertes und
menschenfeindliches Bild davon haben, wie sexuelle Orientierung,
Familie und geschlechtliche Identität auszusehen haben, haben sie
schon mehrfach mit ihren Aussagen und Beschlüssen demonstriert. So
wurde im Jahre 2018 der Studiengang Gender Studies [2] einfach
abgeschafft, im Jahr 2019 wurden Frauen Kredite angeboten, die sie bei
Erstheirat und ausreichender Kinderproduktion nicht zurückzuzahlen [3]
brauchten und in diesem Jahr wird es Inter- oder Transpersonen nicht
mehr möglich sein, den Geschlechtseintrag in standesamtlichen und
anderen Dokumenten zu ändern. Mit einer Zweidrittelmehrheit hat
Ungarns Regierung, wie bereits Ende März angekündigt [4], nun
beschlossen, die Möglichkeit einer Änderung des Geschlechtseintrages
abzuschaffen. Die noch benötigte Unterschrift des Präsidenten János
Áder, ebenfalls von der Fidesz-Partei, scheint, trotz
gegenteiliger Forderungen von LGBTQIA+-Gruppen, nurmehr Formsache zu
sein.

Obwohl die Regierung behauptet, dass das Gesetz nur dazu erlassen
worden sei, um rechtliche Klarheit zu schaffen [5], widersprechen
Menschenrechtsorganisationen dem vehement. Nimmt das Gesetz doch
Menschen das Recht, ihre geschlechtliche Identität zu finden und durch
ihre Unterlagen zu belegen. Auch öffnet es weiteren Möglichkeiten der
Diskriminierung Tür und Tor. Wer möchte schon in die Situation
gebracht werden, zum Beispiel eine Geschlechtsanpassung immer und
immer wieder beim Vorzeigen benötigter Unterlagen erklären zu müssen.
Schon die Formulierung der Pressemitteilung zum Gesetz zeigt das krude
Verständnis der Fidesz-Regierung auf. So seien Frauen und Männer nicht
im Ausleben ihrer Identität durch das Gesetz gehindert. Dass es nicht
nur Frauen und Männer gibt, dass es Schwierigkeiten gibt, wenn eine
Person sich zum Beispiel als Frau vorstellt, aber Unterlagen vorlegen
muss, in denen ein männliches Geschlecht eingetragen ist, wird
komplett ignoriert.

Ein dreijähriger Rückstand von Anträgen auf
Änderung des Geschlechtseintrages wird nun komplett abgelehnt [6].

Die ungarische Háttér Society sowie andere LGBTQIA+-Organisationen
haben das Gesetz scharf kritisiert und eine Online-Kampagne unter dem
Hashtag #drop33 gestartet. Damit soll Paragraf 33 der ungarischen
Gesetzgebung symbolisch in den Mülleimer geworfen werden. Auch die
Menschenrechtskommissarin des Europarats kritisiert das Gesetz und
sieht in ihm einen Widerspruch zum Gesetz der Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte [7]. Obwohl solch eine
Klage Jahre dauert, während derer Menschen das Recht zur Veränderung
des Geschlechtseintrages in ihren Unterlagen verwehrt bleibt, planen
Menschenrechtsgruppen eine Klage vor dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte in Straßburg.


Erstveröffentlichung:

https://hpd.de/artikel/ungarn-diskriminierung-transmenschen-18078


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Fidesz_%E2%80%93_Ungarischer_B%C3%BCrgerbund

[2] https://www.zeit.de/politik/ausland/2018-10/gender-studies-ungarn-studienfach-abschaffung-universitaeten-viktor-orban

[3] https://hpd.de/artikel/ungarn-orban-will-geburtenrate-steigern-16690 

[4] https://www.dw.com/en/viktor-orban-expands-hungarys-anti-lgbtq-measures/a-53526969

[5] https://www.derstandard.de/story/2000117601219/ungarn-verbietet-aenderung-des-biologischen-geschlechts-im-personenregister?

[6] https://www.bbc.com/news/world-europe-52727615

[7] https://www.dw.com/de/ungarn-nimmt-transsexuelle-ins-visier-r%C3%BCckfall-ins-mittelalter/a-53505019
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INTERNATIONAL/260: Uruguay - "Die Pandemie Rassismus hat in unserer Gesellschaft Tradition" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Uruguay 

"Die Pandemie Rassismus hat in unserer Gesellschaft Tradition"



Im Zuge des Social Distancing nimmt geschlechtsspezifische
Gewalt rasant zu. Besonders betroffen sind afrikanischstämmige
Frauen.

(Montevideo, 18. Mai 2020, saladeredacción) - COVID-19 verschärft die
Probleme der verwundbarsten Bevölkerungsgruppen, finden
afro-uruguayische Gemeinden. "Rassismus und Diskriminierung gehören
zum Alltag der afrikanisch-stämmigen Bevölkerung - von der Zeit der
Sklaverei bis heute", erklärt Carla Méndez, Mitglied des
afro-uruguayischen Frauenkollektivs Mizangas Mujeres
Afrodescendientes. Die gegenwärtige Pandemie-Situation trage das
ihrige dazu bei, um rassistisch bedingte Ungleichheiten weiter zu
verstärken. "Rassismus ist eine Pandemie, die die Geschichte unserer
Gesellschaft begleitet", so Méndez weiter.


Das Rassismus-Virus bestimmt das Leben

Zwar gibt die Regierung seit der Ausrufung des Gesundheitsnotstands am
13. März regelmäßig Lebensmittelkörbe aus, jedoch sind insbesondere
die afro-uruguayischen Bevölkerungsgruppen mit den von den Behörden
ergriffenen Maßnahmen unzufrieden: Die Hilfeleistungen seien
beschränkt, so Méndez, "denn sie bieten keine mittel- und
langfristigen Perspektiven und berücksichtigen nicht die bestehenden
strukturellen Ungleichheiten."

"Ob Corona oder nicht: das Rassismus-Virus bestimmt das Leben", betont
das Mizanga-Kollektiv in einer Pressemitteilung. Die aktuelle
Situation im Land beschreiben sie folgendermaßen: "Der Staat muss die
verwundbarsten Menschen schützen. Wir fordern effektive Maßnahmen, die
die Rechte von Hausangestellten, Wohnungslosen, Sexarbeiter*innen,
Tagelöhner*innen, Schausteller*innen, Straßenverkäufer*innen und
Künstler*innen garantieren."


Afrikanisch-stämmige Frauen erleben mehr Gewalt als
andere

Orlando Rivero, ehemaliger Berater der uruguayischen Planungsbehörde
OPP (Oficina de Planeamiento y Presupuesto), bekräftigte, die
verletzliche Situation der afrikanisch-stämmigen Bevölkerung habe
sich durch die Pandemie verschlimmert, sie sei jedoch "schon
seit einigen Jahren kritisch; das ist nicht erst seit heute so".
Rivero erklärte weiter, das Schlimmste sei der hohe Anteil an
informellen Beschäftigungsverhältnissen, "wovon überwiegend die
afrikanisch-stämmige Bevölkerung betroffen ist, somit ist für sie auch
der Zugang zur Gesundheitsversorgung schwieriger."

Rivero kritisierte, dass sich anhand der behördlichen Daten nicht
feststellen lasse, ob die mit dem Coronavirus infizierten Personen
afrikanisch-stämmig sind. Laut Beatriz Ramírez, Direktorin für
Menschenrechte im Ministerium für soziale Entwicklung (Mides)
betrachten antirassistische Organisationen die Auswirkungen der
sozialen Distanz auf das Leben afrikanisch-stämmiger Frauen als
besonders besorgniserregend, denn diese führe zu einer Zunahme der
geschlechtsspezifischen Gewalt: "Die Frauen haben nun keine
Möglichkeit, ihre Sachen zu machen und ihren Lebensunterhalt zu
verdienen." Dazu Méndez: "Afro-uruguayische Frauen erleben mehr
geschlechtsspezifische Gewalt als andere Frauen", weshalb sich die
Arbeit der verschiedenen Gruppen auf diese Art von Gewalt
konzentriere. "Wir wissen sehr genau, dass die gegenwärtige Pandemie
rassistische Gewalt in den Einkaufszentren und auf den Straßen
begünstigt, während in den privaten Haushalten patriarchale Gewalt
zunimmt, ohne dass der Staat sich dieses Problems in angemessener
Weise annimmt", so die Gruppe Mizangas in ihrer Erklärung.


Solidaritätskampagnen

Aufgrund der gesundheitlichen Notlage wurden verschiedene Aktionen
veranstaltet, um die stärker gefährdete Bevölkerung zu unterstützen.
Der Anti-Rassismus-Block und die Yambo-Kenia-Gruppe sammelten in
verschiedenen Stadtteilen Spenden. Aus Rivera berichtet Gilda Machado,
wie ihre Gruppe Identidad Afro Rivera (Idafro) das Personal des
örtlichen Krankenhauses mit Mundschutz und medizinischer
Schutzbekleidung versorgt. "Das Krankenhaus stellt den Vliesstoff und
gibt uns ein Modell, und wir schneidern die Schutzbekleidung."


Mehr als ein Korb mit Lebensmitteln

Verschiedene soziale Organisationen in Montevideo als auch im
Landesinneren seien damit beschäftigt, Geld zu sammeln, um der
Bevölkerung beim Kauf von Lebensmitteln zu helfen, berichtet Machado.
"Die Idee ist, afro-uruguayische Familien, LGBTs und Behinderte, die
sich in kritischen Situationen befinden, zu erfassen und ihnen dieses
Geld als Unterstützung zukommen zu lassen, damit es in den Geschäften
innerhalb des eigenen Bezirks wieder ausgegeben wird", erklärte
Machado. Dies sei mehr, als den Familien mit einem Korb Essen zu
helfen, denn da das Geld in der Nachbarschaft bleibe, werde zusätzlich
ein Beitrag zur Solidarwirtschaft geleistet, ergänzt Méndez. "Dann
helfen wir auch den Läden in den Vierteln. Es ist ein kleiner Beitrag
zur Unterstützung des lokalen Einzelhandels".


Spendenakquise und politische Mobilisierung

Das Mizanga-Kollektiv startete auch eine Kleidersammlung für Frauen,
die mit ihren Kindern im Gefängnis sitzen. "Wir erhielten viel
Unterstützung aus der Gemeinde; am Ende hatte wir mehr Kleiderspenden,
als wir brauchten, so dass wir auch was an andere Verbände weitergeben
konnten, die noch Bedarf hatten", so Méndez. Ihre Gruppe habe außerdem
an einer Video-Kampagne teilgenommen, die international gestartet
wurde, um gegen die Erprobung eines Impfstoffs in Afrika zu
protestieren. "Wir haben ein Video dagegen produziert und die Leute
ermutigt, eigene Videos zu machen und zu senden", erzählt das
Kollektivmitglied.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/die-pandemie-rassismus-hat-in-unserer-gesellschaft-tradition/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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RENTE/753: Die Lebenszufriedenheit steigt nach Renteneintritt je nach Geschlecht und Erwerbsstatus (idw)


GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften - 25.05.2020

Die Lebenszufriedenheit steigt nach Renteneintritt je nach Geschlecht und
Erwerbsstatus



Der Renteneintritt ist ein einschneidender Umbruch im Leben, der sich
potenziell sowohl positiv als auch negativ auf die subjektive Bewertung
der eigenen Lebensqualität auswirken kann. Mithilfe von Daten aus dem
Survey of Health, Ageing and Retirement in Europe (SHARE) untersucht
Valentina Ponomarenko (GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften)
in ihrem in der aktuellen Ausgabe des Informationsdienst Soziale
Indikatoren (ISI 64) erscheinenden Artikel die kurz- und langfristigen
Veränderungen und kommt zu dem Schluss: Die Entwicklung der
Lebenszufriedenheit nach der Verrentung hängt maßgeblich von der
individuellen Situation ab.

Subjektives Wohlbefinden spielt eine wichtige Rolle für "erfolgreiches
Altern", hält gesund und verlängert die Lebenserwartung, das haben Studien
in der Vergangenheit gezeigt. Doch welche Rolle spielt die Rente dafür?
Auf der Basis der SHARE-Daten erfasst Valentina Ponomarenko in ihrer
empirischen Studie die Entwicklung der subjektiven Lebenszufriedenheit mit
dem Renteneintritt über einen längeren Zeitraum, in mehreren europäischen
Ländern und für einzelne Bevölkerungsgruppen. Die Ergebnisse basieren auf
einer Stichprobe mit 35.210 Befragten aus 18 Ländern, die zwischen 2004
und 2017 mindestens zwei bis maximal fünfmal befragt wurden. Zum Zeitpunkt
der ersten Befragung waren die Befragten zwischen 50 und 80 Jahre alt und
noch nicht verrentet.

Die Modelle zeigen positive Veränderungen der Lebenszufriedenheit für alle
untersuchten Teilpopulationen, jedoch variieren diese zwischen den
Geschlechtern und den Umständen der Verrentung. Die geringste Veränderung
zeigen Männer und unmittelbar vor Renteneintritt Erwerbstätige, sie
erleben keine statistisch signifikante Steigerung der Lebenszufriedenheit.
Bei Frauen hingegen steigt die Zufriedenheit mit dem Renteneintritt in
geringem Maße - dieser Effekt ist so noch nicht dokumentiert und weicht
von den Ergebnissen vorheriger Studien ab. Die größte Steigerung der
Lebenszufriedenheit nach dem Übertritt in die Rente erleben jedoch
Erwerbslose und (z.B. aufgrund einer Krankheit) Inaktive. Erklären lässt
sich dieser Effekt mit der Rollentheorie: Während der Verlust der Rolle
als Erwerbstätige(r), Fachkraft oder Ernährer(in) eine Verschlechterung
der Lebenszufriedenheit bedeuten kann, kann das Ablegen der mit einem
Stigma verbundenen Rolle der Erwerbslosigkeit die Lebenszufriedenheit
positiv beeinflussen.

Im europäischen Vergleich zeigt sich: In den meisten untersuchten Ländern
wirkt sich der Renteneintritt positiv aus, insbesondere in Polen, Spanien
und der Tschechischen Republik. Österreich, Israel, Griechenland und
Italien hingegen zeigen einen negativen Effekt der Rente auf die
subjektive Lebenszufriedenheit. Um positive oder negative Ausreißer
reduziert, ergibt sich ein geringer aber statistisch signifikant positiver
Effekt der Rente auf die Zufriedenheit für den gesamten untersuchten
europäischen Raum.

Besonders zufrieden sind Neurentnerinnen und -rentner zu Beginn ihrer
Rente, wie die Langfristbetrachtung einer reduzierten Stichprobe von 6.000
Befragten zeigt, mit der Zeit flacht der positive Effekt ab. Rentnerinnen
und Rentner erleben also offenbar eine "Flitterwochenphase", in der sie
neu gewonnene Freizeit und Freiheiten besonders genießen.


Als eine der weltweit führenden Infrastruktureinrichtungen für die
Sozialwissenschaften steht das GESIS - Leibniz-Institut für
Sozialwissenschaften Forscherinnen und Forschern auf allen Ebene ihrer
Forschungsvorhaben mit seiner Expertise und seinen Dienstleistungen
beratend zur Seite, so dass gesellschaftlich relevante Fragen auf der
Basis neuester wissenschaftlicher Methoden, qualitativ hochwertiger Daten
und Forschungsinformationen beantwortet werden können. GESIS ist Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft und unterhält institutionelle und projektbezogene
Kooperationen mit vielen Universitäten und Forschungseinrichtungen im In-
und Ausland. GESIS ist an wichtigen europäischen Projekten wie u.a. dem
European Social Survey (ESS), der European Value Study (EVS), dem
europäischen Archivverbund CESSDA, oder dem OECD-Projekt Programme for the
International Assessment of Adult Competencies (PIAAC) beteiligt.


Zur aktuellen Ausgabe (ISI 64):

https://www.gesis.org/fileadmin/upload/forschung/publikationen/zeitschriften/isi/ISI-64.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution479

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften, 25.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2399: Energiewende braucht Aufwind - Windräder sollen Kommunen und Bürgern finanziell nutzen (idw)


Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig -
25.05.2020

Energiewende braucht Aufwind: Windräder sollen Kommunen und Bürgern
finanziell nutzen

• Anrainer-Kommunen sollen an Windrädern bis zu 20.000 Euro im Jahr
mitverdienen

• Forscher schlagen vergünstigten Bürgerstromtarif für Haushalte
im Umkreis von Windrädern vor



Berlin, 25. Mai 2020 - Der Ausbau der Windenergie in Deutschland hat in
den letzten Jahren eine Flaute erlebt. Akzeptanzprobleme bei
Anrainer-Kommunen und Einschränkungen von Bürgerenergieprojekten haben zu
einem starken Rückgang beim Ausbau von Windenergieanlagen geführt. Um der
Windenergie als zentralem Bestandteil der Energiewende in Deutschland
neuen Aufwind zu geben, kommen nun neue finanzielle kommunale
Beteiligungsinstrumente ins Gespräch. So sollen Anlagenbetreiber über das
Erneuerbare-Energien-Gesetz verpflichtet werden, je Kilowattstunde
erzeugter Strommenge 0,1 Cent an Standort- und Nachbarkommunen des
Windrades zu zahlen. Den Vorschlag, der vom Bundeswirtschaftsministerium
in einen Gesetzgebungsprozess aufgenommen wurde, haben das Institut für
ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) gemeinsam mit der
Rechtsanwaltskanzlei Becker Büttner Held und dem Institut für Klimaschutz,
Energie und Mobilität erarbeitet.

"Kommunen und Bürgerinnen und Bürger an den Umsätzen und Gewinnen von
Windenergieanlagen vor Ort zu beteiligen, ist ein wichtiger Faktor um
Akzeptanz zu stärken - das bestätigt eine Vielzahl aktueller
Forschungsarbeiten", erläutert Studienautor Steven Salecki vom IÖW. "Wir
schlagen vor, dass alle Kommunen innerhalb eines definierten Umkreises,
der etwa dem 15-fachen der Anlagenhöhe entspricht, finanziell beteiligt
werden. Pro Windrad ergeben sich so jährlich circa 10.000 Euro, die sicher
an die Kommune fließen."

Windpark mit fünf Windrädern: Bis zu 100.000 Euro für
Anrainerkommune

Neben der kommunalen Beteiligung empfehlen die Energieexperten, dass die
Anlagenbetreiber privaten Haushalten im Umkreis des Windrads einen
vergünstigten Bürgerstromtarif anbieten. Ist dieser etwa 20 Prozent
günstiger als der lokale Grundversorgertarif, kann ein
Vierpersonenhaushalt so pro Jahr durchschnittlich 100 bis 200 Euro sparen.
Wird vor Ort kein vergünstigter Stromtarif angeboten, so soll die Zahlung
an die Kommune auf zwei Euro pro Megawattstunde erhöht werden, also ca.
20.000 Euro pro Windrad und Jahr. Bei einem Windpark von fünf Anlagen
erhielte eine Anrainerkommune somit bis zu 100.000 Euro. "Wir gehen davon
aus, dass damit ein starker Anreiz geschaffen wird, dass sich Kommunen
wieder für die Ansiedelung von Windenergie interessieren, sich aktiv in
die Regionalplanung einbringen und die Errichtung von Windanlagen durch
lokale Akteure unterstützen", erläutert IÖW-Energieexperte Bernd Hirschl
die Erwartungen an die finanziellen Anreize.

Basis für die Empfehlung der Forscher an das Bundeswirtschaftsministerium
war eine umfangreiche Bewertung verschiedener Instrumente, die das Ziel
verfolgen, über eine finanzielle Beteiligung von Kommunen die Akzeptanz
für den Windenergieausbau an Land zu erhöhen.



Das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) ist ein führendes
wissenschaftliches Institut auf dem Gebiet der praxisorientierten
Nachhaltigkeitsforschung. Über 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
erarbeiten Strategien und Handlungsansätze für ein zukunftsfähiges
Wirtschaften - für eine Ökonomie, die ein gutes Leben ermöglicht und die
natürlichen Grundlagen erhält. Das Institut arbeitet gemeinnützig und ohne
öffentliche Grundförderung.

www.ioew.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution472

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig, 25.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1975: ver.di zum Rettungspaket Lufthansa (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
25. Mai 2020

ver.di zum Rettungspaket Lufthansa



Berlin - Zur heutigen (25. Mai 2020) Ankündigung, dass eine Einigung auf
ein staatliches Rettungspaket für die Lufthansa kurz bevorstehe, erklärt
die stellvertretende Vorsitzende der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Christine Behle:

"Wir begrüßen die grundsätzliche Verständigung auf ein Rettungspaket
für die Lufthansa. Dies ist dringend nötig, um die sonst drohende
Insolvenz abzuwenden. Nicht akzeptabel aber sind Vorgaben der
EU-Kommission, nach denen wertvolle Start- und Landerechte in
Frankfurt und München an andere Airlines vergeben werden müssen.

Dies gefährdet nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit der Lufthansa,
sondern auch die Arbeitsplätze der rund 140.000 Beschäftigten.

Neben dem Erhalt der Arbeitsplätze ist es zudem notwendig, die guten
tariflichen Standards für die Beschäftigten zu sichern und den
Lufthansa-Konzern zukunftssicher und konkurrenzfähig aufzustellen.
Dann sollten keine Airlines gefördert werden, die auf Kosten der
Beschäftigten für einen harten Preiswettbewerb stehen."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 25.05.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/07282: Einflüsse auf Jahrzehnte (SB)


Wer an die amerikanische Schachlegende Paul Morphy denkt, der erinnert
sich gewiß an erster Stelle an seine Partie gegen das Beratergespann
Graf Isouard und Herzog von Braunschweig, in der Morphy das Turm-
Läufer-Matt auf d8 zur lehrbuchmäßigen Komposition erhob.
Austragungsort der Begegnung war im September 1858 übrigens das
Pariser Opernhaus, doch statt sich den Gesängen der italienischen Oper
'Der Barbier von Sevilla' hinzugeben, übte sich das Trio lieber in der
Schachkunst. Auf jeden Fall hatte Morphy seinerzeit die alte Welt
mächtig aufgerüttelt und auf Jahrzehnte hinaus inspiriert. Lange Zeit
später warf der Wiener Meister Onderka im heutigen Rätsel der Sphinx
eine Stellung auf das Brett, wo sich die Morphysche Kernkombination in
abgewandelter Form, aber ideen- und sinngleich, zur Anwendung bringen
ließ. Also, Wanderer, nach all dem Gesagten sollte die Lösung des
dreizügigen Mattproblems leicht für dich zu finden sein.






[image: SCHACH-SPHINX/07282: Einflüsse auf Jahrzehnte (SB)]



Onderka - N.N.

Wien 1958


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Gendel hatte den Bankrott seiner Stellung vielleicht vorgeahnt, doch
Suschkewizs taktischen Schlag mit 1...Tg8xg3+! mit Sicherheit nicht
gesehen. Gendel hatte noch Zeit zu 2.Td3xg3, doch nach dem
überraschenden Turmzug 2...Tb8-g8!! entstand eine derart enge
Fesselstellung, daß er die Lust zum Weiterspielen verlor und zugleich
aufgab.



Erstveröffentlichung am 5. Mai 2007

26. Mai 2020
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INSEKTEN/313: Schmetterlinge à la carte (UFZ)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung, 25. Mai 2020

Schmetterlinge à la carte

Der erste gesamtdeutsche Atlas der Tagfalter und Widderchen ist
erschienen



Wie sehen die aktuellen Trends in der deutschen Schmetterlingswelt
aus? Welche Arten flattern durch welche Regionen? Welche Bestände sind
in den letzten Jahrzehnten verschwunden, welche haben noch eine
Chance? Und wo haben sich Neuankömmlinge etabliert? Die Antworten auf
solche Fragen liefert der neue "Verbreitungsatlas der Tagfalter und
Widderchen Deutschlands", an dem auch Wissenschaftler vom
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) in Halle intensiv
mitgearbeitet haben. Zum ersten Mal gibt es damit nun einen
detaillierten gesamtdeutschen Überblick über die Vorkommen dieser
populären Insekten.

Wer einen Apollo-Falter einmal live sehen möchte, hat in Deutschland
kaum noch Gelegenheit dazu. Viele seiner Lebensräume in sonnigen,
blütenreichen Felslandschaften hat der Schmetterling mit den schwarzen
und roten Flecken auf den Flügeln im 20. Jahrhundert verloren. Heute
kommt die streng geschützte Art nur noch in ein paar vereinzelten
Gebieten in Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Bayern vor.




[image: Bild: Foto: © Erk Dallmeyer]

Lycaena helle - Blauschillernder Feuerfalter. Ein Bewohner feuchter
ursprünglicher Lebensräume; gefährdet durch Habitatverlust durch
Entwässerung, Aufforstung und Sukzession. Die Art ist ein
Klimawandelverlierer mit nur noch wenigen Restvorkommen in
Deutschland.

Bild: Foto: © Erk Dallmeyer



Viel bessere Chancen haben interessierte Falter-Beobachter dagegen
beim dekorativen Schwalbenschwanz. Dessen Verbreitung hat zwar vor
allem im Norden und Nordwesten des Landes einige Lücken. Ansonsten
aber flattert er bundesweit durch zahlreiche offene Landschaften und
lässt sich immer wieder auch in Gärten sehen.

Solche Informationen bietet der neue Atlas nicht nur für die 184 in
Deutschland heimischen Tagfalter-Arten. Vertreten sind auch die 24
verschiedenen Widderchen, die tagsüber aktiv sind, wenngleich sie
eigentlich zu den Nachtfaltern gehören. Jede dieser insgesamt 208
Arten stellen die Autoren mit attraktiven Fotos und einem kurzen
Portrait vor, in dem Informationen zu Lebensräumen und Biologie,
Gefährdung und Schutz zusammengefasst sind. Vor allem aber gibt es für
die Tagfalter detaillierte Verbreitungskarten, die in zehn mal zehn
Kilometer große Quadrate unterteilt sind. In jedem davon verrät ein
Symbol, ob die Art dort bis zum Jahr 1900, in verschiedenen
Abschnitten des 20. Jahrhunderts oder nach dem Jahr 2000 nachgewiesen
wurde.




[image: Bild: Foto: © Erk Dallmeyer]

Zygaena carniolica - Esparsetten-Widderchen. Eine noch bundesweit
verbreitete, aber regional bereits gefährdete Art aus der Gruppe der
schwarz-roten Widderchen, die aufgrund ihrer Zeichnung oft auch als
Blutströpfchen bezeichnet werden. Die Art kommt auf extensiv
beweideten oder gelegentlich gemähten Halbtrockenrasen auf
basenreichen Trockenstandorten vor.

Bild: Foto: © Erk Dallmeyer



All diese Informationen zusammenzutragen, war allerdings eine echte
Herausforderung. "Als wir vor etwa zehn Jahren die Idee und das
Konzept für den Atlas entwickelten, war nicht abzusehen, welchen
materiellen, technischen, personellen und administrativen Aufwand es
zu bewältigen galt", sagt Erst-Autor Rolf Reinhardt aus dem
sächsischen Mittweida, als Vertreter der Entomofaunistischen
Gesellschaft. Nur dank der meist ehrenamtlichen Mitarbeit zahlreicher
Falter-Enthusiasten aus ganz Deutschland habe man das Mammut-Projekt
überhaupt realisieren können.

Denn hinter jedem Punkt auf der Karte steckt viel Arbeit und
Erfahrung. Schließlich galt es, möglichst zahlreiche Informationen
über die Vorkommen der einzelnen Arten auszuwerten, auf ihre
Plausibilität und Aktualität zu prüfen und wenn möglich auch über
längere Zeiträume zu vergleichen. Da Tagfalter populäre Insekten sind,
gibt es zu diesem Thema auch reichlich Beobachtungen. Landesämter und
Behörden haben ebenso Daten zusammengetragen wie Vereine, Museen,
Arbeitsgemeinschaften, wissenschaftliche Projekte oder interessierte
Privatleute. Das UFZ hat 2005 zudem gemeinsam mit der Gesellschaft für
Schmetterlingsschutz (GfS) ein Citizen Science-Projekt namens
"Tagfalter-Monitoring Deutschland" ins Leben gerufen, bei dem alle
Interessierten mitmachen können. Bundesweit laufen Falter-Fans seither
im Sommerhalbjahr immer wieder festgelegte Strecken ab und zählen die
dabei beobachteten Tiere.




[image: Bild: Foto: © Erk Dallmeyer]

Carterocephalus palaemon - Gelbwürfeliger Dickkopffalter. Eine im
Süden und der Mitte Deutschlands noch gut verbreitete Art, die v.a.
unter der Monotonisierung der Landschaft leidet und vom Zulassen
mehrjähriger Brachestreifen oder Altgrasbereichen profitiert.

Bild: Foto: © Erk Dallmeyer



Das Problem war nur, dass all diese Informationen in unterschiedlichen
Datenbanken gespeichert waren, die nicht unbedingt miteinander
kompatibel sind. Diesen Wissensschatz verwertbar zu machen, war für
Bioinformatiker Alexander Harpke vom UFZ daher ein hartes Stück
Arbeit. Mehr als sechs Millionen Datensätze hat er dafür im Laufe der
Jahre aufbereitet. "Die eigens für den Atlas entwickelte
Daten-Infrastruktur ist wegweisend und soll als Basis auch für
zukünftige Biodiversitätsprojekte dienen", betont der Forscher.

Mit ihrer Hilfe ist es nun zum ersten Mal gelungen, einen kompletten
Überblick über die Vorkommen sämtlicher Tagfalter und Widderchen
Deutschlands zu gewinnen. Das einzige vergleichbare Werk, das es
bisher gab, stammte noch aus den 1980er Jahren und beschränkte sich
auf das Gebiet der DDR. Ansonsten war die Falter-Welt nur für einzelne
Bundesländer oder Regionen genau erfasst worden. Entsprechend stolz
ist man beim Verlag Eugen Ulmer auf den ersten bundesweiten Atlas.
"Der Band ist ein Highlight unseres äußerst erfolgreichen
Buchprogramms zu Natur- und Artenschutz, in dem in den letzten Jahren
Standardwerke zu Wildbienen, Amphibien und dem Wolf veröffentlicht
wurden", sagt Programmleiter Volker Hühn.

In ihrem Vorwort zum Atlas betont Prof. Beate Jessel, Präsidentin des
Bundesamtes für Naturschutz (BfN): "Mit dem ersten bundesweiten
Verbreitungsatlas der Tagfalter und Widderchen liegen ein
beeindruckender Überblick und ein Referenzwerk vor. Er soll aber auch
dazu anregen, am Schutz der Tagfalter aktiv mitzuwirken und sich im
Rahmen von Kartierprojekten weiter zu engagieren. Denn die
kontinuierliche Erfassung der Artenvielfalt und die Durchführung von
gezielten Schutz- und Pflegemaßnahmen sind zum dauerhaften Erhalt der
biologischen Vielfalt unbedingt notwendig".

Selbst wer sich nur aus ästhetischen Gründen für Schmetterlinge
interessiert, kommt dank der zahlreichen Fotos auf seine Kosten. Vor
allem aber können sich Behörden-Vertreter und Wissenschaftler,
Naturschützer und andere Falter-Fans nun einen Überblick über die
aktuellen Entwicklungen in der Schmetterlingswelt verschaffen - sei es
bundesweit oder vor der eigenen Haustür.

So tauchen in dem Atlas auch Kandidaten auf, die bis vor kurzem in
Deutschland gar nicht vorkamen. Der wärmeliebende Karst-Weißling, der
inzwischen auf Schleifenblume und Wilder Rauke in Gärten lebt, ist zum
Beispiel erst im Jahr 2008 aus der Schweiz eingewandert und breitet
sich nun auch hierzulande aus.

"Die Karten zeigen aber auch sehr deutlich, wo welche Arten im Laufe
des 20. Jahrhunderts verschwunden sind", erklärt Schmetterlingsexperte
Prof. Josef Settele vom UFZ. Das sei vor allem für den Naturschutz
interessant. So werde man bei der Erstellung künftiger Roter Listen
auf diese Informationen zurückgreifen. "Und wir können auch leicht
erkennen, welche Regionen eine besondere Verantwortung für den Erhalt
bestimmter Arten haben." Vom Blauschillernden Feuerfalter zum Beispiel
gibt es größere Vorkommen nur noch in der Eifel und im Westerwald
sowie im Voralpenraum. Falls die Schutzmaßnahmen für den
Feuchtgebietsbewohner dort nicht greifen sollten, hat Deutschland in
vermutlich nicht allzu ferner Zukunft eine Falterart weniger.

Buch:

Rolf Reinhardt, Alexander Harpke, Steffen Caspari, Matthias Dolek,
Elisabeth Kühn, Martin Musche, Robert Trusch, Martin Wiemers, Josef
Settele: Verbreitungsatlas der Tagfalter und Widderchen Deutschlands.
Verlag Eugen Ulmer 2020. 430 S., 568 Farbfotos, 218 farbige
Verbreitungskarten, geb. ISBN 978-3-8186-0557-5. 49,95 Euro. 

https://www.ulmer.de/usd-6281101/verbreitungsatlas-der-tagfalter-und-widderchen-deutschlands-.html

Im Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) erforschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Ursachen und Folgen der
weit reichenden Veränderungen der Umwelt und erarbeiten
Lösungsoptionen. In sechs Themenbereichen befassen sie sich mit
Wasserressourcen, Ökosystemen der Zukunft, Umwelt- und
Biotechnologien, Chemikalien in der Umwelt, Modellierung und
sozialwissenschaftlichen Fragestellungen. Das UFZ beschäftigt an den
Standorten Leipzig, Halle und Magdeburg circa 1.100 Mitarbeitende. Es
wird vom Bund sowie von Sachsen und Sachsen-Anhalt finanziert.

www.ufz.de

Die Helmholtz-Gemeinschaft identifiziert und bearbeitet große und
vor allem drängende Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und
Wirtschaft. Ihre Aufgabe ist es, langfristige Forschungsziele von
Staat und Gesellschaft zu erreichen. Damit sollen die Lebensgrundlagen
der Menschen erhalten und sogar verbessert werden. Helmholtz besteht
aus 19 naturwissenschaftlich-technologischen und
medizinisch-biologischen Forschungszentren.

www.helmholtz.de

 * 

Quelle:

UFZ-Pressemitteilung, 25.05.2020

Herausgeber:

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Permoserstraße 15, 04318 Leipzig

E-Mail: presse@ufz.de

Internet: www.ufz.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 27. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





PROTEST/168: Kritik an Lufthansa-Rettung ohne Klimaauflagen (Am Boden bleiben )


Am Boden bleiben - 26. Mai 2020

Kritik an Lufthansa-Rettung ohne Klimaauflagen

++ Klimagerechtigkeitsgruppen kritisieren Lufthansa-Rettung ohne
Klimaauflagen ++ 9 Milliarden Steuergelder und Kompromisse beim
Mitspracherecht ++ Initiative "Am Boden bleiben" protestiert auch
anlässlich der Fraport-Hauptversammlung ++



Berlin 25. Mai Mai 2020: Trotz massiver Proteste in den vergangenen
Wochen scheint es nun ein Rettungspaket für den Lufthansa-Konzern in
Höhe von 9 Milliarden Euro ohne jegliche Klimaauflagen zu geben. "Die
Airline-Lobby hat sich in den Verhandlungen mal wieder durchgesetzt
und klare Schritte zum Klimaschutz verhindert. Die Bundesregierung
zeigt damit, dass ihr kurzfristige Konzerninteressen wichtiger sind
als langfristige Krisenprävention" sagt Klara Strauß von der
Initiative Am Boden bleiben. "Sogar das bisher geplante
Mitspracherecht der Bundes wurde weiter verwässert."

Die Klimagerechtigkeitsgruppe Am Boden bleiben forderte zusammen mit
346 Organisationen, über 300 Wissenschaftler*innen und weltweit mehr
als 90.000 Einzelpersonen, mit Steuergeldern gestützte Rettungspakete
an den Schutz von Beschäftigten und Klima zu koppeln. Am Boden bleiben
hatte die 36.000 deutschen Unterschriften der Petition vor zwei Wochen
an das Bundeswirtschaftsministerium übergeben. Die Stellungnahme
hierauf fiel ausweichend aus. Kurz darauf bezeichnete
Wirtschaftsminister Altmaier die Lufthansa als "Tafelsilber unserer
Wirtschaft". Mit seinen Forderungen steht Am Boden bleiben nicht
alleine da: Seit Beginn der Corona-Krise werden von einer Vielzahl an
Petitionen und Organisationen, in Deutschland wie auch international,
die Rückkehr zum 'Business as usual' der Flugindustrie in Frage
gestellt und ein klimafreundlicher Umbau der Branche gefordert.

Das nun verabschiedete Rettungspaket entspricht in keinem Punkt den
zivilgesellschaftlichen Forderungen. Auflagen zum Klimaschutz (wie
z.B. der Rückbau von Inlands- und Kurzstreckenflügen, die Zusage zu
einer fairen Besteuerung und klare Bekenntnisse zur massiven
Emissionsreduktion) sind nicht enthalten, ebenso fehlen Bedingungen
zum Arbeitnehmer*innenschutz. Die vorgesehene Beteiligung des Staates
durch Erwerb von 20% der Aktien, sowie Mitsprache bei der Besetzung
von zwei Aufsichtsratssitzen, geht einher mit dem Versprechen sich so
wenig wie möglich einzumischen. "Hier lässt sich klar die Handschrift
der Lufthansa-Lobby erkennen, die verhindern möchte, dass ihr der
Staat hinein redet. Doch gerade eine echte demokratische Kontrolle der
Wirtschaft und der Flugindustrie könnte verhindern, dass wir von der
Corona-Krise auf direktem Weg in die Klimakrise fliegen. So wie es
jetzt steht, retten wir hier einen Konzern mit Steuergeldern, der sich
um die soziale und ökologische Lebensgrundlage der Steuerzahler
anscheinend einen Dreck schert", empört sich Klara Strauß.

Univ.-Prof. Dr. Ulrich Brand vom Institut für Politikwissenschaften
der Universität Wien argumentierte vor kurzem in einem Presse-Gespräch
von Am Boden bleiben, dass die aktuellen enormen wirtschaftlichen
Probleme als klimapolitische Chance gesehen werden sollten: "Wenn
jetzt gut gehandelt wird und den Beschäftigten klimafreundliche
Arbeitsplätze angeboten werden, können wir die notwendige Reduktion
des Flugverkehrs erreichen. Bereits in der aktuellen Situation des
Lockdown könnten Umschulungen starten."

Die Rettungsgelder für den Lufthansa-Konzern werden auch deshalb
kritisiert, weil er - wie fast alle börsennotierten Unternehmen -
Tochtergesellschaften in Steueroasen betreibt um sich steuerliche
Vorteile zu verschaffen. "Es kann nicht sein, dass Unternehmen in
guten Zeiten die Profite in die Tasche stecken und versuchen durch
Trickserei Steuern zu vermeiden und in schlechten Zeiten dann auf
Kosten der Gesellschaft vom Staat gerettet werden" - so Klara Strauß.
"Wenn es dann noch um eine Branche geht, die sich seit Jahrzehnten dem
Klimaschutz verweigert und dessen Geschäftsmodell auf dem
klimaschädlichsten Transportmittel überhaupt basiert, zeigt sich mal
wieder, dass die Bekenntnisse der Bundesregierung zum Klimaschutz nur
leere Worte sind."

Die Petition, die von über 338 Organisationen, über 300
WissenschaftlerInnen und ca. 90.000 Einzelpersonen unterstützt wird,
fordert die Regierung dazu auf:


	die Bedürfnisse der Menschen an erste Stelle zu setzen und Beschäftigten zu helfen,

	einen Strukturwandel in Richtung klimagerechte Mobilität einzuleiten, indem Verkehrsnetze umgebaut und klimafreundliche Alternativen wie der Schienenverkehr gefördert werden, um dort klimagerechte Arbeitsplätze zu schaffen,

	die Steuerprivilegien der Flugindustrie abzuschaffen und neben einer Kerosinsteuer eine progressiv ansteigende Vielflieger*innenabgabe einzuführen.



Der Flugverkehr war bis vor Kurzem noch für 5-8% der menschengemachten
Klimaerhitzung verantwortlich. Die aktuelle unbeabsichtigte Atempause
könnte, gekoppelt mit strukturellen Veränderungen, die Möglichkeit
sein, um die Klimakrise noch abzuwenden.

Die Gruppe Am Boden bleiben protestiert nicht nur gegen die
Rettungsgelder für die Lufthansa. Sie setzt sich gemeinsam mit lokalen
Initiativen auch gegen den Ausbau von Flughäfen ein, so z.B. in
Frankfurt. Zur morgigen Hauptversammlung des Flughafenbetreibers
FRAPORT, ist eine Mahnwache angemeldet. Unter dem Motto "Fraport und
der Luftverkehrswirtschaft Grenzen setzen!" fordern sie ein Ende von
Flughafenausbauten - in Frankfurt und an allen anderen Standorten, die
Fraport betreibt. Sie klagen den Konzern zudem an,
Menschenrechtsverletzungen für die Vergrößerung einer Landebahn in
Porto Alegre, Brasilien begangen zu haben. Über twitter
@ambodenbleiben veröffentlichen sie deshalb ein Solidaritätsvideo für
die Bewohner von Vila Nazaré, die durch Fraport zwangsumgesiedelt
wurden.

Weitere Informationen:

Kampagne: https://stay-grounded.org/savepeoplenotplanes 

Petition: www.Change.org/SavePeopleNotPlanes-Germany 

Website: https://www.ambodenbleiben.de/ 

Twitter: @ambodenbleiben

 * 
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Pressemitteilung, 26.05.2020

Am Boden bleiben
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Internet: www.ambodenbleiben.de
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STADT/526: Spaziergänger - weg da! (DER RABE RALF)


DER RABE RALF

Nr. 214 - Februar / März 2020

Die Berliner Umweltzeitung

Verkehr
Spaziergänger - weg da!

Radschnellwege sollen die autogerechte Stadt ablösen. Doch durch sie
drohen neue Zerstörungen

von Roland Stimpel



Radschnellwege gelten manchen als die Königswege zur Verkehrswende:
Pisten vom Stadtrand bis in die Berliner City - geradeaus, breit, mit
wenig Ampeln, ohne Autos, aber auch ohne Fußgänger. Zehn Routen mit
über 100 Kilometern Gesamtlänge sind in Berlin vorgesehen. Ihren
Planern ist das Feinste und Grünste in der Stadt gerade gut genug: das
Brandenburger Tor und der Boulevard Unter den Linden, der Mauerpark
und der Gleisdreieck-Park, Uferpromenaden an der Spree und am
Teltowkanal.

Aber sind sie wirklich ein Stück Verkehrswende? Das wären sie, wenn
ihr Raum vor allem vom Autoverkehr genommen wird - etwa bisherige
Fahrspuren an Hauptverkehrsstraßen. Für einzelne Radschnellwege soll
das auch geschehen, etwa von der Heerstraße in Spandau bis zum Rand
des Tiergartens.

Oft aber ist das Gegenteil geplant: Fahrbahnen werden gelassen, wie
sie sind. Zugleich soll der Raum für Radschnellwege ausgerechnet
denjenigen Verkehrsteilnehmern genommen werden, die noch stadt- und
umweltverträglicher sind - Fußgängern, von der spazierenden Rentnerin
bis zum umherhüpfenden Kind.

Statt Autofahrern sollen Fußgänger zurückstecken

Zum Beispiel am Brandenburger Tor: Dort favorisiert die
Senatsgesellschaft Infravelo auf dem heute von Flaneuren dominierten
Platz eine Rad-Trasse für täglich 30.000 Fahrzeuge - das wäre in
Spitzenzeiten etwa jede Sekunde eins. Die Folge: Schluss mit dem
freien Flanieren; man käme zu Fuß nur mühsam bis gar nicht mehr von
einer Platzseite zur anderen.

Wo heute Entspannung und Stadtgenuss dominieren, soll morgen wieder
Tempo herrschen. Das hat an dieser Stelle eine besondere Ironie: Erst
2002 wurde der Platz nach langer Diskussion dem Autoverkehr entrissen,
eben weil sich rasches Fahren mit spontanem, wuseligen Platzleben
nicht verträgt. Zwar ist das Fahrrad längst nicht so gefährlich,
schädlich und lästig wie das Auto. Aber grundsätzlich gilt: Man muss
sich entscheiden, was einen Ort bestimmen soll: gelassener Aufenthalt
oder eiliges Vorankommen. Entspanntes Umherspazieren - oder Aufpassen
auf schnellere Fahrzeuge, Kinder an die Hand nehmen, hektische Eile
beim Überqueren.

Es gäbe Alternativen zur Brandenburger-Tor-Route, etwa am südlichen
Tiergartenrand und dann über die Französische Straße. Ihr attestiert
Infravelo sogar das "größte Verkehrspotenzial"; zudem wäre sie nicht
von den häufigen Sperrungen wegen der Brandenburger-Tor-Ereignisse
betroffen. Aber sie hat aus Senatssicht einen großen Nachteil: Es
seien "deutlich größere Eingriffe in den Kfz-Verkehr erforderlich" als
für die Route durchs Tor und Unter den Linden.

Diese Eingriffe wären zwar für Autofahrer zu verschmerzen: Parkplätze
würden wegfallen, hier und da würde es an einer Kreuzung enger,
dennoch bliebe mehr als genug Auto-Raum. Die fünf parallelen Straßen
zum Pariser Platz und Unter den Linden weisen stolze 17 Fahr- und
Parkspuren auf. Ein Radschnellweg bräuchte nur zwei davon, 15 blieben
übrig.

Doch der Senat schikaniert offenbar lieber Fußgänger, von denen am Tor
pro Tag fast 50.000 gezählt werden.

Schnellstraßen-Logik

Auch im Tiergarten denken die Senatsplaner ernsthaft darüber nach, den
Radschnellweg nicht auf der breiten Straße des 17. Juni zu führen,
sondern südlich davon über Parkwege. Da wäre dann das Spazieren
verboten. Auch diese Teile des Parks würden vom Erholungs- und
Genussraum zu Verkehrsschneisen degradiert. So etwas droht berlinweit
- in Parks und Uferpromenaden von Pankow bis Kreuzberg, in Steglitz
und in Treptow.

An solchen Orten hätten die Radschnellwege mit Umweltschutz besonders
wenig zu tun. Sie sollen mindestens vier Meter breit sein, was viele
dafür vorgesehene Wege in Parks und an Ufern nicht sind. Über
Kilometer droht hier Kahlschlag am Stadtgrün. Erst recht, wenn die
Planer ihr Versprechen einlösen, dass neben die Radwege auch
Geh-Promenaden kommen. Beides zusammen würde Asphalt auf rund sieben
Metern Breite erfordern - dort, wo heute auf Wegen Wasser einsickern
kann und daneben Bäume und Büsche wachsen.

Um den Platz zu schaffen, müssten zudem an Ufern Böschungen begradigt
werden - gängigste Methode sind Spundwände aus Metall anstelle der
heutigen grünen Uferhänge. Und beim Thema Wege-Belag lügen die Planer
geradezu: Sie bezeichnen Radschnellwege als "wichtigen Beitrag zur
Flächenentsiegelung". Doch für die Schnellwege sollen über weite
Strecken aus unbefestigten Promenaden Asphaltpisten werden. Fast eine
Kleinigkeit ist dagegen die geplante Rund-um-die-Uhr-Beleuchtung der
Radschnellwege, die bekanntlich vielen Insekten und Vögeln gar nicht
zuträglich ist.

Aber das alles sei es wert, behaupten die Planer, denn es werde ja
viel Auto- durch Fahrradverkehr ersetzt, so gewinne die Umwelt. Damit
das klappt, werden Radschnellwege mit gleichen Grundgedanken geplant
wie Schnellstraßen. Sie sollen möglichst geradeaus führen und wenige
Stopps an Kreuzungen haben - schon dafür seien Parks und Ufer besser
als Hauptverkehrsstraßen. Genau wie seit 50 Jahren die Autobahnplaner
sprechen die Radschnellweg-Verfechter von "Reisezeit-Optimierung" und
"Bündelung", streben "Kreuzungsfreiheit" an und rechnen
Minuten-Vorteile vor: Für acht Kilometer am Teltowkanal brauche man
statt heute 32 künftig nur noch 22 Minuten. Es ist allerdings
fraglich, ob solche Minutenschinderei viele Menschen aufs Rad lockt,
denn S- und U-Bahn sind auf manchen Strecken doppelt so schnell,
Zwischenstopps eingerechnet.

An Alltagsbedürfnissen vorbeigeplant

Kernzielgruppe für Radschnellwege sind Mittel- und
Langstreckenpendler, die entweder sportlich oder mit elektrisch
unterstützten Pedelecs unterwegs sind. Solche Leute geben bei
Infravelo und in den Berliner Radverbänden den Ton an. Aber sie sind
nur eine Minderheit unter Berlins Radfahrern. Die legen nämlich nach
jüngsten verfügbaren Zahlen im Tagesschnitt nur 3,9 Kilometer zurück.
Und dafür brauchen sie keine Schnelltrassen von Teltow nach Pankow
oder von Spandau nach Lichtenberg, sondern sichere Verbindungen zum
Quartierszentrum, zur Schule, zur S-Bahn. Doch an den
Alltagsbedürfnissen der meisten Berliner Radfahrer werden die
Radschnellwege vorbeigeplant. Denn sie sollen gerade nicht die
Stadtgebiete mit dem größten Gewusel erschließen. Da ist einfach zu
viel los, als dass hohe "Reisegeschwindigkeiten" möglich wären.

Dicht bebaute und stark belebte Stadtquartiere sind verkehrstechnisch
betrachtet fein geknüpfte Netze. In ihnen kreuzen sich ständig die
Wege verschiedener Menschen. Das heißt: Man muss sich arrangieren,
sich ausweichen, anderen auch mal den Vortritt lassen. Keiner hat
ständig freie Bahn - es sei denn im Tunnel oder auf einem Viadukt
oberhalb der Straße. Auch ein Radschnellweg wäre in dichten Quartieren
ein Fremdkörper.

Damit diese Wege trotzdem funktionieren, plant man sie in Berlin so,
wie einst die autogerechte Stadt geplant wurde: Vorrang bekommt die
schnelle Trasse. Alle, die quer kommen könnten, müssen warten. Am
Brandenburger Tor und anderswo verfolgen Berlins Senatsplaner einen
irrwitzigen Plan: Sie wollen die Stadtzerstörung durch autogerechte
Schnellwege ausgerechnet dadurch reparieren, dass sie vom Auto
verschonte Plätze und Promenaden jetzt mit fahrradgerechten
Tempo-Trassen zerstören.


Weitere Informationen:

www.infravelo.de

www.fuss-ev.de
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TIERE/123: Über 10.000 Wölfe nimmt Schaf- und Ziegenhaltung die Existenzgrundlage (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Über 10.000 Wölfe nimmt Schaf- und Ziegenhaltung die Existenzgrundlage

VDL und BDZ fordern Perspektiven für die klassische Schaf- und
Ziegenhaltung



Die Vereinigung Deutscher Landesschafzuchtverbände (VDL) nimmt die
Studie des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) zur "Habitatmodellierung
und Abschätzung der potenziellen Anzahl von Wolfsterritorien in
Deutschland" mit großer Verwunderung zur Kenntnis. Während mit dieser
Studie ein Beschluss der Umweltministerkonferenz aus dem Jahre 2017
umgesetzt wird und man von 700-1.400 Wolfsterritorien in Deutschland
ausgeht, sind bislang viele andere Beschlüsse der letzten
Umweltministerkonferenzen, die Klarheit beim Herdenschutz geben
würden, nach wie vor nicht umgesetzt worden. Selbst die Bitte der
VDL- und BDZ-Vorsitzenden vor wenigen Wochen an die
Umweltministerkonferenz, das Thema Wolf und Herdenschutz wegen dieser
fehlenden Umsetzung unbedingt auf die Tagesordnung zu setzen, fand
keinerlei Beachtung.

Stattdessen wird mit der BfN-Studie den Weidetierhaltern und uns Schaf-
 und Ziegenhaltern klargemacht, auf was wir uns einstellen müssen. Wir
müssen zukünftig mit über 10.000 Wölfen in Deutschland rechnen," so
die Vorsitzenden von VDL und BDZ Alfons Gimber und Bernd Merscher.
Welche Konsequenzen, zusätzlichen Arbeitsbelastungen und Kosten dies
für die Schaf- und Ziegenhalter hat und dass die vorgeschriebenen und
geforderten Herdenschutzmaßnahmen in vielen Gebieten aufgrund der
topographischen Lage nicht umgesetzt werden können, wird bei dieser
Studie nicht berücksichtigt. Dabei belasten die bisher schon über
1.000 Wölfe die Schaf- und Ziegenhaltern in vielen Regionen des
Landes. Viele Schaf- und Ziegenhalter geben auf und schließen still
und leise ihre Betriebe, weil sie die ständig steigenden
Anforderungen, um die eigenen Tiere zu schützen, nicht mehr mitmachen
können und wollen. Scheinbar rückt immer mehr in Vergessenheit, was
die Kleinen Wiederkäuer für die Gesellschaft beim Küstenschutz, der
Offenhaltung der Flächen, den Biotop- und Insektenschutz leisten. 
Trotz erheblich gesteigerter Vorsorgemaßnahmen, die Millionen an
Steuergelder kosten, und großem Arbeitsaufwand ist keine 
100prozentige Sicherheit für die Weidehaltung der Tiere zu erreichen.

Gimber und Merscher: "In Zeiten, in denen Politik und Gesellschaft
eine Verbesserung des Tierwohls und die damit verbundene
Weidetierhaltung fordern, ist es mehr als unverständlich, wenn wir aus
der Not heraus zum Schutz vor Wölfen mit der Schaf- und Ziegenhaltung
zur ganzjährigen Stallhaltung übergehen müssten." Es bleibt zu hoffen,
dass die Politik die notwendigen Konsequenzen aus der Studie zieht,
die wenige Wochen nach dem Inkrafttreten der Änderungen zum
Bundesnaturschutzgesetz veröffentlicht wurde. Mit dem Gesetz hat man
es bereits versäumt, eine 1:1 Umsetzung der FFH-Richtlinie vorzunehmen
und damit die Grundlage für ein Bestandsmanagement des Wolfes zu
schaffen. Um die Änderungen im Bundesnaturschutzgesetz zu nutzen, wäre
aus VDL-/BDZ-Sicht auch die Einrichtung weiterer Referenzlabore zu
prüfen, um schneller Ergebnisse zu bekommen, die Voraussetzung für
eine zeitnahe Entnahme sind. Wenn sich mit der Änderung des
Bundesnaturschutzgesetzes keine Beschleunigung des Verfahrens ergibt,
läuft die Änderung an dieser Stelle ins Leere.

 * 
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MELDUNG/443: Geplante Elbvertiefung würde immensen Schaden anrichten (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Kommentar
vom 26. Mai 2020

Geplante Elbvertiefung würde immensen Schaden anrichten



Vor der Verhandlung über die Klage des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), des Naturschutzbund Deutschland (NABU)
und WWF gegen die umstrittene Elbvertiefung vor dem
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig am Freitag erklärt Olaf Bandt,
BUND-Vorsitzender: 

"Der Elbe geht es schon jetzt schlecht und die geplante Vertiefung des
Flusses wird diesen Zustand noch einmal dramatisch verschlimmern.
Dabei ist Deutschland verpflichtet, seine Gewässer in einen guten
Zustand zu bringen. Eine Elbvertiefung wäre jedoch das genaue
Gegenteil: eine unverhältnismäßige Schädigung dieses Lebensraumes für
viele bedrohte Tier- und Pflanzenarten.

Schon in der Vergangenheit haben die Richter am
Bundesverwaltungsgericht kritisiert, dass die Auswirkungen auf die
Natur unterschätzt wurden und die geplanten Reparaturmaßnahmen nicht
ausreichen werden. Bereits 2017 stellte das Bundesverwaltungsgericht
fest, dass die Planung rechtswidrig und nicht vollziehbar sei, unter
anderem, weil die erforderlichen und europarechtlich vorgeschriebenen
Ausgleichsmaßnahmen nicht ausreichend sind. Daran hat sich nichts
geändert: Wir befürchten, dass die Auswirkungen der aktuellen
Elbvertiefung erneut falsch eingeschätzt werden und die negativen
Entwicklungen deutlich größer wären als bisher angenommen."

Hintergrund:

Am 29. Mai 2020 wird die vom WWF unterstützte Klage der Umweltverbände
BUND und NABU gegen die umstrittene Elbvertiefung vor dem
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig verhandelt. Das Aktionsbündnis
"Lebendige Tideelbe" hatte im September 2018 erneut gegen das Vorhaben
geklagt. Nach seiner Auffassung verstoßen die Planung und Umsetzung
auch nach mehrfachem Nachbessern gegen geltendes Recht und führen zu
einer unverhältnismäßigen Schädigung der Elbe als Lebensraum vieler
bedrohter Tier- und Pflanzenarten. Unabhängig vom Gerichtsurteil
sprechen auch ökonomische Faktoren dafür, den Ausbau der Elbe zu
stoppen.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 26.05.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)
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MELDUNG/442: Neuer Gerichtstermin am 29. Mai - Elbvertiefung muss gestoppt werden (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 26. Mai 2020:


Pressemitteilung des Bündnisses "Lebendige Tideelbe"

Neuer Gerichtstermin: Elbvertiefung muss gestoppt werden

Schädigung des Lebensraums Elbe ist unverhältnismäßig



Am 29. Mai 2020 wird die vom WWF unterstützte Klage der Umweltverbände
BUND und NABU gegen die umstrittene Elbvertiefung vor dem
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig verhandelt. Das Aktionsbündnis
"Lebendige Tideelbe" hatte im September 2018 erneut gegen das Vorhaben
geklagt. Nach seiner Auffassung verstoßen die Planung und Umsetzung
auch nach mehrfachem Nachbessern gegen geltendes Recht und führen zu
einer unverhältnismäßigen Schädigung der Elbe als Lebensraum vieler
bedrohter Tier- und Pflanzenarten. Unabhängig vom Gerichtsurteil
sprechen auch ökonomische Faktoren dafür, den Ausbau der Elbe zu
stoppen.

Unzureichende Ausgleichsmaßnahmen

Zentraler Punkt der Verhandlung ist der Schierlings-Wasserfenchel. Da
der Lebensraum dieser weltweit nur noch an der Tideelbe vorkommenden,
nach der Habitatrichtlinie streng geschützten Pflanze durch die
Elbvertiefung verkleinert wird, versprach Hamburg der EU
Ausgleichsmaßnahmen zu deren Erhalt. Diese sind entweder gescheitert,
nicht verwirklicht oder nach dem Maßstab "Was geht schnell" statt "Was
funktioniert" ausgesucht worden. Letzteres gilt insbesondere für die
nachträglich ins Verfahren eingebrachte Maßnahme Billwerder Insel.
NABU-Vorsitzender Alexander Porschke warnt: "Die Elbe ist jetzt schon
in einem kritischen Zustand. Wenn jetzt noch eine derartige
Großmaßnahme wie die neunte Elbvertiefung verwirklicht wird, dann muss
sie bald wieder auf die Intensivstation."

Elbe in schlechtem Zustand

Der Schierlings-Wasserfenchel steht stellvertretend für das gesamte
Ökosystem Elbe. Deutschland ist verpflichtet, seine Gewässer in einen
guten Zustand zu bringen. Der Elbe aber geht es schlecht, und das
zeigt sich auch im drastischen Rückgang des Stints. Auslöser wie ein
verstärkter Tidenhub und damit verbundene Verlandung von wertvollen
Seitenbereichen der Elbe lassen sich noch auf die letzte Elbvertiefung
zurückführen. Deren Auswirkungen sind sehr viel größer als
ursprünglich prognostiziert. Vor allem verschlicken die Fahrrinne und
der Hafen, was verstärkte Unterhaltsbaggerungen nötig macht, die
wiederum das Gewässer trüben - eine der wesentlichen Ursachen für den
Rückgang der Stinte. Es ist unstrittig, dass die aktuelle
Elbvertiefung diesen negativen Trend nochmals verstärken wird.

Veraltete Prognose

Die Verbände befürchten, dass die Auswirkungen der aktuellen
Elbvertiefung erneut falsch eingeschätzt werden und die negativen
Entwicklungen deutlich größer wären als bisher angenommen. Besonders
zu kritisieren ist, dass keine neue Auswirkungsprognose zur geplanten
Elbvertiefung erstellt wurde. Der aktuelle Planergänzungsbeschluss aus
2018 bezieht sich auf Modellierungen auf Basis einer überwiegend acht
Jahre alten, teilweise noch älteren Topografie des Flussgrundes. "Wir
fordern die Stadt Hamburg und die Bundeswasserstraßenverwaltung auf,
die Auswirkungen der Elbvertiefung erneut nach dem Stand der Technik
berechnen zu lassen und die realistischen Schäden für die Natur jetzt
zu erfassen. Es kann nicht rechtmäßig sein, dass Natur und
Steuerzahler am Ende den Preis für die heute schon absehbaren
Fehlprognosen zahlen müssen", drängt Beatrice Claus, WWF-Referentin
für Ästuare und Flusspolitik. 

Weniger Wachstum

Aus Sicht der Umweltverbände ist die Elbvertiefung auch angesichts der
begrenzten Wachstums-erwartungen im Hafen verzichtbar. Zum Beginn der
Planung für die Elbvertiefung ging man für das Jahr 2020 noch von
einem Umschlag von 23 Mio. Containern pro Jahr aus. Seit 2010 bewegen
sich die Umschlagsmengen zwischen acht und zehn Mio. TEU, eine
Veränderung ist nicht in Sicht. Damit entfällt eine wesentliche
Begründung für das Projekt. Gleichzeitig steigen die
Infrastrukturkosten. Dies hat unlängst eine Studie des renommierten
Hamburger Weltwirtschaftsinstitutes belegt (HWWI 2020). "Die
Elbvertiefung wurde von Anfang an mit utopischen Umschlagszahlen
begründet. Heute wissen wir, dass der Containerboom ausbleibt, die
Wertschöpfung mit den bunten Kisten sinkt und die Kosten zum Erhalt
der notwendigen Hafeninfrastruktur steigen. Die 900 Mio. Euro teure
Elbvertiefung macht selbst in der Wachstumslogik der Stadt ökonomisch
keinen Sinn mehr. So wie heute keiner mehr in Kohlekraftwerke
investiert, ist auch die Elbvertiefung eine strategische
Fehlinvestition", sagte Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des
BUND Hamburg. 

Entscheidung vor dem Bundesverwaltungsgericht

Die Umweltverbände hoffen erneut auf ein Urteil wie 2017. Das
Bundesverwaltungsgericht hatte vor drei Jahren festgestellt, dass die
die Planung rechtswidrig und nicht vollziehbar ist, unter anderem,
weil die erforderlichen und europarechtlich vorgeschriebenen
Ausgleichmaßnahmen nicht ausreichend sind. Die rechtlichen und
fachlichen Anforderungen an den Ausgleich sind seitdem nicht kleiner
geworden. Dies wird auch dadurch deutlich, dass im aktuellen Bericht
zur Lage der Natur 2020 des Bundesumweltministeriums der Status des
Schierlings-Wasserfenchels als "schlecht" eingestuft wird und
Deutschland eine weltweite Verantwortung für diese Spezies trägt.
Unabhängig von der Frage der rechtlichen Zulässigkeit ist gerade
Hamburg als eine der reichsten Regionen Europas in besonderer Pflicht,
die drohenden Naturverluste zu verhindern. Wohlstand muss sich mit
Naturerhalt vereinen lassen. Einen Stopp der ökologisch
problematischen und ökonomisch nicht mehr zu rechtfertigenden
Elbvertiefung sehen die Verbände daher als notwendig an.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 26.05.2020
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LAIRE/329: Müll - Angriff auf die Nahrungskette ... (SB)




Die Vermüllung der Weltmeere mit Mikroplastik hat ein noch größeres
Ausmaß angenommen als vermutet. Durch den Einsatz besonders
engmaschiger Fangnetze hat eine britisch-amerikanische
Forschungsgruppe ein Mehrfaches an Mikroplastikteilchen (< 5 mm) aus
dem Meer gefischt, als in den meisten früheren Studien nachgewiesen
worden war. Nicht nur die Menge an winzig kleinen Plastikteilchen im
Meer ist bislang wenig erforscht, auch die Schadensfolgen für
Kleinstlebewesen und somit letztlich die gesamte Nahrungskette sind
bisher nur partiell bekannt.

Dabei spielt nicht nur das Plastikmaterial an sich eine wesentliche
Rolle, wenn es beispielsweise hormonell wirksame Substanzen
absondert, auch die Giftstoffe, die sich an die Partikel heften und
von Organismen aufgenommen werden, bilden eine Gefahr. Zumal Plastik
praktisch nicht abgebaut wird und in immer kleinere Teile zerfällt,
so daß die Plastikaufnahme auf allen Ebenen der biologischen Vielfalt
stattfindet, von den großen Meeressäugern wie den Walen, die ganze
Plastikreissäcke verschlucken, bis hinunter zum winzigen Zooplankton,
das sich die ausgewaschenen Partikel der Fleecejacke einverleibt.

Forscherinnen und Forscher um Pennie Lindeque und Matthew Cole vom
Plymouth Marine Laboratory (England), der University of Exeter, dem
King's College London und dem Rozalia Project (USA) stellten sich die
Frage, welchen Einfluß die Wahl der Maschengröße der Fangnetze auf
die Menge an Mikroplastik hat. Daß man mit einem feinmaschigeren Netz
mehr Teile fängt, war natürlich schon vorher klar, aber in welchem
Ausmaß hat dann doch überrascht.

Die Vergleichsmessungen wurden mit Netzen mit einer Maschengröße von
100 Mikrometern (0,1 Millimeter) anstatt, wie ansonsten üblich, von
333 Mikrometern durchgeführt. Als drittes wurde noch ein gröberes
Netz mit einer Maschengröße von 500 Mikrometern verwendet.
Hochgerechnet auf einen Kubikmeter Meerwasser wurden mit dem feinsten
Netz im Durchschnitt 3.700 Plastikpartikel gefangen. Das war das
2,5fache gegenüber dem Fang mit dem mittleren und das 10fache
gegenüber dem mit dem grobmaschigsten Netz.

Die Untersuchungsergebnisse wurden im Journal Environmental Pollution
unter dem Titel "Are we underestimating microplastic abundance in the
marine environment? A comparison of microplastic capture with nets of
different mesh-size." (z. Dt.: Unterschätzen wir die Verbreitung von
Mikroplastik in der Meeresumwelt? Ein Vergleich des Mikroplastikfangs
mit Netzen unterschiedlicher Maschengröße) veröffentlicht. [1]

Die Messungen wurden schon 2013 durchgeführt. In den letzten sieben
Jahren dürfte die Menge an Plastikteilchen noch zugenommen haben. Mit
dem Höhepunkt der Plastikvermüllung der Meere wird erst im nächsten
Jahrhundert gerechnet.

Mehr als 90 Prozent der Studien zu Mikroplastik im Meer seien bislang
mit Netzen der Maschengröße von 333 Mikrometern durchgeführt worden,
berichtete die Studiengruppe. Das bedeute beispielsweise, daß 95
Prozent aller Mikroplastikkügelchen, wie sie von der
Kosmetikindustrie verwendet werden, bislang durch die Lappen gegangen
sind. Auch Mikrofasern sowie allgemein alle Plastikteilchen, die sich
in der Meeresumwelt immer mehr zerlegen, wurden bislang nicht
ausreichend erfaßt. Bemerkenswert ist außerdem, daß sich die
Partikelzusammensetzungen an den beiden Meßstandorten in den
Küstengewässern vor Maine, US-Ostküste, und im English Channel vor
Plymouth glichen, sagte Co-Leitautorin Lindeque gegenüber "Newsweek".
[2]

Küstengewässer wurden deshalb ausgewählt, weil dort die biologische
Aktivität besonders groß ist. Das Erfassen der Menge und Art der
Mikroplastikteilchen wird als erster Schritt für weitere Forschungen
zu den Folgen der Vermüllung auf die Meeresfauna angesehen.

In früheren Studien zu Mikroplastik im Meer war unter anderem
festgestellt worden, daß sich das Verhalten von Kleinstlebewesen, die
Mikroplastik aufgenommen haben, verändert. Auch kann deren
Fruchtbarkeit nachlassen. Plastikteilchen, die normalerweise leichter
als Wasser sind, können mit Wind und Strömung sehr lange Strecken
zurücklegen und dabei chemische Umweltgifte, aber auch toxische Algen
transportieren. Außerdem können Sauerstoffmangel, Versauerung der
Meere und andere Stressoren der marinen Umwelt die Schadeffekte durch
Mikroplastik verstärken.

An den Akkumulationsfolgen von Giftstoffen, die mit dem Mikroplastik
beispielsweise von Fischen, Muscheln, Krebsen oder auch dem
Zooplankton aufgenommen werden, wird durchaus geforscht. Dabei trägt
jede einzelne Studie sicherlich etwas zum Gesamtbild bei, aber
genauso kann man fragen, ob dabei überhaupt jemals ein Gesamtbild
herauskommt. Bei der Vermüllung handelt es sich um einen dynamischen
Vorgang, der zeitlich und räumlich starken Veränderungen unterworfen
ist.

In einem Kommentar des Medizinjournals "The Lancet" vom Juni 2020 [3]
macht Barbara A Demeneix von der Université Paris-Sorbonne,
Frankreich, auf den Zusammenhang zwischen Klimawandel, Verlust der
Biodiversität und chemischer Verschmutzung, einschließlich der
Plastikvermüllung, aufmerksam. Alle drei globalen Bedrohungen besäßen
einen gemeinsamen Nenner: die fossile Energieindustrie. Dieser
Zusammenhang sei in Politik und Öffentlichkeit noch nicht genügend
angekommen.

Während Demeneix vor allem auf die Beschreibung chemischer,
potentiell gesundheitsgefährdender Effekte abhebt, indem sie das
Ausmaß der fossilen Energieträgerindustrie beschreibt und
beispielsweise daran erinnert, daß auch Formulierungen wie Glyphosat
(ein Herbizid), Neonicotinoide und Pyrethroide (beides Insektizide)
aus fossilen Energieträgern hergestellt werden, sei hier abschließend
auf den grundlegenden Einflußfaktor der vorherrschenden
Produktionsweise verwiesen.

Die fossile Energiewirtschaft hat eine menschheitsgeschichtlich wohl
einmalige Steigerung der Produktivkraftentwicklung ermöglicht. Die
läuft nicht auf den emanzipatorischen Entwurf hinaus, die Menschen
von ihrer Überlebensnot zu befreien, die sich gesellschaftlich unter
anderem im Lohnarbeitszwang ausdrückt. Sondern sie richtet sich genau
umgekehrt gegen die Lebensvoraussetzungen der Mehrheit der Menschen.
Das zeigen sowohl die multiplen Krisen in den sogenannten
Natursystemen - inklusive der Plastikvermüllung - als auch damit
verkoppelt die gesellschaftlichen Entwicklungen mit ihrem
gewaltregulativen Potential. Das droht sich aktuell mal wieder auf
eine Weise zu entladen, die entweder auf eine kriegerische
Auseinandersetzung oder die Qualifizierung der administrativen
Verfügungsgewalt hinausläuft. Oder auf beides. Die fossile
Energiewirtschaft wäre als Brandbeschleuniger dieser Entwicklungen zu
bezeichnen, nicht jedoch als deren Ursprung. Ein Austausch der
fossilen durch erneuerbare Energieträger, wie es Demeneix
favorisiert, wäre bestenfalls ein Herumdoktern an den Symptomen.


Fußnoten:

[1] https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0269749120310253

[2] https://www.newsweek.com/microplastics-ocean-vastly-underestimated-125-trillion-particles-floating-around-1505404

[3] https://www.thelancet.com/journals/landia/article/PIIS2213-8587(20)30116-9/fulltext#%20
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OFFENER BRIEF/048: diagnose:funk erhebt schwere Vorwürfe an Bundesamt für Strahlenschutz (diagnose:funk)


diagnose:funk - Umwelt- und Verbraucherorganisation zum Schutz vor
elektromagnetischer Strahlung e. V.

Pressemitteilung, 25. Mai 2020

diagnose:funk erhebt schwere Vorwürfe in offenem Brief an Bundesamt
für Strahlenschutz

BfS verharmlost Studien und Risiken, Verstößt gegen Vorsorgeprinzip /
zahlreiche Handlungsoptionen aufgezeigt



Stuttgart, 25.05.2020: Die Umwelt- und Verbraucherorganisation
diagnose:funk erhebt in einem offenen Brief schwere Vorwürfe an das
Bundesamt für Strahlenschutz: Unter seiner Präsidentin Dr. Inge
Paulini verharmlost das Bundesamt für Strahlenschutz reihenweise
wichtige internationale Studienergebnisse zu Mobilfunkstrahlung und
Gesundheit. Dabei handelt es sich um über 500 Studien zu
zellverändernden Wirkungen durch Handy- und WLAN-Strahlung. Außerdem
verstößt das Bundesamt für Strahlenschutz eklatant gegen das
Vorsorgeprinzip, da es entgegen gängiger wissenschaftlicher Praxis
erst handeln will, wenn der vollständige Schädigungsmechanismus von
hochfrequenter elektromagnetischer Strahlung bekannt ist.
diagnose:funk schließt den offenen Brief mit über 20 sehr konkreten
Handlungsoptionen, die zeigen, was Dr. Inge Paulini mit ihrem
Bundesamt sofort anpacken kann für mehr Strahlenschutz und
Gesundheitsschutz der Bevölkerung.

Offener Brief (inkl. aller Quellen-Links zur Recherche der
Originaldokumente): https://www.diagnose-funk.de/1566. Der offene
Brief erscheint heute außerdem in der aktuellen Ausgabe 2/2020 der
Fachzeitschrift "umwelt · medizin · gesellschaft".

"Das Bundesamt für Strahlenschutz hat diesen Namen eigentlich nicht
verdient", sagt Jörn Gutbier, Vorsitzender von diagnose:funk. "Das,
was Präsidentin Dr. Inge Paulini leitet, ist eher eine Schutzbehörde
der Mobilfunk-Industrie als eine Behörde zum Schutz der Bevölkerung
vor Gesundheitsschäden durch Mobilfunk- und WLAN-Strahlung. Doch die
internationale Studienlage zeigt so viele eindeutige Hinweise auf
vielfältige und ernstzunehmende Gesundheitsschäden, dass das Bundesamt
dringend seine Ausrichtung selbstkritisch überdenken muss. Mit unseren
Handlungsoptionen möchten wir einen Beitrag leisten zu dieser
notwendigen Kehrtwende in Salzgitter."

Die über 20 Handlungsoptionen, die diagnose:funk im offenen Brief
auflistet, enthalten gesundheits- und verbraucherschutzpolitische,
forschungspolitische und technische Aspekte, u.a.:


	Bevölkerung über Risiken für Gesundheit und Fruchtbarkeit aufklären, Schwangere und Eltern über Gefahr von Entwicklungsstörungen durch Mobilfunkstrahlung aufklären.

	Konzepte zur Strahlenminimierung fordern und fördern, Grenzwerte an Stand der Forschung anpassen.

	WLAN-freie Schulen, kabelgebundene Lösungen fördern.

	Aufarbeitung der Studienlage durch EMF-Portal wieder finanzieren, neue Leitlinien Strahlenschutz erarbeiten.

	Nötige Forschungsvorhaben:
 * Auswirkung der Strahlung auf Kinder
 * Auswirkung des Frequenzmixes (u.a. GSM, UMTS, LTE, 5G, WLAN) auf Zellen
 * Auswirkung der Strahlung in Kombination mit anderen Umweltgiften
 * Biologische Wirkungen der WLAN-Alternative "Visual Light Communication" (VLC)
 * Biologische Wirkungen von LTE (4G) und 5G, dann Technikfolgenabschätzung, bis dahin Moratorium für den Aufbau von 5G-Mobilfunk.

	Alle WLAN-Geräte und schnurlosen DECT-Telefone müssen zwingend leistungsgeregelt und automatisch abschaltbar sein, alle Geräte müssen über einen Kabelanschluss zur Datenübertragung verfügen.



diagnose:funk hat mehrere "Brennpunkte" veröffentlicht, die eine gute
Grundlage zur weiteren Recherche sind:


	Der Kausalitätsbetrug / Auseinandersetzung mit den Argumenten des Bundesamtes für Strahlenschutz 
 https://www.diagnose-funk.de/1539

	EU-Briefing: "Studien deuten darauf hin, dass 5G die Gesundheit von Menschen, Pflanzen, Tieren, Insekten und Mikroben beeinträchtigen könnte!" 
 https://www.diagnose-funk.de/1530

	Professor James C. Lin: Die NTP-Studie weist das Krebspotential der Mobilfunkstrahlung nach. 
 https://www.diagnose-funk.de/1508

	Auswirkungen hochfrequenter Strahlung von Mobiltelefonen und anderen drahtlosen Geräten auf die Gesundheit und das Wohlbefinden / Review von 85 relevanten Studien 
 https://www.diagnose-funk.de/1465



diagnose:funk ist eine unabhängige Umwelt- und Verbraucherschutz-Organisation 
im deutschsprachigen Raum, die sich für den Schutz vor
elektromagnetischer Strahlung einsetzt. Dazu klärt diagnose:funk über
die gesundheitsschädigenden Wirkungen u.a. von Mobilfunk- und WLAN-Strahlung 
auf und fordert zukunftsfähige technische Lösungen für eine
gesundheitsverträgliche Telekommunikation.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 25.05.2020

diagnose:funk

Umwelt- und Verbraucherorganisation zum Schutz vor elektromagnetischer Strahlung e. V.

Bismarckstr. 63, 70197 Stuttgart
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STANDPUNKT/1190: Lateinamerika - Nachhaltige Entwicklungsziele, Coronapandemie und indigene Perspektiven (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika 

Nachhaltige Entwicklungsziele, Coronapandemie und indigene 
Perspektiven






[image: In einer bergigen Landschaft trägt eine Frau in indigener Kleidung ein großes Bündel Gras oder Stroh - Foto: © ONAMIAP]

Bei den Maßnahmen zur Bewältigung der Coronapandemie sollten indigene
Lebensrealitäten berücksichtigt werden

Foto: © ONAMIAP



(Lima, 10. Mai 2020, Servindi) - In einem Webinar "Coronavirus
und Agenda 2030" haben Vertreter*innen von indigenen Organisationen,
Fridays for Future Peru, dem peruanischen Umweltministerium u.a.
indigene Perspektiven auf die Herausforderungen der Agenda 2030 vor
dem Hintergrund der Coronapandemie diskutiert.

Organisiert wurde das Webinar [1] am 22. April von der peruanischen
Organisation Indigener Frauen der Anden und des Amazonas in Peru
(ONAMIAP) [2]. Deutlich wurden dabei Forderungen nach einer wirksamen
Umsetzung der Nachhaltigen Entwicklungsziele und nach Berücksichtigung
indigener Lebensrealitäten in Anbetracht der Maßnahmen zur Bewältigung
der Coronapandemie.

Die Nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs) der Agenda 2030 sind
politische Zielsetzungen, die weltweit der Sicherung einer
nachhaltigen Entwicklung auf ökonomischer, sozialer sowie ökologischer
Ebene dienen sollen. Sie wurden 2015 von allen Mitgliedsstaaten der
Vereinten Nationen verabschiedet. Alle Regierungen der Länder haben
sich dazu verpflichtet, Strategien zu entwickeln, um die 17 Ziele
(u.a. Armut beenden; Ernährung, Wasser, Gesundheit und Bildung für
alle gewährleisten; nachhaltiges Wirtschaftswachstum und
menschenwürdige Arbeit; Klimawandel und seine Auswirkungen bekämpfen)
bis zum Jahr 2030 zu erreichen. Die Umsetzung drängt.

Coronaviren durchkreuzen indes den ganzen Planeten und streuen viele
Ungewissheiten. Nur eins scheint noch klar: Nichts wird so sein wie
zuvor. Und denkt man dies weiter, wird auch klar: Vieles wird sich
ändern müssen. Durch die Maßnahmen zur Eindämmung des Virus sind nach
einer Analyse von Greenpeace Spanien die Werte der Umweltverschmutzung
in Spanien auf einen historischen Tiefstand gesunken, wie die Zeitung
El País [3] berichtet. Damit wird deutlich, dass wir Teil des Problems
sind, aber auch, dass wir Teil seiner Lösung sein können. Für indigene
Bevölkerungsgruppen, die sich um den direkten Schutz von Mutter Erde
bemühen, ist das allerdings keine neue Erkenntnis.


Herausforderungen, Lösungsansätze und Forderungen

Die Coronakrise zeigt, dass die von uns eingeschlagene und
vorangetriebene zerstörerische wirtschaftliche Entwicklung nicht der
richtige Weg war und ist. Es ist daher an der Zeit, der indigenen
Bevölkerung, die sich dem Vormarsch dieser Entwicklung widersetzt,
zuzuhören. Die bedeutendsten Herausforderungen, Lösungsansätze und
Forderungen, die im Webinar zur Sprache kamen, sind im Folgenden
zusammengefasst.

1. Auf- und Ausbau von Gesundheitssystemen und sanitären Einrichtungen

Das Händewaschen kann vor der Infektion mit dem Coronavirus und auch
vor vielen anderen Krankheiten schützen. Doch weltweit haben etwa drei
Milliarden Menschen keinen Zugang zu sauberem Wasser. Indigene
Bevölkerungsgruppen gehören dazu. Viele von ihnen haben sich bereits
mit Covid-19 angesteckt und es zeigt sich, dass ihnen nicht
ausreichend und nicht ausreichend ausgestattete Krankenhäuser zur
Verfügung stehen. Allein in Peru haben 67 Prozent der indigenen
Gemeinden keine Krankenhausversorgung in der Nähe; der Andenstaat
finanziert den Gesundheitssektor lediglich mit 2,2 Prozent seines
Bruttoinlandsprodukts. Die indigenen Gemeinden benötigen und fordern
deshalb den Auf- und Ausbau von Gesundheitseinrichtungen, und zwar von
solchen, die sich an ihren Lebensrealitäten ausrichten. Verschiedene
Verbände haben dies bereits zum Ausdruck gebracht, doch bisher blieb
die Politik tatenlos.

2. Überwindung von Rassismus und Diskriminierung

Aufgrund der Kolonialgeschichte des lateinamerikanischen Kontinents
wurde immer wieder gelehrt und vermittelt, dass indigene Menschen
weniger wert oder minderwertige Wesen seien. Dieses koloniale Erbe
muss überwunden werden. Es muss damit begonnen werden, indigene
Identitäten anzuerkennen und zu stärken. Dazu bedarf es
kulturpolitisch engagierter Institutionen und Behörden, die dem Wohl
der indigenen Bevölkerung Vorrang vor wirtschaftlichen Interessen
geben.

3. Einstellen des Bergbaus bei Gesundheitsrisiken

Obwohl sich in Peru immer mehr Menschen bei der Arbeit im Bergbau mit
dem Coronavirus infizieren, wird diese nicht eingestellt. Nicht einmal
der Todesfall [4] eines am Virus verstorbenen Arbeiters führte dazu.
Der Bergbau birgt ein sehr hohes Ansteckungs- und Verbreitungsrisiko,
weil sich die Minen in den indigenen Gebieten oder direkt in ihrer
Nähe befinden. Der Staat bringt die Verbreitung des Virus innerhalb
legaler Minen nicht unter Kontrolle und da er in vielen Regionen gar
nicht präsent ist und tatenlos bleibt, nehmen auch illegale
Aktivitäten wie der illegale Holzeinschlag [5] weiter zu. Das Recht
der indigenen Gemeinden auf eine sogenannte vorherige, freie und
informierte Konsultation, die die Anhörung der betroffenen indigenen
Gemeinschaften sowie ihre Teilhabe an Entscheidungen im Bezug auf
ökonomische Maßnahmen garantieren soll, wird somit nicht eingehalten.
Wieder einmal zeigt sich, dass dieses Recht nur auf dem Papier zu
existieren scheint.

4. Berücksichtigung indigener Lebensrealitäten

Jede von der Regierung geplante und umgesetzte Maßnahme muss die
kulturellen Lebensrealitäten der indigenen Gemeinschaften
berücksichtigen. Nur so kann sie ihre Ausgrenzung vermeiden. Die
Regierung muss sich fragen, wie eine Ausgangssperre für Familien
funktionieren soll, die ihre für das Überleben notwendigen
Lebensmittel aus entfernten Orten herbeischaffen müssen. Wie kann das
untereinander Abstandhalten gelingen, wenn die indigenen Gemeinden auf
ein Leben in Gemeinschaft ausgerichtet sind? Und wie kann die indigene
Bevölkerung die Eindämmungsmaßnahmen verstehen und nachvollziehen,
wenn ihre Sprachen und Weltanschauungen in den Informationen der
Behörden keine Berücksichtigung finden?

5. Wiederbelebung der lokalen Wirtschaft

Die Globalisierung darf nicht dazu führen, lokale Wirtschaftszweige zu
vernachlässigen, von denen Menschen abhängig sind. Zurzeit wird mehr
denn je die Abhängigkeit von der Landwirtschaft deutlich. Und es wird
deutlich, dass sie ein vernachlässigter Sektor ist, der gestärkt
werden muss, damit die von ihm abhängigen Menschen nicht sich selbst
überlassen sind. Ein Webinarteilnehmer betonte und kritisierte
diesbezüglich eine Unvereinbarkeit von globalisierter Wirtschaft und
Nachhaltigkeit. Die wirtschaftliche Entwicklung, sagte er, ließe sich
mit einer nachhaltigen Entwicklung nicht in Einklang bringen, ohne
dass dabei Menschen zu Schaden kämen.

6. Anerkennung der traditionellen Medizin

Die traditionelle Medizin der indigenen Gemeinschaften leistet einen
wichtigen Gesundheitsbeitrag. Indigene Gemeinden nutzen seit jeher das
von ihren Vorfahr*innen vermittelte Wissen über die Natur. Die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat das Potenzial der traditionellen
Medizin in verschiedenen Regionen der Erde bereits anerkannt. Doch die
Länder selbst müssen Strategien entwickeln, um dieses Wissen nutzbar
zu machen und die moderne Medizin mit diesem zu ergänzen.

7. Verbesserung des Bildungswesens unter Einbeziehung von Umweltfragen

Die Fortführung des Schulunterrichts während der
Ausgangsbeschränkungen hat auf der Agenda politischer
Entscheidungsträger*innen hohe Priorität. Die Einführung von
virtuellem Unterricht hat jedoch die Situation der vielen Kinder nicht
im Blick, die keinen Internetzugang haben. Und auch wenn der
Unterricht über Radio oder Fernsehen gehalten wird, berücksichtigt das
nicht die Lebensrealitäten indigener Gemeinden. Bildung muss sich nach
dem soziokulturellen Kontext der Kinder richten. Zudem muss sie
Umweltfragen einbeziehen und dabei die Wichtigkeit von Natur- und
Umweltschutz unterstreichen.

8. Zivilgesellschaftliche Überwachung der Justiz

In Ländern mit korrupten Regierungen kann die Erlaubnis zur
Einäscherung von am Coronavirus verstorbenen Menschen und ihre
Bestattung in Massengräbern zum Freifahrtschein werden, Todesursachen
nicht rechtmäßig zu untersuchen. Die Umweltschützer*innen, die bspw.
gegen den illegalen Holzeinschlag vorgehen, befinden sich dadurch in
noch größerer Lebensgefahr [6]. Trotz der Ausgangsbeschränkungen
während der Coronapandemie muss es deshalb unbedingt eine Überwachung
durch die Zivilgesellschaft geben, damit Verfahren rechtmäßig und
transparent durchgeführt werden. In Ländern mit schwachen Demokratien
ist die Kontrolle der Justiz und des staatlichen Handelns generell
durch eine Aufsicht zivilgesellschaftlicher Initiativen unabdingbar,
um Amtsmissbrauch zu unterbinden.

Die Nachhaltigen Entwicklungsziele müssen, vor allem vor dem
Hintergrund der Coronakrise, mit Dringlichkeit umgesetzt werden.
Erforderlich sind dafür aber klare Strategien der Politik. Indigene
Organisationen wie die ONAMIAP oder auch die Koordinierungsstelle der
indigenen Organisationen des Amazonasbeckens (COICA) [7] wissen das
nur zu genau. Deshalb organisieren sie sich und drängen auf wirksame
Antworten, in denen die indigenen Lebensrealitäten Berücksichtigung
finden. COICA hat sogar einen Nothilfefonds für das Amazonasgebiet [8]
eingerichtet, um die dort lebende indigene Bevölkerung vor einem
drohenden Ethnozid zu schützen. Es ist dringend nötig, ihnen jetzt
zuzuhören. Oder wollen wir damit etwa bis zur nächsten Pandemie
warten?


Übersetzung und Ergänzungen: Katharina Greff


Anmerkungen:

[1] https://www.servindi.org/actualidad-noticias/20/04/2020/organizan-seminario-en-linea-coronavirus-y-agenda-2030

[2] https://www.facebook.com/ONAMIAP.pe/videos/225572458751653/

[3] https://elpais.com/elpais/2020/05/07/3500_millones/1588857693_085384.html

[4] https://muqui.org/noticias/fallece-por-covid-19-trabajador-de-antamina-que-fue-evacuado-de-ancash-a-lima/

[5] https://elpais.com/elpais/2020/03/24/album/1585054759_414571.html#foto_gal_1

[6] https://www.survival.es/noticias/12370

[7] https://coica.org.ec/

[8] https://www.amazonemergencyfund.org/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/nachhaltige-entwicklungsziele-coronapandemie-und-indigene-perspektiven/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 27. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/1188: Kohleausstiegsgesetz - Entwurf zur Umsetzung mangelhaft (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - 25. Mai 2020

Kohleausstiegsgesetz: Entwurf zur Umsetzung mangelhaft



Der Wirtschaftsausschuss des Bundestages befasst sich heute mit dem
Kohleausstiegsgesetz. Dazu erklärt Stefanie Langkamp, Leiterin
Kohle- und Energiepolitik des zivilgesellschaftlichen Bündnisses
Klima-Allianz Deutschland:

"Die gesetzliche Verankerung des Kohleausstiegs in Deutschland ist ein
wichtiges und zentrales Anliegen, der aktuelle Vorschlag zur Umsetzung
aber mangelhaft. Wir erwarten von den Fraktionen im Bundestag, dass
sie den Abschaltpfad im Sinne des Pariser Klimaziels entschieden
nachschärfen, die Bestandsgarantie für Garzweiler streichen und mit
den Braunkohlebetreibern einen Klageverzicht vereinbaren, damit klima-
und umweltpolitische Nachsteuerungen möglich bleiben. Sonst drohen der
Konflikt und die Proteste um die Kohle weiterzugehen.

Dem aktuellen Vorschlag nach soll fast die Hälfte der
Braunkohlekapazitäten erst nach 2034 stillgelegt werden, viel zu spät
für den Klimaschutz im Sinne des Pariser Klimaabkommens. RWE erhält
eine Bestandsgarantie für den Tagebau Garzweiler und damit einen
Freifahrtschein zur Zerstörung von weiteren fünf Dörfern, obwohl der
Tagebau massiv verkleinert werden müsste. RWE wird damit sogar noch
mehr Kohle zugebilligt als im aktuellen Entwurf des Abschaltplans
vorgesehen. Die überschüssige Braunkohle wird RWE in die Veredelung
und Brikettierung stecken und so hunderte Millionen Tonnen
Treibhausgase zusätzlich produzieren. Auch in der Lausitz und
Mitteldeutschland bestehen die Pläne für neue Tagebaue weiter. Dies
weicht erheblich von den Empfehlungen der Kohlekommission ab und
widerspricht einem gesamtgesellschaftlichen Kompromiss, wie von dieser
vorgeschlagen. Nun könnte der Braunkohle-Pfad so in einem
öffentlich-rechtlichen Vertrag festgeschrieben werden, dass der klima-
und umweltpolitische Handlungsspielraum künftiger Regierungen
eingeschränkt wird. Dies birgt die Gefahr weiterer hoher
Schadenersatzforderungen, sobald der Kohleausstieg mit Blick auf die
Erfordernisse des Pariser Klimaabkommens nachgeschärft werden muss.

Durch die Entwicklungen bei den CO2-Preisen und zusätzlich bedingt
durch die Corona-Krise kommt hinzu: Die Realität überholt immer mehr
den vereinbarten Kohleausstieg. Derzeit produzieren Erneuerbare und
Gaskraftwerke erheblich günstiger. Etliche Kohlekraftwerke arbeiten
schon lange nicht mehr wirtschaftlich und sollten durch die
Verschärfung dieser Entwicklungen besser früher abgeschaltet werden.
Eine Nachbesserung des Pfades ist deshalb unverzichtbar und neue
Vereinbarungen, die dem entgegenstehen, nicht zu akzeptieren."

Hintergrund Bestandsgarantie Garzweiler:

Eine Bestandsgarantie für Garzweiler ist falsch - der Tagebau müsste
mit dem Kohleausstieg entschieden verkleinert werden. Legt man dem am
16. Januar 2020 beschlossenen Abschaltplan die üblichen
Braunkohleverbräuche zugrunde, ergibt sich ein Restbedarf für alle
drei Tagebaue im Rheinischen Revier zwischen 580 und 685 Millionen
Tonnen bis 2038. Hält man man am Tagebau Garzweiler im Rahmen des
Garzweiler II Beschlusses fest, erhält RWE jedoch 39 bis 64 Prozent
mehr Braunkohle (Drucksache 17/8880 des Deutschen Bundestages).

Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit mehr als 130 Mitgliedsorganisationen
aus den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf
lokaler, nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen
Menschen.
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